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Entwurf eines Gesetzes zur Förderung Erneuerbarer Energien im Wärmebereich 
(Erneuerbare-Energien-Wärmegesetz - EEWärmeG) 


A. Problem und Ziel 

Der Klimawandel stellt unsere Gesellschaft vor neue Herausforderungen. Dazu 
kommt eine weltweit steigende Nachfrage nach Energie. Um in Zukunft eine 
nachhaltige und sichere Versorgung mit Energie zu tragbaren Preisen zu gewähr- 
leisten, müssen die Weichen für eine integrierte Energie- und Klimapolitik ge- 
stellt werden. Als Teil dieses Gesamtkonzepts ist es das Ziel des Emeuerbare- 
Energien-Wärmegesetzes (EEWärmeG), den Anteil Emeuerbarer Energien am 
Energiebedarf von Gebäuden deutlich zu erhöhen. Durch die Nutzung Erneuer- 
barer Energien können fossile Brennstoffe eingespart und der Ausstoß schäd- 
licher Treibhausgase erheblich verringert werden. 


B. Lösung 

Das Gesetz führt die Pflicht ein, bei der Versorgung von neuen Gebäuden mit 
Wärme auf Erneuerbare Energien zurückzugreifen. Die Nutzungspflicht wird 
durch erweiterte Fördermaßnahmen insbesondere für eine sozialverträgliche 
Sanierung von Altbauten und durch eine Regelung flankiert, die es Gemeinden 
und Gemeindeverbänden erlaubt, den Anschluss an ein Wärmenetz auch aus 
Klimaschutzgründen vorzuschreiben. 


C. Alternativen 

Keine 


D. Finanzielle Auswirkungen auf die öffentlichen Haushalte 

Bund, Ländern und Kommunen entstehen Investitionskosten, um die Nutzungs- 
pflicht bei öffentlichen Gebäuden zu erfüllen. 

Der Bund stellt aus den Erlösen aus dem Verkauf von C02-Zertifikaten zusätz- 
liche Mittel für die Förderung von Emeuerbaren Energien im Wärmemarkt be- 
reit. Die Kosten für den Bund (einschließlich Personalmehrkosten) werden mit 
Ausnahme der zusätzlichen Mittel für die finanzielle Förderung Emeuerbarer 
Energien von den zuständigen Ressorts im Rahmen der für ihre Einzelpläne gel- 
tenden Finanzplanansätze gedeckt. 

Daneben führt der Vollzug des Gesetzes durch die Länder zu Verfahrenskosten. 
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E. Sonstige Kosten 

Das Gesamtinvestitionsvolumen, das durch die Nutzungspflicht und die finan- 
zielle Förderung des Erneuerbare-Energien-Wärmegesetzes ausgelöst und von 
den Gebäudeeigentümern getragen wird, beläuft sich Schätzungen zufolge auf 
43,9 Mrd. Euro bis zum Jahr 2020. Davon entfallen 35,1 Mrd. Euro auf private 
Flaushalte und 8,8 Mrd. Euro auf die Wirtschaft. 

Schätzungen gehen von einer Nettokostenwirkung dieses Gesetzes in Flöhe von 
12 Mrd. Euro aus, denn durch dieses Gesetz werden Einsparungen in Flöhe von 
3 1 Mrd. Euro realisiert. 

Abhängig von der genutzten Energiequelle amortisieren sich die Kosten unter- 
schiedlich schnell. Eine sinnvoll eingesetzte Anlage zur Nutzung Emeuerbarer 
Energien kann bereits in deutlich weniger als 20 Jahren wirtschaftlich betrieben 
werden. Schreibt man die bisherige Entwicklung der Preise für fossile Energie- 
träger fort, werden sich Techniken für Emeuerbare Energien noch schneller 
amortisieren. 

Von Auswirkungen auf die Einzelpreise ist auszugehen, ein geringfügig erhö- 
hender Einfluss auf das allgemeine Preisniveau und das Verbraucherpreisniveau 
sind wahrscheinlich. 


F. Bürokratiekosten 

Dem Ziel der Bundesregierung, die Bürokratiekosten spürbar zu senken, wird 
der vorliegende Gesetzentwurf gerecht. Er enthält lediglich drei gesetzliche In- 
formationspfiichten. Erstens entstehen Kosten für den Nachweis der Erfüllung 
der Nutzungspfiicht. Zweitens müssen Eigentümer von Gebäuden, die sich von 
der Nutzungspfiicht befreien lassen möchten, die Kosten für das Befreiungsver- 
fahren tragen. Drittens führt der Erfahrungsbericht, den die Bundesregierung 
dem Deutschen Bundestag vorlegt, zu weiteren geringfügigen Kosten der Ver- 
waltung. 
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Bundesrepublik Deutschland 


Berlin, 



, Februar 2008 


DIE Bundeskanzlerin 


An den 

Präsidenten des 
Deutschen Bundestages 
Herrn Dr. Norbert Lammert 
Platz der Republik 1 
11011 Berlin 


Sehr geehrter Herr Präsident, 

hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen 

Entwurf eines Gesetzes zur Förderung Erneuerbarer Energien 
im Wärmebereich (Erneuerbare-Energien-Wärmegesetz - EEWärmeG) 

mit Begründung und Vorblatt (Anlage 1). 

Ich bitte, die Beschlussfassung des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist das Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und 
Reaktorsicherheit. 

Die Stellungnahme des Nationalen Normenkontrollrates gemäß § 6 Abs. 1 NKRG 
ist als Anlage 2 beigefügt. 

Der Bundesrat hat in seiner 841. Sitzung am 15. Februar 2008 gemäß Artikel 76 
Absatz 2 des Grundgesetzes beschlossen, zu dem Gesetzentwurf wie aus 
Anlage 3 ersichtlich Stellung zu nehmen. 

Die Gegenäußerung der Bundesregierung zu der Stellungnahme des Bundesrates 
wird nachgereicht. 

Mit freundlichen Grüßen 
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Anlage 1 

Entwurf eines Gesetzes zur Förderung Erneuerbarer Energien im Wärmebereich 
(Erneuerbare-Energien-Wärmegesetz - EEWärmeG) 

Vom ... 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlossen: 

Inhaltsübersicht 
Teil 1 Allgemeine Bestimmungen 

§ 1 Zweck und Ziel des Gesetzes 
§ 2 Begriffsbestimmungen 

Teil 2 Nutzung Erneuerbarer Energien 

§ 3 Nutzungspflicht 
§ 4 Geltungsbereich der Nutzungspflicht 
§ 5 Anteil Erneuerbarer Energien 
§ 6 Versorgung mehrerer Gebäude 
§ 7 Ersatzmaßnahmen 
§ 8 Kombination 
§ 9 Ausnahmen 
§10 Nachweise 
§ 1 1 Überprüfung 
§12 Zuständigkeit 

Teil 3 Finanzielle Förderung 

§13 Fördermittel 

§14 Geforderte Maßnahmen 

§15 Verhältnis zur Nutzungspflicht 

Teil 4 Schlussbestimmungen 

§16 Anschluss- und Benutzungszwang 
§17 Bußgeldvorschriften 
§ 1 8 Erfahrungsbericht 
§19 Übergangsvorschrift 
§20 Inkrafttreten 

Anlage (zu den §§ 3 und 7): Anforderungen an die Nutzung 
von Emeuerbaren Energien und Kraft-Wänne-Kopplung so- 
wie an Energieeinsparaiaßnahmen 

Teill 

Allgemeine Bestimmungen 

§ 1 

Zweck und Ziel des Gesetzes 

( 1 ) Zweck dieses Gesetzes ist es, insbesondere im Interes- 
se des Klimaschutzes, der Schonung fossiler Ressourcen und 


der Minderung der Abhängigkeit von Energieimporten, eine 
nachhaltige Entwicklung der Energieversorgung zu ennög- 
lichen und die Weiterentwicklung von Technologien zur Er- 
zeugung von Wärme aus Emeuerbaren Energien zu fördern. 

(2) Um den Zweck des Absatzes 1 unter Wahmng der 
wirtschaftlichen Vertretbarkeit zu erreichen, verfolgt dieses 
Gesetz das Ziel, dazu beizutragen, den Anteil Erneuerbarer 
Energien für die Heizung, Warmwasserbereitung und Erzeu- 
gung von Kühl- und Prozesswänne bis zum Jahr 2020 auf 
14 Prozent zu erhöhen. 

§2 

Begriffsbestimmungen 

(1) Im Sinne dieses Gesetzes ist 

1 . „Geothermie“ die dem Erdboden entnommene Wärme, 

2. „Nutzfläche“ 

a) bei Gebäuden im Sinne der Nummer 5 Buchstabe a 
die Gebäudenutzfläche nach § 2 Nr. 14 der Energie- 
einsparverordnung vom 24. Juli 2007 (BGBl. I 
S. 1519) in der jeweils geltenden Fassung, 

b) bei Gebäuden im Sinne der Nummer 5 Buchstabe b 
die Nettogrundfläche nach § 2 Nr. 15 der Energieein- 
sparverordnung, 

3. „Sachkundiger“ jede Person, die nach § 21 der Energie- 
einsparverordnung zur Ausstellung von Energieauswei- 
sen berechtigt ist, jeweils entsprechend im Rahmen der 
für Wohn- und Nichtwohngebäude geltenden Berechti- 
gung, 

4. „Umweltwärme“ Abwämie und die der Luft oder den 
Gewässern entnommene Wärme, 

5. „Wärmeenergiebedarf ‘ die jährlich benötigte Endenergie- 
menge 

a) bei Gebäuden, die nach ihrer Zweckbestimmung 
überwiegend dem Wohnen dienen, einschließlich 
Wohn-, Alten- und Pflegeheimen sowie ähnlichen 
Einrichtungen (Wohngebäuden) für Heizung und 
Warmwasserbereitung, 

b) bei anderen Gebäuden (Nichtwohngebäuden) für Hei- 
zung, Warmwasserbereitung und Kühlung. 

(2) Der Wämieenergiebedarf nach Absatz 1 Nr. 5 wird 
nach technischen Regeln berechnet. Die Berechnung erfolgt 

1. bei Wohngebäuden in entsprechender Anwendung der 
Bestimmungen der Anlage 1 Nr. 2.1 zur Energieeinspar- 
verordnung und 
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2. bei Nichtwohngebäuden in entsprechender Anwendung 
der Bestimmungen der Anlage 2 Nr. 2. 1 zur Energieein- 
sparverordnung. 


Teil 2 

Nutzung Erneuerbarer Energien 

§3 

Nutzungspflicht 

( 1 ) Die Eigentümer von Gebäuden nach § 4 (Verpflich- 
tete), die nach dem 3 1 . Dezember 2008 fertiggestellt werden, 
müssen den Wärmeenergiebedarf durch die anteilige Nut- 
zung von Biomasse, Geothermie, solarer Strahlungsenergie 
oder Umweltwärme nach Maßgabe der §§ 5 und 6 in Verbin- 
dung mit der Anlage zu diesem Gesetz decken. 

(2) Die Länder können eine Pflicht zur Nutzung von Er- 
neuerbaren Energien bei Gebäuden, die vor dem 1 . Januar 
2009 fertiggestellt worden sind, festlegen. 


§5 


Anteil Erneuerbarer Energien 

(1) Bei Nutzung von solarer Strahlungsenergie wird die 
Pflicht nach § 3 Abs. 1 dadurch erfüllt, dass Sonnenkollek- 
toren mit einer Fläche von mindestens 0,04 Quadratmetern 
Kollektorfläche je Quadratmeter Nutzfläche installiert wer- 
den. Die Länder können insoweit höhere Mindestflächen 
festlegen. 

(2) Bei Nutzung von fester Biomasse, Geothermie und 
Umweltwärme wird die Pflicht nach § 3 Abs. 1 dadurch er- 
füllt, dass der Wärmeenergiebedarf überwiegend aus ihnen 
gedeckt wird. 

(3) Die Pflicht nach § 3 Abs. 1 kann auch durch die Nut- 
zung von 

1 . flüssiger Biomasse in Heizkesseln, die der besten verfüg- 
baren Technik entsprechen, und 

2. gasförmiger Biomasse in Kraft-Wärme-Kopplungsanla- 
gen 


§4 

Geltungsbereich der Nutzungspflieht 

Die Pflicht nach § 3 Abs. 1 gilt für alle Gebäude mit einer 
Nutzfläche von mehr als 50 Quadratmetern, die unter Einsatz 
von Energie beheizt oder gekühlt werden, mit Ausnahme 
von 


erfüllt werden, ln diesem Falle wird die Pflicht nach § 3 
Abs. 1 dadurch erfüllt, dass der Wärmeenergiebedarf über- 
wiegend aus flüssiger oder gasförmiger Biomasse gedeckt 
wird. 

§6 

Versorgung mehrerer Gebäude 


1 . Betriebsgebäuden, die überwiegend zur Aufzucht oder 
zur Haltung von Tieren genutzt werden, 

2. Betriebsgebäuden, soweit sie nach ihrem Verwen- 
dungszweck großflächig und lang anhaltend offenge- 
halten werden müssen, 

3. unterirdischen Bauten, 

4. Unterglasanlagen und Kulturräumen für Aufzucht, Ver- 
mehrung und Verkauf von Pflanzen, 

5. Traglufthallen, Zelten und sonstigen Gebäuden, die da- 
zu bestimmt sind, wiederholt zerlegt und aufgestellt zu 
werden, 

6. provisorischen Gebäuden mit einer geplanten Nut- 
zungsdauer von bis zu zwei Jahren, 

7. Gebäuden, die dem Gottesdienst oder anderen religiö- 
sen Zwecken gewidmet sind, 

8. Wohngebäuden, die für eine Nutzungsdauer von weni- 
ger als vier Monaten jährlich bestimmt sind, 

9. sonstigen Betriebsgebäuden, die nach ihrer Zweck- 
bestimmung auf eine Innentemperatur von weniger als 
12 Grad Celsius oder jährlich weniger als vier Monate 
beheizt sowie jährlich weniger als zwei Monate gekühlt 
werden und 


Die Pflicht nach § 3 Abs. 1 kann auch dadurch erfüllt wer- 
den, dass Verpflichtete, deren Gebäude in räumlichem Zu- 
sammenhang stehen, ihren Wärmeenergiebedarf insgesamt 
in einem Umfang decken, der der Summe der einzelnen Ver- 
pflichtungen nach § 5 entspricht. Betreiben Verpflichtete zu 
diesem Zweck eine oder mehrere Anlagen zur Erzeugung 
von Wärme aus Emeuerbaren Energien, so können sie von 
den Nachbarn verlangen, dass diese zum Betrieb der Anla- 
gen in dem notwendigen und zumutbaren Umfang und gegen 
angemessene Entschädigung die Führung von Leitungen 
über ihre Grundstücke dulden. 

§7 

Ersatzmaßnahmen 

Die Pflicht nach § 3 Abs. 1 gilt als erfüllt, wenn Verpflich- 
tete 

1. den Wärmeenergiebedarf überwiegend und unmittelbar 
aus Kraft-Wärme-Kopplungsanlagen nach Maßgabe der 
Anlage zu diesem Gesetz decken, 

2. Maßnahmen zur Einsparung von Energie nach Maßgabe 
der Anlage zu diesem Gesetz treffen oder 

3 . den Wänueenergiebedarf unmittelbar aus einem Netz der 
Nah- oder Femwärmeversorgung decken, soweit die 
Wärme 


1 0. Gebäuden, die Teil oder Nebeneinrichtung einer Anlage 
sind, die vom Anwendungsbereich des Treibhausgas- 
Emissionshandelsgesetzes vom 8. Juli 2004 (BGBl. 1 
S. 1578), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes 
vom 7. August 2007 (BGBl. 1 S. 1788), in der jeweils 
geltenden Fassung erfasst ist. 


a) zu einem wesentlichen Anteil aus Emeuerbaren Ener- 
gien oder 

b) überwiegend aus Kraft-Wärme-Kopplungsanlagen 
nach Maßgabe der Anlage zu diesem Gesetz 

stammt. 
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§8 

Kombination 

( 1 ) Emeuerbare Energien und Ersatzmaßnahmen nach § 7 
Nr. 1 und 2 können zur Erfüllung der Pflicht nach § 3 Abs. 1 
untereinander und miteinander kombiniert werden. 

(2) Die prozentualen Anteile der tatsächlichen Nutzung 
der einzelnen Emeuerbaren Energien und Ersatzmaßnahmen 
im Sinne des Absatzes 1 im Verhältnis zu der jeweils nach 
diesem Gesetz vorgesehenen Nutzung müssen in der Sum- 
me 100 ergeben. 

§9 

Ausnahmen 

Die Pflicht nach § 3 Abs. 1 entfällt, wenn 

1 . ihre Erfüllung und die Durchführung von Ersatzmaßnah- 
men nach § 7 anderen öffentlich-rechtlichen Pflichten 
widersprechen oder 

2. die zuständige Behörde den Verpflichteten auf Antrag 
von ihr befreit. Von der Pflicht nach § 3 Abs. 1 kann be- 
freit werden, soweit ihre Erfüllung und die Durchführung 
von Ersatzmaßnahmen nach § 7 im Einzelfall 

a) technisch unmöglich sind oder 

b) wegen besonderer Umstände durch einen unangemes- 
senen Aufwand oder in sonstiger Weise zu einer un- 
billigen Härte führen. 

§ 10 

Nachweise 

(1) Die Verpflichteten müssen 

1 . die Nachweise nach Absatz 2 

a) der zuständigen Behörde irmerhalb von drei Monaten 
ab der Fertigstellung des Gebäudes und danach auf 
Verlangen vorlegen und 

b) mindestens fünf Jahre aufbewahren, werm die Nach- 
weise nicht bei der Behörde verwahrt werden, 

2. im Falle der Nutzung von gelieferter Biomasse der zu- 
ständigen Behörde auf Verlangen die Abrechnungen des 
Lieferanten der eingesetzten Biomasse (Brermstoffliefe- 
ranten) vorlegen. 

Die Pflichten nach Satz 1 entfallen, wenn die Tatsachen, die 
mit den Nachweisen nachgewiesen werden sollen, der zu- 
ständigen Behörde bereits bekannt sind. 

(2) Nachweise im Sinne des Absatzes 1 Satz 1 Nr. 1 sind 

1 . bei Nutzung von solarer Strahlungsenergie die Zertifizie- 
rung nach Abschnitt I der Anlage zu diesem Gesetz, 

2. bei Nutzung von fester Biomasse in Feuerungsanlagen 
im Sinne der Verordnung über kleine und mittlere Feue- 
rungsanlagen vom 14. März 1997 (BGBl. I S. 490), 
zuletzt geändert durch Artikel 4 der Verordnung vom 
14. August 2003 (BGBl. I S. 1614), in der jeweils gelten- 
den Fassung die Bescheinigung eines Sachkundigen, 
dass die Anforderungen nach Abschnitt II Nr. 5 der An- 
lage zu diesem Gesetz erfüllt werden. 


3. bei Nutzung von Wärmepumpen die Bescheinigung 
eines Sachkundigen über die Jahresarbeitszahl nach Ab- 
schnitt III Nr. I der Anlage zu diesem Gesetz, 

4. bei Nutzung von flüssiger oder gasförmiger Biomasse die 
Bescheinigung eines Sachkundigen, dass die Anforde- 
rungen nach § 5 Abs. 3 Satz 1 und nach Abschnitt II Nr. 4 
der Anlage zu diesem Gesetz erfüllt werden, 

5. bei Nutzung von Wärme aus Kraft- Wärme-Kopplungs- 
anlagen nach § 7 Nr. 1, 

a) die der Verpflichtete selbst betreibt, die Bescheini- 
gung eines Sachkundigen, 

b) die der Verpflichtete nicht selbst betreibt, die Beschei- 
nigung des Anlagenbetreibers, 

dass die Anforderungen nach Abschnitt IV der Anlage zu 
diesem Gesetz erfüllt werden, 

6. bei Maßnahmen zur Einsparung von Energie nach § 7 
Nr. 2 der Energiebedarfsausweis und 

7. bei Nutzung von Wärme aus einem Netz der Nah- oder 
Femwärmeversorgung nach § 7 Nr. 3 eine Bescheini- 
gung des Wärmenetzbetreibers, dass die Wärme zu 
einem wesentlichen Anteil aus Emeuerbaren Energien 
oder überwiegend aus Kraft- Wärme-Kopplungsanlagen 
nach Maßgabe der Anlage zu diesem Gesetz stammt. 

(3) Die Bescheinigung des Sachkundigen kann 

1. in den Fällen des Absatzes 2 Nr. 1, 4 und 5 Buchstabe a 
durch eine Bescheinigung des Anlagenherstellers oder 

2. in den Fällen des Absatzes 2 Nr. 1, 3, 4 und 5 Buch- 
stabe a durch eine Bescheinigung des Fachbetriebs, der 
die Anlage zur Nutzung der Emeuerbaren Energie ein- 
gebaut hat, 

ersetzt werden. 

(4) Im Falle des § 6 gelten die Pflichten nach Absatz 1 als 
erfüllt, wenn sie bei mehreren Verpflichteten bereits durch 
einen Verpflichteten erfüllt werden. 

(5) Im Falle des § 8 müssen die Pflichten nach Absatz 1 
für die jeweils genutzten Emeuerbaren Energien oder durch- 
geführten Ersatzmaßnahmen erfüllt werden. 

(6) Im Falle des § 9 Nr. 1 haben die Verpflichteten der 
zuständigen Behörde innerhalb von drei Monaten ab der 
Fertigstellung des Gebäudes anzuzeigen, dass die Erfüllung 
der Pflicht nach § 3 Abs. 1 öffentlich-rechtlichen Pflichten 
widerspricht. Dies gilt nicht, wenn die zuständige Behörde 
bereits Kenntnis von den Tatsachen hat, die den Widersprach 
zu den öffentlich-rechtlichen Pflichten begründen. 

(7) Es ist verboten, in einem Nachweis nach Absatz 1 oder 
einer Anzeige nach Absatz 6 unrichtige oder unvollständige 
Angaben zu machen. 

§ 11 

Überprüfung 

(1) Die zuständigen Behörden müssen zumindest durch 
geeignete Stichprobenverfahren die Erfüllung der Pflicht 
nach § 3 Abs. 1 und die Richtigkeit der Nachweise nach § 10 
kontrollieren. 
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(2) Die mit dem Vollzug dieses Gesetzes beauftragten 
Personen sind berechtigt, in Ausübung ihres Amtes Grund- 
stücke und bauliche Anlagen einschließlich der Wohnungen 
zu betreten. Das Grundrecht der Unverletzlichkeit der Woh- 
nung (Artikel 13 des Grundgesetzes) wird insoweit einge- 
schränkt. 

§ 12 

Zuständigkeit 

Die Zuständigkeit der Behörden richtet sich nach Landes- 
recht. 

Teil 3 

Finanzielle Förderung 

§ 13 

Fördermittel 

Die Nutzung Emeuerbarer Energien für die Heizung, 
Warmwasserbereitung und Erzeugung von Kühl- und Pro- 
zesswärme wird durch den Bund bedarfsgerecht in den Jah- 
ren 2009 bis 2012 mit bis zu 500 Millionen Euro pro Jahr 
gefordert. Einzelheiten werden durch Verwaltungsvorschrif- 
ten des Bundesministeriums für Umwelt, Naturschutz und 
Reaktorsicherheit im Einvernehmen mit dem Bundesminis- 
terium der Finanzen geregelt. 

§ 14 

Geförderte Maßnahmen 

Gefordert werden können Maßnahmen für die Heizung, 
Warmwasserbereitung und Erzeugung von Kühl- und Pro- 
zesswärme, insbesondere die Errichtung oder Erweiterung 
von 

1 . solarthermischen Anlagen, 

2. Anlagen zur Nutzung von Biomasse, 

3. Anlagen zur Nutzung von Geothermie und Umwelt- 
wärme sowie 

4. Nahwärmenetzen, Speichern und Übergabestationen für 
Wärmenutzer, wenn sie auch aus Anlagen nach den 
Nummern 1 bis 3 gespeist werden. 

§ 15 

Verhältnis zur Nutzungspflicht 

Maßnahmen können nicht gefördert werden, soweit sie 
der Erfüllung der Pflicht nach § 3 Abs. 1 oder anderweitiger 
gesetzlicher Verpflichtungen dienen. Dies gilt nicht bei 

1. Maßnahmen nach § 14 Nr. 1 bis 3, soweit innovative 
Technologien eingesetzt werden (Einzelheiten werden in 
den Verwaltungsvorschriften nach § 13 Satz 2 geregelt) 
oder 

2. Maßnahmen zur Nutzung von Tiefengeothermie. 


Teil 4 

Schlussbestimmungen 

§ 16 

Anschluss- und Benutzungszwang 

Die Gemeinden und Gemeindeverbände können von einer 
Bestimmung nach Landesrecht, die sie zur Begründung 
eines Anschluss- und Benutzungszwangs an ein Netz der 
öffentlichen Nah- oder Femwärmeversorgung ermächtigt, 
auch zum Zwecke des Klima- und Ressourcenschutzes Ge- 
brauch machen. 

§ 17 

Bußgcldvorschriftcu 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder leicht- 
fertig 

1 . entgegen § 3 Abs. 1 den Wärmeenergiebedarf nicht oder 
nicht richtig mit Emeuerbaren Energien deckt, 

2. entgegen § 10 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 Buchstabe b einen 
Nachweis weniger als fünf Jahre aufbewahrt oder 

3. entgegen § 10 Abs. 7 eine unrichtige oder unvollständige 
Angabe macht. 

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis 
zu fünfzigtausend Euro geahndet werden. 

§ 18 

Erfahrungsbericht 

Die Bundesregierung hat dem Deutschen Bundestag bis 
zum 3 1 . Dezember 2011 und danach alle vier Jahre einen Er- 
fahrungsbericht zu diesem Gesetz vorzulegen. Sie soll insbe- 
sondere über 

1 . den Stand der Markteinführung von Anlagen zur Erzeu- 
gung von Wärme und Kälte aus Emeuerbaren Energien 
im Hinblick auf die Erreichung des Zwecks und Ziels 
nach § 1, 

2. die technische Entwicklung, die Kostenentwicklung und 
die Wirtschaftlichkeit dieser Anlagen, 

3. die eingesparte Menge Mineralöl und Erdgas sowie die 
dadurch reduzierten Emissionen von Treibhausgasen und 

4. den Vollzug dieses Gesetzes 

berichten. Der Erfahmngsbericht macht Vorschläge zur wei- 
teren Entwicklung des Gesetzes. 

§ 19 

Übergangsvorschrift 

(1) § 3 Abs. 1 ist nicht anzuwenden auf die Errichtung 
von Gebäuden, wenn für das Vorhaben vor dem ... [ein- 
fügen: Datum des Inkrafttretens dieses Gesetzes] der Bauan- 
trag gestellt oder die Bauanzeige erstattet ist. 

(2) § 3 Abs. 1 ist nicht anzuwenden auf die nicht geneh- 
migungsbedürftige Errichtung von Gebäuden, die nach 
Maßgabe des Bauordnungsrechts der Gemeinde zur Kennt- 
nis zu bringen sind und mit deren Ausfühmng vor dem . . . 
[einfügen: Datum des Inkrafttretens dieses Gesetzes] begon- 
nen werden durfte oder bereits rechtmäßig begonnen worden 
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ist. Auf sonstige nicht genehmigungsbedürftige, insbesonde- 
re genehmigungs-, anzeige- und verfahrensfreie Errichtun- 
gen von Gebäuden ist § 3 Abs. 1 nicht anzuwenden, wenn 
vor dem . . . [einfügen: Datum des Inkrafttretens dieses Ge- 
setzes] mit der Bauausführung begonnen worden ist. 

§20 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft. 
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Anlage (zu den §§ 3 und 7) 

Anforderungen an die Nutzung von Erneuerbaren Energien und Kraft-Wärme- 
Koppiung sowie an Energieeinsparmaßnahmen 


I. Solare Strahlungsenergie 

Die Nutzung von Solarkollektoren gilt nur dann als Erfül- 
lung der Pflicht nach § 3 Abs. 1, wenn die Solarkollektoren 
nach dem Verfahren der DIN EN 12975-1 (2006-06), 
12975-2 (2006-06), 12976-1 (2006-04) und 12976-2 
(2006-04) mit dem europäischen Prüfzeichen „Solar Key- 
mark“ zertifiziert sind.* 

II. Biomasse 

1 . Als Biomasse darf für den Umfang der Erfüllung der Nut- 
zungspflicht nach § 3 Abs. 1 nur Biomasse im Sinne der 
Biomasseverordnung sowie Klär- und Deponiegas einge- 
setzt werden. 

2. Die Abgrenzung zwischen fester, flüssiger und gasförmi- 
ger Biomasse erfolgt nach dem Aggregatzustand zum 
Zeitpunkt der Einführung in den Konversionsapparat. 

3. Nach Inkrafttreten der Verordnung, die die Bundesregie- 
rung auf Grund des § 37d Abs. 2 Nr. 3 und 4, Abs. 3 Nr. 2 
des Bundes-Immissionsschutzgesetzes vom 26. Septem- 
ber 2002 (BGBl. 1 S. 3830), zuletzt geändert durch Arti- 
kel 3 des Gesetzes vom 18. Dezember 2006 (BGBl. 1 
S. 3180), erlässt (Nachhaltigkeitsverordnung), gilt die 
Nutzung von flüssiger Biomasse nur darm als Erfüllung 
der Pflicht nach § 3 Abs. 1, wenn bei der Erzeugung die- 
ser Biomasse nachweislich die Anforderungen erfüllt 
werden, die in der Nachhaltigkeitsverordnung gestellt 
werden. Der Nachweis der Einhaltung des Satzes 1 ist 
durch den in der Nachhaltigkeitsverordnung vorgesehe- 
nen Nachweis zu erbringen. Vor Inkrafttreten der Nach- 
haltigkeitsverordnung gilt die Nutzung von Palmöl und 
Sojaöl, raffiniert und unraffiniert, nicht als Erfüllung der 
Pflicht nach § 3 Abs. 1 . 

4. Die Nutzung von gasförmiger Biomasse, die auf Erdgas- 
qualität aufbereitet und eingespeist wird, gilt nur dann als 
Erfüllung der Pflicht nach § 3 Abs. 1, wenn bei der Auf- 
bereitung und Einspeisung des Gases die Einhaltung fol- 
gender Voraussetzungen nachgewiesen wird: 

a) eine minimale Methanemission in die Atmosphäre 
nach dem Stand der Technik und 

b) ein maximaler Stromverbrauch von 0,5 Kilowattstun- 
den pro Normkubikmeter Biorohgas. 

Die Prozesswärme, die zur Erzeugung und Aufbereitung 
der gasförmigen Biomasse erforderlich ist, muss aus Er- 
neuerbaren Energien gewonnen werden. 

5. Die Nutzung von fester Biomasse beim Betrieb von Feu- 
erungsanlagen im Sinne der Verordnung über kleine und 


* Amtlicher Hinweis: Alle zitierten DIN-Normen sind im Beuth Verlag 
GmbH, Berlin und Köln, veröffentlicht und beim Deutschen Patent- 
amt in München archiviert. 


mittlere Feuerungsanlagen gilt nur dann als Erfüllung der 
Pflicht nach § 3 Abs. 1, wenn 

a) die Anforderungen der Verordnung über kleine und 
mittlere Feuerungsanlagen erfüllt werden, 

b) ausschließlich Biomasse nach § 3 Abs. 1 Nr. 4, 5, 5a 
oder Nr. 8 der Verordnung über kleine und mittlere 
Feuerungsanlagen eingesetzt wird und 

c) der nach dem Verfahren der DIN 4702 Teil 2 
(1990-03) ermittelte Kesselwirkungsgrad für 
Biomassezentralheizungsanlagen 

aa) bis einschließlich einer Leistung von 50 Kilowatt 
86 Prozent und 

bb) bei einer Leistung über 50 Kilowatt 88 Prozent 
nicht unterschreitet. 

III. Geothermie und Umweltwärme 

1. Sofern Umweltwärme und Geothermie durch Wärme- 
pumpen genutzt werden, gilt diese Nutzung nur dann als 
Erfüllung der Pflicht nach § 3, wenn 

a) die nutzbare Wärmemenge bei 

aa) elektrisch angetriebenen Sole/Wasser- oder Was- 
serAVasser- Wärmepumpen mit einer Jahresar- 
beitszahl von 4,0 oder mehr, 

bb) elektrisch angetriebenen Luft/Wasser-Wärme- 
pumpen mit einer Jahresarbeitszahl von 3,3 oder 
mehr, 

cc) mit fossilen Breimstoffen betriebenen Wärme- 
pumpen mit einer Jahresarbeitszahl von 1,2 oder 
mehr 

bereitgestellt wird und 

b) die Wärmepumpen über einen Wärmemengen- und 
Stromzähler verfügen. 

2. Die Jahresarbeitszahl wird nach den anerkannten Regeln 
der Technik bestimmt. Die Berechnung der Jahresarbeits- 
zahl ist mit der Auslegungs-Vorlauftemperatur für die je- 
weilige Heizungsanlage durchzuführen. 

IV. Kraft-Wärme-Kopplung 

Die Nutzung von Wärme aus Kraft-Wärme-Kopplungsanla- 
gen (KWK- Anlagen) gilt nur dann als Erfüllung der Pflicht 
nach § 3 Abs. 1 und als Ersatzmaßnahme nach § 7 Nr. 1 
und 3, werm die KWK- Anlage hocheffizient im Sinne der 
Richtlinie 2004/8/EG des Europäischen Parlaments und des 
Rates vom 11. Februar 2004 über die Förderung einer am 
Nutzwärmebedarf orientierten Kraft-Wärme-Kopplung im 
Energiebinnenmarkt und zur Änderung der Richtlinie 92/94/ 
EWG (ABI. EU Nr. L 52 S. 50) ist. KWK-Anlagen mit einer 
elektrischen Leistung unter einem Megawatt sind hoch- 
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effizient, wenn sie Primärenergieeinspamngen im Sinne von 

Anhang 111 der Richtlinie 2004/8/EG erbringen. 

V. Maßnahmen zur Einsparung von Energie 

1 . Maßnahmen zur Einsparung von Energie gelten nur dann 
als Ersatzmaßnahme nach § 7 Nr. 2, wenn damit die fol- 
genden Anforderungen der Energieeinsparverordnung in 
der jeweils geltenden Fassung um mindestens 15 Prozent 
unterschritten werden: 

a) bei der Errichtung von Wohngebäuden die Anforde- 
rungen an den Jahres-Primärenergiebedarf und den 
Transmissionswärmeverlust nach § 3 Abs. 1 Satz 1 
der Energieeinsparverordnung in Verbindung mit An- 
lage 1 Tabelle 1 zur Energieeinsparverordnung und 

b) bei der Errichtung von Nichtwohngebäuden die An- 
forderungen an den Jahres-Primärenergiebedarf und 
an den Transmissionswärmetransferkoeffizienten 
nach § 4 Abs. 1 und 2 der Energieeinsparverordnung 
in Verbindung mit Anlage 2 Nr. 1 . 1 und Tabelle 2 zur 
Energieeinsparverordnung. 

2. Soweit andere Rechtsvorschriften höhere Anforderungen 
an den baulichen Wärmeschutz als die Energieeinspar- 
verordnung stellen, treten diese Anforderungen an die 
Stelle der Nummer 1 Buchstabe a oder Buchstabe b. 
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Begründung 


A. Allgemeiner Teil 

I. Zielsetzung und Notwendigkeit des Gesetzes 

Der vorliegende Gesetzentwurf ist erforderlich, um zentrale 
politische Ziele der Vereinten Nationen, der Europäischen 
Union und der Bundesrepublik Deutschland zu erreichen 
und zu einer Verbesserung des Klimaschutzes sowie einer 
nachhaltigen und sicheren Energieversorgung beizutragen. 
Angesichts knapper fossiler Ressourcen verlangt der welt- 
weit kontinuierlich steigende Energiebedarf nach einer deut- 
lichen Steigerung der Energieeffizienz und nach Alternati- 
ven zu den herkömmlichen Energieträgern. Nur Emeuerbare 
Energien sind nach menschlichen Maßstäben unerschöpf- 
lich; dies gilt auch für Biomasse, da es sich um einen nach- 
wachsenden Rohstoff handelt, wenngleich gewisse Grenzen 
durch natürliche Gegebenheiten vorhanden sind. In der 
Verantwortung gegenüber künftigen Generationen gilt es, 
vorhandene Ressourcen zu schonen und regenerative Ener- 
gien zu nutzen. 

Vor diesem Hintergrund hat der Europäische Rat am 
8./9. März 2007 beschlossen, den Anteil der Emeuerbaren 
Energien am Primärenergieverbrauch bis zum Jahr 2020 auf 
20 Prozent zu steigern. Zuvor hat bereits das auf die Klima- 
rahmenkonvention zurückgehende Kyoto-Protokoll das Ziel 
formuliert, den Anteil Erneuerbarer Energien zu erhöhen, 
um den Ausstoß von Treibhausgasen zu reduzieren. Schließ- 
lich haben die G8-Staaten wiederholt ihre Verpflichtung be- 
stätigt, im Sinne einer nachhaltigen Entwicklung der Ener- 
gieversorgung verstärkt Emeuerbare Energien zu nutzen. 

Dementsprechend hat die Bundesregiemng am 24. August 
2007 in Meseberg ein Integriertes Energie- und Klimapro- 
gramm mit dem Ziel verabschiedet, die Treibhausgasemis- 
sionen in Deutschland weiter zu reduzieren. Hierbei spielen 
die Erneuerbaren Energien eine entscheidende Rolle, indem 
sie fossile Energieträger ersetzen und damit zur Reduktion 
der Treibgasemissionen beitragen. Ihr Anteil am Primär- 
energieverbrauch soll in Deutschland bis zum Jahr 2020 
deutlich wachsen. Für die Wärme- und Kälteversorgung er- 
fordert das einen Anstieg von derzeit 6 Prozent auf 14 Pro- 
zent. Der vorliegende Gesetzentwurf enthält ein entspre- 
chendes Ziel. 

Obwohl im Wännesektor große Potenziale hegen, fehlt hier 
bislang ein Instrament, das ähnlich erfolgreich wie das Er- 
neuerbare-Energien-Gesetz (EEG) im Stromsektor ist und 
den dynamischen Ausbau Emeuerbarer Energien bewirkt. 
Angesichts stark gestiegener Preise für fossile Brennstoffe 
und mit Unterstützung von Förderprogrammen, insbesonde- 
re dem Marktanreizprogramm, ist der Anteil Emeuerbarer 
Energien zwar insgesamt deutlich gestiegen. Um die zeitlich 
ambitionierten Ziele zu erreichen, sind jedoch weitere Maß- 
nahmen erforderlich. Das Emeuerbare-Energien-Wänne- 
gesetz bildet einen zentralen Bestandteil dieses Maßnahmen- 
pakets. Es bezweckt Maßnahmen zum Ausbau Emeuerbarer 
Energien, berücksichtigt gleichzeitig ökologische Ziele und 
leistet einen wichtigen Beitrag zur Verbesserang der Versor- 
gungssicherheit in Deutschland. Gerade die Fördemng eige- 
ner Energiequellen erhöht die Unabhängigkeit von Öl- und 


Gasimporten, die häufig aus geopolitisch unsicheren Regio- 
nen stammen. 

Von Bedeutung ist auch die Wirkung des Emeuerbare-Ener- 
gien-Wärmegesetzes für den Wirtschaftsstandort Deut- 
schland. Die mit dem Ausbau Emeuerbarer Energien im 
Wärmemarkt verbundene Herstellung und Instandhaltung 
von Anlagen zur Nutzung Emeuerbarer Energien führt zu In- 
vestitionen, die eine Wertschöpfung im Inland nach sich zie- 
hen und damit auch Arbeitsplätze schaffen. In der gesamten 
Branche der Emeuerbaren Energien ist bis zum Jahr 2020 mit 
einem Anstieg der Beschäftigungszahlen von derzeit mnd 
235 000 auf über 300 000 zu rechnen.' Gerade mittelständi- 
sche Unternehmen im stmkturschwachen ländlichen Raum 
können hier einen Beitrag zur regionalen Entwicklung 
leisten. Gleichzeitig kommt dem Erneuerbare-Energien- 
Wärmegesetz auch eine industriepolitische Bedeutung zu. 
Es fördert gezielt technologische Irmovationen, welche die 
Spitzenposition der deutschen Energiebranche im internatio- 
nalen Wettbewerb stärken. 

Emeuerbare Energien sind ein Wachstumsmarkt. Bis zum 
Jahr 2020 wird eine Versechsfachung des weltweiten Inves- 
titionsvolumens erwartet. Etwa 250 Mrd. Euro werden dann 
für Technologien zur Gewinnung und Nutzung Emeuerbarer 
Energien ausgegeben. In der Entwicklung innovativer Tech- 
nologien zur Nutzung Emeuerbarer Energien hat der Wirt- 
schaftsstandort Deutschland seine Führangsposition in den 
vergangenen Jahren ausgebaut. Auch aufgrand dieser Vor- 
reiterrohe ist davon auszugehen, dass zukünftig ein nennens- 
werter Teil des Weltmarktes, insbesondere im Bereich von 
High-Tech-Produkten mit kurzen Innovationszyklen, von 
Deutschland aus bedient wird. Damit trägt das Emeuerba- 
re-Energien- Wärmegesetz zu einem nachhaltigen Wirt- 
schaftswachstum bei. 

II. Gesetzgebungskompetenz des Bundes 

Die Gesetzgebungskompetenz des Bundes ergibt sich aus 
Artikel 74 Abs. 1 Nr. 24 GG, denn die Bestimmungen fallen 
in den Bereich der Luftreinhaltung. Maßstab für diese kom- 
petenzrechtliche Qualifikation als Gegenstand der konkur- 
rierenden Gesetzgebung ist der in den Regelungen objektiv 
zum Ausdrack kommende Hauptzweck des Gesetzes. Der 
Hauptzweck des Emeuerbare-Energien- Wärmegesetzes als 
ein zentraler Bestandteil des am 24. August 2007 in Mese- 
berg verabschiedeten Integrierten Energie- und Klimapro- 
gramms der Bundesregiemng ist es, den Ausstoß von Treib- 
hausgasen zu verringern und damit das Klima zu schützen. 
Die Pflicht der Gebäudeeigentümer, ihren Wärmeenergiebe- 
darf anteilig aus Emeuerbaren Energien zu decken, ist An- 
knüpfungspunkt zur Erreichung des gewünschten Klima- 
schutzes. Die anderen in § 1 genannten Ziele und Zweck- 


* Emeuerbare Energien: Arbeitsplatzeffekte: Wirkungen des Ausbaus 
Emeuerbarer Energien auf den deutschen Arbeitsmarkt, Juli 2006; Er- 
neuerbare Energien: Bmttobeschäftigung 2006, Teilbericht zum Ab- 
schlussbericht des Vorhabens „Wirkungen des Ausbaus der Emeuer- 
baren Energien auf den deutschen Arbeitsmarkt - Follow up“, 
September 2007, abmfbar im Internet unter 
http://www.emeuerbare-energien.de. 
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bestimmungen zur Schonung fossiler Ressourcen, zur 
Reduzierung der Energieimportabhängigkeit und zur Weiter- 
entwicklung der Technologien ergänzen das übergeordnete 
Ziel des Klimaschutzes. 

Eine Maßnahme dient der Reinhaltung der Luft im Sinne des 
Artikels 74 Abs. 1 Nr. 24 GG, wenn die Schadstoffmenge 
begrenzt oder verringert und dadurch die natürliche Zusam- 
mensetzung der Luft erhalten wird. Der Ausstoß klima- 
schädlicher Treibhausgase beeinträchtigt die Atmosphäre, 
die Bestandteil des Umweltmediums Luft ist. Die Pflicht zur 
Nutzung Emeuerbarer Energien trägt dazu bei, das Mengen- 
ziel nach § 1 Abs. 2 zu erreichen, denn dadurch werden fos- 
sile Energieträger substituiert, der C02-Ausstoß verringert 
und so die Reinhaltung der Luft gewährleistet. 

Der Bund hat mit dem Entwurf eines Emeuerbare-Ener- 
gien-Wärmegesetzes - mit Ausnahme von § 3 Abs. 2 und 
§ 5 Abs. 1 Satz 2 - von seiner Gesetzgebungskompetenz ab- 
schließend Gebrauch gemacht. Regelungen der Länder sind 
somit nur hinsichtlich der Einbeziehung des Altbaus, also 
der vor dem 1 . Januar 2009 fertiggestellten Gebäude, und der 
Festlegung höherer Mindestkollektorflächen bei der Nut- 
zung solarer Strahlungsenergie im Neubau zulässig. Außer- 
dem regeln die Länder die Behördenzuständigkeit (§ 12) und 
können abweichende Vorschriften zum Vollzug regeln, da 
die in dem Gesetzentwurf enthaltenen Vollzugsbestimmun- 
gen, insbesondere §11, nicht als abweichungsfest ausgestal- 
tet worden sind (Artikel 84 Abs. 1 Satz 2 und 5 GG). 

III. Wesentlicher Inhalt 

Der vorliegende Gesetzentwurf schafft einerseits den erfor- 
derlichen Wettbewerb, in dem sich die kostengünstigste Lö- 
sung durchsetzen kann, fordert andererseits aber innovative 
Technologien. Damit lässt der Gesetzentwurf den Verpflich- 
teten einen möglichst großen Entscheidungsspielraum, ist 
technologieoffen und sorgt für einen effektiven Ausbau der 
Emeuerbaren Energien. Der Gesetzentwurf nimmt weiterhin 
die notwendige Differenzierung zwischen Neu- und Altbau- 
ten vor. 

Insgesamt verbindet der Gesetzentwurf drei Schwerpunkte: 

Erstens verpflichtet er Gebäudeeigentümer, ihren Wänue- 
bedarf anteilig aus Emeuerbaren Energien zu decken. Die 
Pflicht beschränkt sich auf neue Gebäude, weil Emeuerbare 
Energien hier technisch einfacher, kosteneffizienter und so- 
zialverträglicher eingesetzt werden können als in bestehen- 
den Gebäuden. Genutzt werden können feste Biomasse, 
Geothermie, Solarthermie und Umweltwärme sowie Biogas 
und nachhaltig erzeugtes Pflanzenöl. Aufgrand des gesetz- 
lichen Ziels, den Einsatz fossiler Energien in der Wänue- 
versorgung und den hierdurch verursachten Ausstoß von 
Treibhausgasen zu reduzieren und dadurch den Klimaschutz 
zu fördern, lässt der Gesetzentwurf auch andere klima- 
schonende Maßnahmen zu: So können Gebäudeeigentüruer 
anstelle von Emeuerbaren Energien auch Wärme aus hoch- 
effizienten KWK-Anlagen nutzen oder verstärkte Maßnah- 
men zur Energieeinsparang durchführen; hierdurch können 
ebenfalls erhebliche Treibhausgasemissionen eingespart und 
dadurch Beiträge zum Klimaschutz geleistet werden. 

Zweitens wird die Nutzungspflicht durch eine finanziell 
deutlich aufgestockte Förderung flankiert. Hierdurch werden 
zusätzliche Anreize insbesondere für den Einsatz innova- 


tiver Technologien gesetzt. Ein weiterer Förderschwerpunkt 
karm insbesondere bei dem Einsatz Emeuerbarer Energien in 
bestehenden Gebäuden gesetzt werden: Modemisierangs- 
maßnahmen des bestehenden Heizungssystems sind sehr 
kostenintensiv. Der hohe Sanierangsaufwand stellt einen 
Hauptgrund des derzeitigen Modemisierangsstaus im Ge- 
bäudebestand dar. Um auch hier die finanziellen Belas- 
tungen sozialverträglich zu gestalten und wirkungsvolle 
Investitionsanreize zu setzen, wird das Fördermittelvolumen 
- vorbehaltlich der genauen Festlegungen in den jeweiligen 
Haushaltsplänen — in den Jahren 2009 bis 2012 auf bis zu 
500 Mio. Euro pro Jahr festgelegt. 

Drittens ermöglicht das Gesetz Gemeinden und Gemeinde- 
verbänden, aufgrund bestehender Enuächtigungsgrandlagen 
des Landesrechts auch aus klimapolitischen Gründen den 
Anschluss- und Benutzungszwang an ein Nah- oder Fem- 
wärmenetz vorzusehen. 

IV. Alternativen 

Das Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und Reak- 
torsicherheit hat im Jahr 2006 alle Instrumente zum verstärk- 
ten Ausbau der Emeuerbaren Energien im Wärmemarkt un- 
tersucht und anschließend mit Verbänden und Unternehmen 
erörtert. Dieser mehrmonatige Konsultationsprozess hat er- 
geben, dass sich weder mit bestehenden Förderinstramenten 
noch aufgrund anderer bundes- oder landesrechtlicher Rege- 
lungen die Ziele des Entwurfs eines Emeuerbare-Ener- 
gien-Wärmegesetzes armähemd so gut verwirklichen ließen 
wie mit der vorgelegten Kombination des Nutzungspflicht- 
modells für den Neubaubereich und mit der Aufstockung des 
Marktanreizprogramms für den Neu- und insbesondere für 
den Altbaubereich. Gerade dessen spezifischen Anforderun- 
gen und den dort vielfach anzutreffenden höheren Kosten 
und größeren technischen Herausforderungen soll das Er- 
neuerbare-Energien-Wärmegesetz gerecht werden. 

Neben dem vorgelegten Kombinationsmodell wurden ins- 
besondere die Einführung eines sog. Bonusmodells mit bun- 
desweitem Ausgleichsmechanismus oder eines Quoten- 
modells sowie ein Abstellen allein auf ein aufgestocktes 
Marktanreizprogramm (fiskalisches Modell) als Alterna- 
tiven diskutiert. 

Gegen das Bonusmodell sprechen die hohen Transaktions- 
kosten, die mit dem Aufbau eines bundesweiten Ausgleichs- 
systems verbunden sind, für das bisher kein Vorbild existiert. 
Gegen das Quotenmodell sprechen die Erfahrungen, die an- 
dere europäische Länder mit ähnlichen Modellen vor allem 
im Strombereich gesammelt haben. Es hat sich gezeigt, dass 
vorgeschriebene Produktionsmengen keinen dynamischen 
Marktausbau bewirken. 

Das fiskalische Modell basiert auf einer finanziellen Förde- 
rung des Ausbaus Emeuerbarer Energien durch Zuwendun- 
gen, also auf einer Fortsetzung des bisher beschrittenen 
Weges über das Marktanreizprogramm. Mit diesem Modell 
lassen sich zwar technologiespezifische Steuerangsabsich- 
ten verfolgen. Das Marktanreizprogramm ist dementspre- 
chend auch sehr erfolgreich. Die letzten Förderjahre haben 
aber gezeigt, dass fiskalische Mittel allein nicht den ge- 
wünschten Ausbau Emeuerbarer Energien im Wärmemarkt 
erzielen. Ein weiterer Nachteil dieses Modells sind die enor- 
men öffentlichen Kosten der finanziellen Förderung. Vor 
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diesem Hintergrund ist das fiskalische Modell allein nicht 
ausreichend, um die Ziele der Bundesregierung zu erreichen. 
Es entfaltet seine Lenkungswirkung am besten als flankie- 
rendes Modell zu einem anderen Modell, insbesondere zu 
dem hier vorgelegten Nutzungspflichtmodeh. Die Kombina- 
tion dieser beiden Modelle erzielt die größte Lenkungswir- 
kung und kann am besten reagieren auf die unterschiedlichen 
spezifischen Anforderungen bei Neu- und Bestandsbauten. 
Verhältnismäßig geringe Kosten und ein begrenzter Verwal- 
tungsaufwand können die vorhandenen C02-Einsparpoten- 
ziale effektiv und langfristig mobilisieren. Nachhaltigkeits- 
kriterien garantieren minimale Belastungen der Umwelt. 

Auch mit den bestehenden landesrechtlichen Förderinstru- 
menten oder mit sonstigen, gegebenenfalls künftig zu erwar- 
tenden, Regelungen auf Landesebene lassen sich die Ziele 
der Bundesregierung nicht verwirklichen. Im Gegenteil 
muss befürchtet werden, dass die Länder bei fehlender bun- 
desgesetzlicher Regelung keine oder nur eine punktuelle, je- 
denfalls aber uneinheitliche Förderung vorsehen. Das würde 
zu Lasten der Investitionssicherheit für die Wirtschaft gehen. 

V. Folgen 

1 . Gewollte und ungewollte Auswirkungen 

a) Überblick 

Der Gesetzentwurf führt für Eigentümer von Neubauten eine 
Pflicht zur anteiligen Nutzung von Emeuerbaren Energien 
ein. Es wird geschätzt, dass in Deutschland jährlich ca. 
175 000 neue Gebäude errichtet werden und deshalb der 
Nutzungspfhcht des § 3 Abs. 1 unterfallen. Es wird davon 
ausgegangen, dass von diesen ca. 150 000 Wohn- und 
25 000 Nichtwohngebäude sind. Nach fachlicher Einschät- 
zung wird davon ausgegangen, dass von den jährlich 
175 000 Verpflichteten 140 000 private Eigentümer (80 Pro- 
zent) sowie 35 000 Unternehmen (20 Prozent) sind. 

Der freiwillige Einsatz Emeuerbarer Energien wird nach 
Maßgabe des § 13 finanziell gefördert. Dies betrifft den Ein- 
satz Emeuerbarer Energien insbesondere iiu Altbau. Es wird 
davon ausgegangen, dass die finanzielle Förderang etwa im 
Verhältnis von 80 Prozent (private Eigentümer) zu 20 Pro- 
zent (Unternehmen) in Anspruch genommen wird. Dieses 
Verhältnis entspricht auch der bisherigen Inanspruchnahme 
des Marktanreizprogramms. 

Auf die Gebäudeeigentümer, die entweder aufgrund der Nut- 
zungspfhcht des § 3 Abs. 1 oder freiwillig - angereizt durch 
die finanzielle Förderung - Emeuerbare Energien einsetzen, 
kommen Investitionskosten zu. Diesem Aspekt stehen je- 
doch mittel- und langfristige Vorteile gegenüber. Emeuerba- 
re Energien zur Wärmeerzeugung werden zunehiuend wett- 
bewerbsfähiger werden, insbesondere wegen verbesserter 
Technologien, Skaleneffekten und weiter steigender Preise 
für konventionelle Energieträger. Je nachdem, wie sich die 
Kosten für Emeuerbare Energien und die Preise für Öl und 
Gas entwickeln, steht sich die Wirtschaftlichkeit bei den ver- 
schiedenen Formen der Emeuerbaren Energien unterschied- 
lich dar. Die Eigentümer erleiden keinen wirtschaftlichen 
Nachteil, wenn sich die Investitionen innerhalb der üblichen 
Betriebsdauer einer Anlage amortisieren. Die erforderlichen 
Investitionskosten und die Wirtschaftlichkeit werden im Fol- 
genden aufgeführt (siehe die Nummern 3 und 4). Positive 


Preiswirkungen bei der Anlagentechnik sind ebenfalls zu er- 
warten (siehe nachfolgend Buchstabe b). 

Zusätzlich lösen die Investitionen einen positiven Beschäfti- 
gungsimpuls aus (siehe unter Buchstabe c). Von diesem 
Impuls profitieren Anlagenproduktion und deren Zuliefer- 
industrien. Trotz Minderausgaben in konventionellen Anla- 
gen kann insgesamt mit einer deutlich positiven gesamtwirt- 
schaftlichen Bilanz gerechnet werden. Insbesondere die 
schwerpunktmäßige Verlagerang der Energienutzung und 
-Umwandlung ins Inland führt dazu, dass die volkswirt- 
schaftliche Wertschöpfung per saldo steigt. 

b) Preiswirkungen 

Durch den Entwurf eines Emeuerbare-Energien-Wärme- 
gesetzes wird der Ausbau der Emeuerbaren Energien in der 
Wärmeversorgung verstärkt. Das erhöht die Nachfrage nach 
Anlagen zur Erzeugung von Wärme aus Emeuerbaren Ener- 
gien und wird zum Aufbau neuer Produktionskapazitäten der 
Anlagenhersteller führen. Der technologische Forschritt 
wird zusammen mit Skaleneffekten durch steigende Produk- 
tionszahlen tendenziell zu einer Reduzierang der Einzel- 
preise für Emeuerbare-Energien- Anlagen führen. 

Da der Entwurf eines Emeuerbare-Energien-Wärmegesetzes 
grandsätzlich technologieoffen ist, befinden sich alle Anla- 
gentechnologien zur Erzeugung von Wärme aus Emeuerba- 
ren Energien iiu Wettbewerb. Gebäudeeigentümer werden 
die jeweils für sie günstigste Variante der Pflichterfüllung 
wählen. Dieser Wettbewerb zwischen den Emeuerbaren 
Energien wird ebenfalls zu sinkenden Anlagenpreisen führen. 

Schließlich wird der Ausbau der Emeuerbaren Energien in 
der Wärmeversorgung die Abhängigkeit von Importen fossi- 
ler Energien, insbesondere Öl und Erdgas, verringern und 
die Nachfrage nach diesen Energien insgesamt reduzieren. 
Dies könnte sich eventuell in geringem Umfang dämpfend 
auf die weitere Steigemng der Preise für fossile Energien 
auswirken. 

c) Beschäftigungsimpulse 

Aktuell sind ca. 235 000 Menschen in Deutschland im ge- 
samten Bereich der Emeuerbaren Energien, also in den 
Sektoren Strom, Wärme und Kraftstoffe, tätig (siehe Ab- 
schnitt I). Die dynamisch wachsende Branche ist mittelstän- 
disch geprägt. Deutschland gilt heute schon als der attrak- 
tivste Unternehmens Standort für Emeuerbare Energien. Die 
Beschäftigungszahlen der Unternehmen können bis zum 
Jahr 2010 uiu bis zu 50 Prozent ausgebaut werden. Bleibt es 
in Zukunft bei einem Ausbau in der bisherigen Geschwin- 
digkeit, ist mit einem Anstieg der Beschäftigungszahlen auf 
bis zu 300 000 Arbeitsplätze zu rechnen. Eine genaue Auf- 
teilung nach den Sektoren Strom, Wärme und Kraftstoffe ist 
bisher nicht erfolgt. 

Eine genaue Aussage zu Arbeitsmarkteffekten hängt von ei- 
ner Vielzahl von Faktoren ab. Auch politische Rahmenbe- 
dingungen spielen eine entscheidende Rolle. Dennoch kann 
festgestellt werden, dass die mit einem verstärkten Ausbau 
Emeuerbarer Energien verbundenen Investitionen zunächst 
einen positiven Beschäftigungsimpuls auslösen. Dieser Iiu- 
puls sorgt in den anlagenherstellenden Wirtschaftsbereichen 
für mehr Beschäftigung. Die Nachfrage nach Vorliefemngen 
steigt und führt in den Zulieferindustrien ebenfalls zu einer 
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deutlichen Beschäftigungszunahme. Diesem Investitions- 
effekt stehen Minderausgaben in konventionelle Anlagen 
(Substitutionseffekt) gegenüber. Der Ausbau Emeuerbarer 
Energien sorgt für Wertschöpfung im Inland. Vemiinderte 
Energieimporte führen zu geringeren Belastungen des volks- 
wirtschaftlichen Einkommens. Dafür müssen die Mehraus- 
gaben zum Ausbau Emeuerbarer Energien gegenfinanziert 
werden, was zu einer Vemiinderung des Budgets beim Ver- 
braucher oder bei einzelnen Nachfragegmppen führt (Bud- 
geteffekt). Diese Effekte müssen nicht nur gegeneinander bi- 
lanziert, sondern in ihren jeweiligen Auswirkungen mit der 
Referenzentwicklung verglichen werden. Nur so zeigt sich, 
welche Beschäftigungseffekte der durch den Entwurf eines 
Emeuerbare-Energien- Wärmegesetzes bewirkte Ausbau Er- 
neuerbarer Energien im Wärmebereich im Vergleich zu einer 
Entwicklung ohne diese Flankiemng hätte. Letztlich wird 
somit die Bmttomehrbeschäftigung, die aus den im Ver- 
gleich zur Referenz verstärkten Investitionen in Herstellung, 
Betrieb und Export folgt, mit der Minderbeschäftigung aus 
den im Vergleich zur Referenz höheren Ausgaben für diese 
Anlagen und geringeren Ausgaben für konventionelle Anla- 
gen bilanziert. Das Ergebnis ist der Nettobeschäftigungs- 
effekt. Es wird geschätzt, dass dieser Effekt im Wärmemarkt 
für die Erneuerbaren Energien im Jahr 2010 bei ca. 24 900 
hegen wird.^ 

2. Kosten für die öffentlichen Haushalte 

Die auch an juristische Personen des öffentlichen Rechts 
gerichtete Pflicht zur anteiligen Nutzung Emeuerbarer Ener- 
gien bei der Wärmeerzeugung belastet die Haushalte von 
Bund, Ländern und Gemeinden nach Berechnungen von 
Forschungsnehmern auf der Gmndlage der durchschnitt- 
lichen Neubaurate voraussichtlich mit insgesamt maximal 
55 Mio. Euro pro Jahr;^ davon entfallen 4 Prozent auf den 
Bund, 10 Prozent auf die Länder, 76 Prozent auf die Kom- 
munen und 10 Prozent auf mittelbare Einrichtungen.'* Die 
Belastungen werden insgesamt aber weitgehend durch ein- 
gesparte Investitionskosten und Einspamngen bei den Aus- 
gaben für fossile Brennstoffe ausgeglichen. Es wird ge- 
schätzt, dass durch die genannten Investitionen die 
öffentliche Hand jeweils über die Laufzeit von 20 Jahren 
Kosten für fossile Brennstoffe in Höhe von 3,9 Mio. Euro 
pro Jahr einsparen wird. 

Für den Vollzug der Nutzungspfhcht entstehen weitere 
Kosten. Der Gesetzentwurf ist so konzipiert, dass den 
betroffenen Behörden so wenig Vollzugsaufwand wie mög- 
lich entsteht: Ergänzend zu den Nachweispflichten der 
betroffenen Gebäudeeigentümer (siehe unter Nummer 5) 
sind die Behörden lediglich zu Stichprobenkontrollen ver- 
pflichtet (§ 11 Abs. 1). Nach ersten Schätzungen durch 
Forschungsnehmer lassen sich die Vohzugskosten für die 


2 Abschätzung durch Ragwitz/Nast/Bürger/Klinski/Leprich, „Eck- 
punkte für die Entwicklung und Einführung budgetunabhängiger In- 
strumente zur Marktdurchdringung Emeuerbarer Energien im Wär- 
memarkt“, Dezember 2006, für die Erreichung des 14-Prozent-Ziels. 

^ Nast/Ragwitz, „Mehr- und Minderkosten der öffentlichen Hand durch 
das EEWärmeG“, Stuttgart, November 2007. 

'* Abgeleitet aus den gesamten Baumaßnahmen der öffentlichen Hand 
gemäß Ragwitz/Nast/Bürger/Klinski/Leprich: „Investitionsbedarf 
einer Nutzungspflicht für Emeuerbare Energien in öffentlichen Ge- 
bäuden“, Karlsruhe, Februar 2006. 


Länder auf insgesamt rund 1,2 Mio. Euro beziffern, was 
knapp 17 Vollzeitstehen bundesweit entspricht.^ Dieser Kos- 
tenabschätzung wurden insbesondere Stichprobenkontrollen 
nach § 11 Abs. 1 in 2 Prozent der Fähe zugrunde gelegt, 
außerdem die Kosten für die Bearbeitung der Befreiungs- 
anträge nach § 9 Nr. 2 und die Kosten für die Ahndung der 
Ordnungswidrigkeiten nach § 17. 

Durch die Erhöhung des Mittelvolumens für die finanzielle 
Förderung Emeuerbarer Energien können in den Jahren 2009 
bis 2012 bedarfsgerecht jährlich bis zu 500 Mio. Euro geleis- 
tet werden. Das gegenüber den bisherigen Haushaltsansät- 
zen deutlich höhere Fördermittelvolumen wird durch die er- 
warteten Einnahmen aus den Erlösen aus der Veräußemng 
von Emissionszertifikaten im Bundeshaushalt refinanziert. 

Durch die Erhöhung des Mittelvolumens entsteht für die zu- 
ständigen Bundesbehörden ein höherer Vollzugsaufwand. 

Die Kosten für den Bund (einschließlich Personalmehrkos- 
ten) werden mit Ausnahme der zusätzlichen Mittel für die 
finanzielle Fördemng Emeuerbarer Energien von den zustän- 
digen Ressorts im Rahmen der für ihre Einzelpläne gelten- 
den Finanzplanansätze gedeckt. 

3. Kosten für Private 

a) Überblick 

Gebäudeeigentümem entstehen durch die verpflichtende 
oder freiwillige Nutzung Emeuerbarer Energien Kosten. 
Abhängig von der Emeuerbaren Energieform und -nutzung 
zählen dazu Investitionskosten, Kosten für die Unterhaltung 
und Wartung der Heizungsanlage sowie gegebenenfalls 
Mehrkosten für den Energieträger (siehe unter den Buch- 
staben b und c). Diesen Kosten stehen Einspamngen gegen- 
über. Kosten für die Installation und Wartung einer Anlage 
zur Nutzung fossiler Energie werden ebenso vermieden wie 
Bezugskosten für herkömmliche Brennstoffe. Steigende 
Preise für Öl und Gas lassen Emeuerbare Energien im Ver- 
gleich zu konventionellen Energieträgern in Zukunft immer 
günstiger werden. Auf mittelfristige Sicht können sich dann 
-je nach eingesetzter Emeuerbarer Energie - die anfängli- 
chen Investitionskosten innerhalb der üblichen Betriebsdau- 
er einer Anlage amortisieren, und die Nutzung Emeuerbarer 
Energien wird rentabel (siehe unter Buchstabe d). Zusätzlich 
entstehen u. U. Kosten für die Beauftragung von Sachkundi- 
gen (siehe unter Buchstabe e). 

b) Investitionskosten® 

Für die Nutzung Emeuerbarer Energien in der Wärmeversor- 
gung fallen Anschaffüngskosten für Anlagen zur Nutzung 
Emeuerbarer Energien an. 

Diese Investitionskosten betragen bei einer Solarthermiean- 
lage für ein neues Einfamilienhaus ca. 2 600 Euro. Bei einem 
Mehrfamilienhaus mit acht Wohnungen hegen die Kosten 


^ Bürger, „Abschätzung der Kosten für den Vollzug des EEWärmeG“, 
Freiburg, November 2007 (umgerechnet auf eine Verpflichtetenzahl 
von 175 000). 

® Alle Zahlen nach Nast, „Mehrkosten und wirtschaftliche Bilanz von 
EE-Anlagen“, Stuttgart, Oktober 2007. Aufgeführt sind jeweils nur 
die Kosten für Neubauten, da nur diese der Nutzungspflicht nach § 3 
unterliegen. 
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bei ca. 1 1 200 Euro; pro Wohneinheit entspricht dies Inves- 
titionskosten von ca. 1 400 Euro. 

Nutzt der Gebäudeeigentümer feste Biomasse in Form von 
Holzpellets, so belaufen sich die erforderlichen Anschaf- 
fungskosten für einen Pelletkessel auf ca. 15 500 Euro im 
Einfamilienhaus . 

Die Investitionskosten für eine Wärmpumpe gestalten sich je 
nach genutzter Energiequelle und Wärmepumpe unter- 
schiedlich. Bei einer Wärmepumpe, die den Wärmebedarf 
eines Einfamilienhauses deckt, beziffern sich die Investi- 
tionskosten auf ca. 17 000 Euro. 

Die Nutzung von auf Erdgasqualität aufbereitetem Biogas 
erfordert in der Regel keine zusätzlichen Investitionen. Die 
Bezugskosten für auf Erdgasqualität aufbereitetes Biogas 
können mit ca. 10 Cent/kWh angenommen werden. 

Um das Verfeuern von flüssiger Biomasse zu ermöglichen, 
sind spezielle Kessel einzusetzen. Der investive Mehrauf- 
wand gegenüber einem herkömmlichen Kessel wird auf ca. 
1 00 bis 200 Euro eingeschätzt. Dazu kommen Bezugskosten 
für flüssige Biomasse in Höhe von derzeit ca. 9 Cent/kWh. 

c) Investitionsvolumen 

Das Gesamtinvestitionsvolumen, das durch das Emeuerba- 
re-Energien-Wärmegesetz, also durch die Nutzungspflicht 
des § 3 Abs. 1 und die finanzielle Förderung nach § 13, aus- 
gelöst wird, lässt sich derzeit nicht quantifizieren. Für die 
Kostenberechnung ist die Beantwortung der Frage maßgeb- 
lich, für welche Emeuerbaren Energien sich wie viele ver- 
pflichtete Eigentümer entscheiden oder in welchem Umfang 
sie von Ersatzmaßnahmen Gebrauch machen werden und 
wie viele Eigentümer freiwillig aufgrund der Förderung 
durch die finanzielle Förderung Emeuerbare Energien nut- 
zen werden. Eine Abschätzung der zukünftigen Entwicklung 
ist hier zum derzeitigen Zeitpunkt nicht möglich. Gerade die 
Nutzungspflicht des § 3 Abs. 1 ist grundsätzlich technolo- 
gieoffen und belässt den Eigentümern die Wahlfreiheit 
zwischen verschiedenen, unterschiedlich investitionskosten- 
intensiven Erneuerbaren Energien. Da die durch das Gesetz 
eingeführte Pflicht neu ist, liegen keine Daten aus der 
Vergangenheit vor, die auf die Zukunft extrapoliert werden 
können. 

Auf Grundlage der Leitstudie 2007: Ausbaustrategie Er- 
neuerbare Energien von Nitsch^ hat das Fraunhofer Institut 
für System- und Innovationsforschung (ISl) in Kooperation 
mit dem Öko-Institut und dem Forschungszentrum Jülich, 
Programmgruppe STE, berechnet, dass für die Erreichung 
des in § 1 erwähnten Ziels eines Anteils von 14 Prozent Er- 
neuerbarer Energien an der Wärmeversorgung ein Gesamt- 
differenzinvestitionsvolumen von 43,9 Mrd. Euro bis zum 
Jahr 2020 erforderlich sei, wobei im gleichen Zeitraum 
Wärme aus konventionellen Energien im Umfang von 
1 527,6 PJ eingespart werde. Das entspreche Kosten für fos- 
sile Brennstoffe in Höhe von 31,3 Mrd. Euro. Im Ergebnis 


^ Nitsch, „Leitstudie 2007 : Ausbaustrategie Emeuerbare Energien, Ak- 
tualisiemng und Neubewertung bis zu den Jahren 2020 und 2030 mit 
Ausblick bis 2050“, Untersuchung im Auftrag des Bundesministe- 
riums für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit, Stuttgart, Feb- 
mar 2007, abmfbar im Internet unter 
http://www.emeuerbare-energien.de. 


führe das Emeuerbare-Energien- Wärmegesetz damit bis 
zum Jahr 2020 zu Differenzkosten in Höhe von insgesamt 
12,6 Mrd. Euro.* Die Differenz der Erzeugungskosten zwi- 
schen den Emeuerbaren Erzeugungstechnologien und den 
konventionellen Referenztechniken betrage im Mittel über 
die Jahre 2008 bis 2020 etwa 970 Mio. Euro. Die abdiskon- 
tierte Summe dieser Differenzkosten betrage 7,1 Mrd. Euro 
für den Zeitraum 2008 bis 2020. 

Unter Zugmndelegung der Annahme, dass 80 Prozent der 
Eigentümer, die von dem Emeuerbare-Energien-Wärme- 
gesetz erfasst werden, private Eigentümer sind (siehe Num- 
mer 1 Buchstabe a), würde dies für den Zeitraum bis 2020 
ein Gesamtdifferenzinvestitionsvolumen für Private von 
35,12 Mrd. Eiu'o und Differenzkosten von 10,08 Mrd. Euro 
bedeuten. 

d) Amortisation 

Den Investitions-, Kapital- und Wartungskosten stehen deut- 
liche Einsparungen gegenüber, da durch die Nutzung Er- 
neuerbarer Energien fossile Energieträger eingespart und 
damit die Brennstoffkosten vermindert werden. Investi- 
tions-, Wartungs- und Kapitalkosten für einen herkömmli- 
chen Heizkessel werden ebenso eingespart. Die folgenden 
Gesamtkostenrechnungen basieren auf einem Zeitraum von 
20 Jahren, einem Anstieg der Bezugspreise für fossile 
Brermstoffe auf 8,8 Cent/kWhjjy im Jahr 2020 entsprechend 
der Leitstudie 2007 von Nitsch^ sowie einer Diskontrate von 
4 Prozent. 

Die Berechnungen für Solarthermieanlagen basieren auf 
typisierten Kennwerten: Für Einfamilienhäuser wird eine 
durchschnittliche Wohnfläche von 120 m^, bei Mehr- 
familienhäusern von 75 m^ pro Wohneinheit angenommen. 
Demnach ergeben sich für Einfamilienhäuser bei einer 
Kollektorfläche von 0,04 m\p,,t^,/m2 jährliche 

Mehrbelastungen von ca. 49 Euro. Das zugrunde gelegte 
Mehrfamilienhaus mit 8 Wohnungen wird mit jährlichen 
Kosten in Höhe von ca. 1 68 Euro belastet. Diese Zahlen kön- 
nen auch deutlich günstiger ausfallen, insbesondere wenn 
aufgrund der zu erwartenden Produktionsausweitungen die 
Anlagenpreise sinken. 

Die Nutzung einer Wärmepumpe rechnet sich nach den zu- 
grunde gelegten Parametern. Trotz der hohen Investitions- 
kosten besteht hier das größte Einsparpotenzial. Die jähr- 
liche Gesamtkostenrechnung ergibt ein Plus von bis zu 1 89 
Euro. 

Beim Einsatz von fester Biomasse in Fonn von Holzpellets 
betragen die jährlichen Brermstoffkosteneinsparungen ca. 
1 235 Euro. Damit verbleibt nach 20 Jahren eine jährliche 
Mehrbelastung von rund 193 Euro. 

e) Nachweiskosten 

Zusätzlich können den Eigentümern, die der Nutzungs- 
pflicht nach § 3 unterliegen, für die Erbringung des Nach- 


* Fraunhofer Institut für System- und Innovationsforschung (ISI)/ Öko- 
Institut/Forschungszentrum Jülich, Programmgruppe STE, „Wirt- 
schaftliche Bewertung von Maßnahmen des Integrierten Energie- und 
Klimaprogramms (lEKP)“, Karlsruhe/Berlin/Jülich, 29. Oktober 
2007. 

® Nitsch, Leitstudie 2007 (siehe Fußnote 7). 
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weises Kosten entstehen, soweit der Nachweis nach § 10 
durch die Beauftragung eines Sachkundigen erbracht werden 
muss. Es wird geschätzt, dass die Kosten für einen solchen 
Nachweis im Durchschnitt 26 Euro pro Auslösefall be- 
tragen.'® Unter Zugrundelegung der Zahl der jährlich betrof- 
fenen privaten Eigentümer (140 000) ergibt sich daraus eine 
Belastung Privater in Höhe von 3,6 Mio. Euro. 

4. Kosten für die Wirtschaft 

Die Kosten für die Wirtschaft berechnen sich in derselben Wei- 
se wie die Kosten für die privaten Eigentümer; es wird daher 
auf die Ausführungen unter Nummer 3 Buchstabe c verwiesen. 
Danach gilt, dass in der Wirtschaft aufgrund ihrer prozentualen 
Betroffenheit von 20 Prozent an der Nutzungspflicht und an 
der finanziellen Förderung (siehe Nummer 1 Buchstabe a) in 
dem Zeitraum bis 2020 ein Gesamtdifferenzinvestitionsvolu- 
men von 8,78 Mrd. Euro und Differenzkosten in Höhe von 2,52 
Mrd. Euro geschätzt werden können. Hinzu treten die Kosten 
für die Beauftragung von Sachkundigen (siehe Nummer 3 
Buchstabe e), die aufgrund des Durchschnittswertes von 
26 Euro pro Auslösefall für die Nichtwohngebäude mit 
910 000 Euro angesetzt werden können. 

5. Bürokratiekosten 

a) Überblick 

Der Gesetzentwurf enthält in den §§ 9 und 10 zwei neue 
Informationspflichten für private wie gewerbliche Eigen- 
tümer von Gebäuden. Diese Informationspflichten sind 
jedoch so ausgestaltet, dass jeden Gebäudeeigentümer nur 
eine der beiden Informationspflichten treffen kann (siehe 
unter den Buchstaben b bis d). Zusätzlich wird eine Infor- 
mationspflicht für die Verwaltung zur Vorlage eines Erfah- 
rungsberichts eingeführt (siehe unter Buchstabe e). 

Bereits heute besteht im Rahmen des Marktanreizprogramms 
eine Informationspflicht für Gebäudeeigentümer, die Förder- 
mittel beantragen. Diese Informationspflicht wird mit dem 
Marktanreizprogramm in das Emeuerbare-Energien-Wärme- 
gesetz inkorporiert (§§ 13 bis 15); dies hatjedoch keine Aus- 
wirkungen auf die bestehende Informationspflicht. 

In der Nachhaltigkeitsverordnung, auf die Abschnitt II Nr. 3 
der Anlage bezüglich der Nachhaltigkeitsanforderungen an 
die Erzeugung von Biomasse für den Einsatz als flüssige 
Biomasse nach dem Erneuerbare-Energien-Wärmegesetz 
verweist, können besondere Nachweispflichten geregelt wer- 
den. Sofern die Nachhaltigkeitsverordnung erlassen wird und 
eine weitere neue Informationspflicht schafft, müssen deren 
Auswirkungen beim Erlass der Verordnung geprüft werden. 

b) Informationspflichten nach den § § 9 und 1 0 

Die neuen Informationspflichten betreffen die Eigentümer 
von Gebäuden, die unter die Nutzungspflicht nach § 3 Abs. 1 
fallen. Je nachdem, ob der Eigentümer die Nutzungspflicht 
erfüllt oder von ihr befreit wird, ist entweder § 9 oder § 10 
als Informationspflicht einschlägig. 

Eigentümer, die von der Nutzungspflicht befreit werden, un- 
terliegen der Informationspflicht nach § 9 Nr. 2. Sie müssen 


Bürger, „Abschätzung der Kosten für den Vollzug des EEWäxmeG“ 
(siehe Fußnote 5). 


im behördlichen Befreiungsverfahren nachweisen, dass die 
Erfüllung der Nutzungspflicht und die Durchführung von 
Ersatzmaßnahmen im Einzelfall technisch unmöglich sind 
oder wegen besonderer Umstände durch einen unangemes- 
senen Aufwand oder in sonstiger Weise zu einer unbilligen 
Härte führen würden. Die Behördenentscheidung ergeht nur 
auf Antrag des Gebäudeeigentümers. Die mit der Antragstel- 
lung verbundene Informationspflicht richtet sich an alle Ge- 
bäudeeigentümer, die der Ansicht sind, aus den im Gesetz 
genannten Gründen keiner Nutzungspflicht zu unterliegen. 
Sie zielt also mit der Erteilung einer Ausnahmegenehmigung 
auf deren Begünstigung ab. Die Informationspflicht adres- 
siert private Gebäudeeigentümer ebenso wie gewerbliche 
und industrielle. An die Befreiung von der Pflicht stellt das 
Gesetz hohe Anforderungen. Zum einen kommt diese nur in 
Ausnahmefällen in Betracht. Zum anderen obliegt die Ent- 
scheidung dem Ermessen der zuständigen Behörde. Der 
Adressatenkreis bleibt überschaubar. 

Das Antragserfordemis ist außerdem auf das für den Vollzug 
erforderliche Minimum reduziert worden. Soweit die Nut- 
zungspflicht bereits kraft Gesetzes und damit ohne behörd- 
lichen Vollzugsakt entfallen kann, ist eine begrenzte In- 
fomrationspflicht vorgesehen: Nach § 9 Nr. 1 entfällt die 
Nutzungspflicht bereits kraft Gesetzes, wenn sie öffentlich- 
rechtlichen Vorschriften widerspricht. Dies muss der Behör- 
de nach § 10 Abs. 6 lediglich angezeigt werden, ohne dass 
weitere Nachweise vorgelegt werden müssen. Eine Ausdeh- 
nung dieser Vereinfachung auf die in § 9 Nr. 2 aufgeführten 
Fälle ist geprüft aber abgelehnt worden. Die in § 9 Nr. 2 ge- 
nannten Fälle machen eine Ermessensentscheidung der Be- 
hörde erforderlich, in die nicht nur technische, sondern auch 
wirtschaftliche und insbesondere soziale Belange einbezo- 
gen werden müssen. 

Eigentümer, die hingegen die Nutzungspflicht erfüllen, müs- 
sen der zuständigen Behörde bestimmte Nachweise über die 
Erfüllung vorlegen. Diese Eigentümer unterliegen also der 
Informationspflicht des § 10. Insbesondere müssen sie nach- 
weisen, dass einzelne Anforderungen an den Einsatz der Er- 
neuerbaren Energien, z. B. bestimmte Qualitätsstandards 
oder ökologische Kriterien, eingehalten werden. Die Nach- 
weispflicht differenziert nach den verschiedenen Anfor- 
derungen und ist auf das erforderliche Minimum reduziert 
worden, um eine sachgerechte und kostengünstige Variante 
wählen zu können. Je nach Emeuerbarer Energie sind daher 
Bescheinigungen eines Sachkundigen, des Anlagenherstel- 
lers, des Installateurs und des Brermstofflieferanten oder der 
Energiebedarfsausweis vorzulegen. Soweit vertretbar, wur- 
den verschiedene Nachweise gleichrangig als zulässig aner- 
kannt, um dem Verpflichteten eine Wahlfreiheit und damit 
die Möglichkeit einzuräumen, den kostengünstigsten Nach- 
weis auszusuchen. Eine weitere Erleichterung bei der Nach- 
weispflicht ist für die quartiersbezogene Lösung vorgesehen 
worden, die einen Nachweis durch nur einen der zusammen- 
geschlossenen Eigentümer ausreichen lässt (§ 10 Abs. 4). 

c) Altemativenprüfüng 

Diese Informationspflichten sind intensiv erörtert und auf 
mögliche Alternativen geprüft worden. Sie sind als unver- 
zichtbar angesehen, jedoch als mildeste Maßnahme ausge- 
staltet und mit einer Stärkung des Vollzugs nach § 1 1 kombi- 
niert worden: Nach § 11 müssen die zuständigen Behörden 
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zumindest durch geeignete Stichprobenverfahren kontrollie- 
ren, ob die Nutzungspflicht erfüllt und die vorgeschriebenen 
Nachweise erbracht wurden. Diese Kombination von Nach- 
weispflicht und behördlicher Kontrolle ist am besten geeig- 
net, den Erfolg des Gesetzes sicherzustellen. Die Ziele der 
Bundesregierung zum Ausbau der Emeuerbaren Energien in 
der Wärmeversorgung können nur dann erreicht werden, 
wenn auch sichergestellt ist, dass die Nutzungspflicht erfüllt 
wird. Wegen des herausragenden öffentlichen Interesses am 
Erfolg dieses Gesetzes sind bundesrechtliche Vorgaben zum 
Vollzug ausnahmsweise geboten. Auch die Anhörung der 
Länder und Verbände zu diesem Gesetzentwurf hat ergeben, 
dass klare bundesgesetzliche Vorgaben zum Vollzug erfor- 
derlich und gewünscht sind. 

Vor diesem Hintergrund sieht der vorgelegte Gesetzentwurf 
eine Differenzierung zwischen Behörden und Privaten vor. 
Die mit der Sicherstellung des Vollzugs einhergehenden 
Kosten und Lasten werden weder allein den Behörden noch 
allein den Eigentümern auferlegt. Eine einseitige Belastung 
sollte vermieden werden. Vielmehr sind die Pflichten so 
verteilt worden, dass sie von denjenigen zu erfüllen sind, bei 
denen sie die volkswirtschaftlich geringsten Kosten verur- 
sachen. Allerdings bleibt es dabei, dass die zuständigen 
Behörden die Einhaltung der Nutzungspflicht (das Ob) 
kontrollieren sollen. Da eine lückenlose Kontrolle kaum 
möglich ist, müssen die Behörden geeignete Stichprobenver- 
fahren anwenden. Die Erfahrungen in anderen Rechtsgebie- 
ten, z. B. im Steuerrecht, zeigen, dass gezielte Stichproben 
die Erreichung gesetzlicher Ziele sicherstellen. Zugleich 
kann der Vollzugsaufwand dadurch auf das erforderliche 
Minimum reduziert werden. 

Bei der Frage, wie die Nutzungspflicht erfüllt wird, ist eine 
umfassende Kontrolle durch die Behörden weder erforder- 
lich noch sachdienlich; sie würde volkswirtschaftlich zu 
höheren Kosten führen. Vielmehr greift hier die Nachweis- 
pflicht nach § 10 des vorgelegten Gesetzentwurfs: Be- 
troffene Gebäudeeigentümer müssen gegenüber der Behörde 
nachweisen, ob die Anforderungen an die Nutzung bestimm- 
ter Emeuerbarer Energien, z. B. die Einhaltung der Quali- 
tätsstandards an Solarthermieanlagen oder die Anforderun- 
gen an die nachhaltige Erzeugung der eingesetzten 
Biomasse, eingehalten wurden. Die Einhaltung dieser An- 
forderungen kann durch einen Nachweis des Eigentümers in 
der Regel leichter, schneller und kostengünstiger erfolgen als 
durch ein behördliches Kontrollverfahren. Da insbesondere 
Bescheinigungen der Anlagenhersteller, Installateure oder 
Brennstofflieferanten zugelassen werden, gehen diese er- 
leichterten Nachweise für den Eigentümer mit sehr geringem 
Zeitaufwand einher, ln vielen Fällen sieht § 10 eine Wahl- 
freiheit des Eigentümers zwischen verschiedenen gleichran- 
gigen Nachweisen vor. Auf diese Weise wird ihm die Mög- 
lichkeit eingeräumt, sich zwischen mehreren gleich 
geeigneten Nachweisen für den günstigsten bzw. zeitspa- 
rendsten zu entscheiden. Die Aufgabe der Behörde besteht 
lediglich darin, die Nachweise und deren Richtigkeit durch 
geeignete Stichprobenverfahren zu kontrollieren (§ 11 
Abs. 1); zu diesem Zweck werden der Behörde Eingriffsbe- 
fugnisse nach § 1 1 Abs. 2 eingeräumt. 

Dieses ausgewogene Zusammenspiel zwischen behörd- 
lichen Aufgaben und Nachweispflichten der Eigentümer ist 
eine Lösung, die die Erfüllung der Nutzungspflicht mit mög- 


lichst geringen Kosten sicherstellt. Maßnahmen, die zu ge- 
ringeren Bürokratiekosten führen, sind zwar denkbar. So 
könnten entweder die Nachweispflichten der Gebäudeeigen- 
tümer oder die Vollzugspflichten der Behörden reduziert 
werden. Dies hätte jedoch zur Folge, dass der Gesetzentwurf 
ins Leere liefe und die Ziele der Bundesregierung zum Aus- 
bau der Emeuerbaren Energien in der Wärmeversorgung 
verfehlt würden. 

d) Kosten der Informationspflichten nach den §§ 9 und 10 

Eine Abschätzung der durch das Antragserfordernis nach § 9 
Nr. 2 und durch die Nachweispflichten nach § 10 entstehen- 
den Kosten ist nur bedingt möglich. Bisher liegen insbeson- 
dere für die einzelnen Nachweisarten keine belastbaren Zah- 
len vor. Die nachfolgenden Berechnungen bemhen daher auf 
Annahmen. Um das derzeitige Informationsdefizit künftig 
zu beheben, soll der Erfahmngsbericht zu diesem Gesetz 
ausdrücklich die Vollzugserfahmngen untersuchen (§18 
Satz 2 Nr. 4) und damit näheren Aufschluss über die anfal- 
lenden Bürokratiekosten geben. 

Vor dem Hintergmnd der Antragsvoraussetzungen in § 9 
Nr. 2 wurde der Ex-ante-Schätzung der Bürokratiekosten zu- 
grande gelegt, dass durchschnittlich 5 Prozent der 175 000 
insgesamt jährlich nach dem Emeuerbare-Energien-Wärme- 
gesetz verpflichteten Bürgerinnen, Bürger und Unternehmen 
(siehe Nummer 1 Buchstabe a) einen Befreiungsantrag stel- 
len werden und daher Infomiationen nach § 9 Nr. 2 erbrin- 
gen müssen. Damit ergeben sich durchschnittlich bis zu 
8 750 Anträge pro Jahr. Der Zeitaufwand zur Befolgung der 
Informationspflichten kann abhängig von den Umständen 
des Einzelfalls stark schwanken und insbesondere bei der 
Einschaltung von Experten zur Beurteilung der wirtschaft- 
lichen Vertretbarkeit relativ groß ausfallen, dürfte im Durch- 
schnitt aber insgesamt zwei Stunden nicht überschreiten. 

Die Wirtschaft wird von diesen Bürokratiekosten unter 
Zugmndelegung der jährlich angenommenen 35 000 Ver- 
pflichteten belastet (siehe Nummer 1 Buchstabe a). Unter 
Zugmndelegung der Antragsrate von 5 Prozent sind mithin 
ca. 1 750 Unternehmen von der Informationspflicht des § 9 
Nr. 2 betroffen. Bei einem Zeitaufwand von zwei Stunden 
und einem durchschnittlichen Tarif von 30,20 Euro pro Stun- 
de (Durchschnittswert der Gesamtwirtschaft) errechnet sich 
daraus für die Antragspflicht nach § 9 Nr. 2 eine Gesamt- 
belastung der Wirtschaft von 105 700 Euro pro Jahr. 

Die Kosten der Nachweispflicht nach § 10 für die Eigen- 
tümer, die keine Befreiung von der Nutzungspflicht bean- 
tragen, richten sich nach dem Umfang der vorzulegenden 
Nachweise. Die Nachweispflicht variiert nach den unter- 
schiedlichen Emeuerbaren Energien. Soweit nach § 10 eine 
Bescheinigung z. B. des Anlagenherstellers erforderlich ist, 
dürfte dies weder für den Gebäudeeigentümer noch für den 
Anlagenhersteller mit relevantem Zeitaufwand verbunden 
sein. An diese Bescheinigung werden keine qualifizierten 
Anfordemngen gestellt; standardisierte Erklämngen des An- 
lagenherstellers reichen in der Regel aus und liegen daher 
vielfach bereits vor. Anders verhält es sich bei den Nach- 
weisen nach § 10, die durch einen Sachkundigen erbracht 
werden müssen. Die Beauftragung des Sachkundigen nimmt 
für den Verpflichteten gmndsätzlich Zeit für die Abwicklung 
(Beauftragung, Ermöglichung der Begutachtung, Rech- 
nungsstellung, Weiterleitung des Nachweises an die Behör- 
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de) in Anspruch. Allerdings ist zu berücksichtigen, dass die 
Informationspflicht nur bei Neubauten greift, bei denen in 
der Regel bereits umfassende Planungsverfahren durchge- 
führt und Sachkundige eingeschaltet werden. Bei dieser Ge- 
legenheit werden bereits heute ähnliche Bescheinigungen 
angefordert und erstellt. Nach fachlicher Einschätzung sind 
die durch § 10 geschaffenen neuen Informationspflichten 
daher kaum mit einem Zeitaufwand verbunden, der zusätz- 
lich zu diesem ohnehin anfallenden Zeitaufwand anfällt, 
sondern bei Gelegenheit bereits erledigt wird. Der neu 
geschaffene zusätzliche Zeitaufwand kann daher auf insge- 
samt ca. 30 Minuten geschätzt werden. Legt man den Durch- 
schnittstarif von 30,20 Euro zugrunde, entfallen auf die 
33 250 Verpflichteten der Wirtschaft, für die kein Befrei- 
ungsantrag nach § 9 Nr. 2 gestellt wird, Bürokratiekosten in 
Höhe von 502 000 Euro pro Jahr. 

Insgesamt ergibt sich daraus eine Belastung der Wirtschaft 
mit Bürokratiekosten in Höhe von 607 700 Euro pro Jahr. 

e) Weitere Kosten 

Geringfügige zusätzliche Kosten zu Lasten des Bundeshaus- 
halts entstehen außerdem durch den Erfahrungsbericht nach 
§18. Diesen Kosten stehen jedoch volkswirtschaftliche Ein- 
sparungen in deutlich größerem Umfang gegenüber, da der 
Erfahrungsbericht eine sinnvolle Überprüfung und Weiter- 
entwicklung des Gesetzes ermöglicht. 

Im Übrigen entstehen keine Bürokratiekosten i. S. v. § 2 
Abs. 1 des Gesetzes zur Einsetzung eines Nationalen Nor- 
menkontrollrates . 

f) Überprüfung 

Der Vollzug des Emeuerbare-Energien-Wärmegesetzes ist 
Gegenstand des Erfahrungsberichts nach § 18, so dass be- 
reits im Jahr 2011 die Bürokratiekosten evaluiert und gege- 
benenfalls Verbesserungsvorschläge zum Vollzug vorgelegt 
werden können. 

VI. Zeitliche Geltung 

Eine Befristung des Gesetzes kommt nicht in Betracht. Die 
unbefristete Geltung garantiert die erforderliche Investi- 
tionssicherheit und schafft die Voraussetzungen für die vor- 
gesehene langfristige Steigerung des Anteils Emeuerbarer 
Energien an der Wärmeerzeugung. Eine periodische Eva- 
luierung des Gesetzes ist vorgesehen (§ 18). 

VII. Vereinbarkeit mit dem Recht der Europäischen 
Union 

Die Bestimmungen des Gesetzes stehen im Einklang mit 
dem Recht der Europäischen Union (EU). Insbesondere ist 
kein Eingriff in eine der Grundfreiheiten des Vertrages zur 
Gründung der Europäischen Gemeinschaft (EGV) ersicht- 
lich. 

Mittelbare Auswirkungen auf die Warenverkehrsfreiheit 
sind durch höherrangige Ziele gerechtfertigt. Nach Artikel 2 
EGV verpflichtet sich die Gemeinschaft zu einem hohen 
Maß an Umweltschutz und der Verbesserung der Umwelt- 
qualität. 

Bei der Anwendung der Bestimmungen über die finanzielle 
Förderung wurden die beihilferechtlichen Regelungen, ins- 


besondere die Artikel 87 bis 89 EGV und die zu ihrer Durch- 
führung erlassenen Bestimmungen, beachtet. 

VIII. Vereinbarkeit mit höherrangigem nationalem 
Recht 

Der Gesetzentwurf steht in Einklang mit den finanzverfas- 
sungsrechtlichen Vorgaben. Geldleistungspflichten gegen- 
über dem Staat oder Sonderabgaben werden nicht erhoben. 

Die mit der anteiligen Nutzungspflicht Emeuerbarer Ener- 
gien nach § 3 Abs. 1 verbundenen Eingriffe in Grandrechte 
sind durch höherrangige Ziele des Gemeinwohls gerechtfer- 
tigt: Soweit Gebäudeeigentümer verpflichtet sind, den Wär- 
mebedarf anteilig mit Erneuerbaren Energien zu decken, 
stellt dies eine Inhalts- und Schrankenbestimmung nach Ar- 
tikel 14 Abs. 1 Satz 2 GG dar, die abstrakt den Pflichtenkreis 
von Gebäudeeigentümem erweitert. Dieser Eingriff ist ge- 
rechtfertigt. Das Emeuerbare-Energien-Wärmegesetz ver- 
folgt mit dem Ausbau der Emeuerbaren Energien im Wärme- 
bereich im Interesse des Klimaschutzes einen legitimen 
Zweck. Es fördert den Klimaschutz, ohne dass relativ milde- 
re, aber gleich wirksame Mittel ersichtlich sind (zur Prüfung 
der Alternativen siehe Abschnitt IV). Die Abwägung der 
widerstreitenden Belange zwischen dem Grundrecht der 
Gebäudeeigentümer und dem mit dem Gesetzentwurf ver- 
folgten Klimaschutz wird maßgeblich durch die Gemein- 
wohlverpflichtung des Eigentums nach Artikel 14 Abs. 2 
GG und durch die Staatszielbestimmung des Artikels 20a 
GG beeinflusst: Das Emeuerbare-Energien-Wämiegesetz 
dient dem Ausbau Emeuerbarer Energien; hierdurch können 
konventionelle Energieträger und Ressourcen eingespart 
und der Ausstoß von klimaschädlichen Gasen reduziert wer- 
den. Damit dient der Gesetzentwurf dem Schutz des Klimas 
und dem Schutz der natürlichen Lebensgrandlagen. Er ist 
daher zugleich - in Anbetracht der Langlebigkeit der Treib- 
hausgase und der langfristigen Auswirkungen des Klima- 
wandels - Ausfluss der Verantwortung für die nachfolgen- 
den Generationen. Dem Klimaschutz kommt in diesem 
Zusammenhang überragende Bedeutung zu. Um die Unver- 
hältnismäßigkeit der Nutzungspflicht im Einzelfall auszu- 
schließen, sieht der Gesetzentwurf eine Befreiungsmöglich- 
keit für Härtefälle (§ 9 Nr. 2) vor. Darüber hinaus nimmt § 4 
Gebäude aus, bei denen der Einsatz Emeuerbarer Energien 
nach Auffassung der Bundesregierung wirtschaftlich nicht 
vertretbar wäre. 

Die Regelung zum Anschluss- und Benutzungszwang (§ 16) 
stellt keinen Eingriff in den Schutzbereich des Artikels 14 
GG dar. Es handelt sich lediglich um eine Erweiterung be- 
reits bestehender Emiächtigungsgrandlagen der Länder, die 
nicht geeignet ist, das Grundrecht auf Eigentumsfreiheit un- 
verhältnismäßig einzuschränken. 

Schließlich erlaubt § 1 1 Abs. 2 berechtigten Personen, Woh- 
nungen von Verpflichteten zu betreten, um die Einhaltung 
der Nutzungspflicht stichprobenartig zu überprüfen. Dies 
stellt einen Eingriff in Artikel 13 Abs. 1 GG dar, wonach die 
Wohnung unverletzlich ist. Dieser Eingriff ist gerechtfertigt. 
Nach Artikel 13 Abs. 7 GG können Eingriffe in die Unver- 
letzlichkeit der Wohnung aufgrund eines förmlichen Geset- 
zes vorgenommen werden, sofern dieses ausreichend be- 
stimmt ist und die eingeschränkte Grandrechtsnorm zitiert. 
Der Gesetzentwurf wahrt auch hier den Grundsatz der 
Verhältnismäßigkeit. Die Möglichkeit, Wohnungen der Ver- 
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pflichteten zu Kontrollzwecken zu betreten, ist durch höher- 
rangige Ziele des Gemeinwohls gerechtfertigt, weil die Vor- 
schrift zur Kontrolle der Nutzungspflicht erforderlich ist. 
Anderenfalls bestünde die Gefahr, dass die Nutzungspflicht 
- mangels Überwachungsmöglichkeit - nicht erfüllt und das 
mit dem Gesetzentwurf verfolgte Ziel verfehlt würde. 

Die hier vorgelegte Regelung des § 1 1 Abs. 2 ist inhaltlich 
identisch mit den in vielen Landesbauordnungen enthaltenen 
und bewährten behördlichen Betretensrechten. Schließlich 
ist neben der Begrenzung auf Stichprobenkontrollen auch zu 
beachten, dass es sich bei den betroffenen Räumen meist um 
Außenanlagen oder Kellerräume handelt, so dass die Anfor- 
derungen an die verfassungsrechtliche Rechtfertigung gerin- 
ger ausfallen. 

IX. Änderungen zur geltenden Rechtslage 

Mit dem vorliegenden Gesetzentwurf wird die gegenwärtig 
allein haushaltsrechtlich im Rahmen der mittelfristigen Fi- 
nanzplanung verankerte und in Richtlinien des Bundes- 
ministeriums für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicher- 
heit konkretisierte Förderung von Maßnahmen zur Nutzung 
Emeuerbarer Energien auf eine breitere gesetzliche Grund- 
lage gestellt. 

X. Gleichstellungspolitische Auswirkungen 

Der Gesetzentwurf hat in der vorgeschlagenen Fassung kei- 
ne Auswirkungen auf die Gleichstellung von Frauen und 
Männern. Er wendet sich unmittelbar an Gebäudeeigen- 
tümerinnen und Gebäudeeigentümer sowie an juristische 
Personen des öffentlichen Rechts und des Privatrechts. Die 
Wirkungen treten unabhängig vom Geschlecht der Betroffe- 
nen ein. Auswirkungen auf die unterschiedlichen Lebens- 
situationen von Frauen und Männern sind nicht zu erwarten. 


B. Zu den einzelnen Vorsehriften 

Zu Teil 1 (Allgemeine Bestimmungen) 

Zu § 1 (Zweck und Ziel des Gesetzes) 

Die Vorschrift normiert den Zweck und das Ziel des Geset- 
zes. Sie bestimmt in Absatz 1 die übergreifenden Ziele des 
Gesetzes mit entsprechenden Zweckbestimmungen und be- 
nennt in Absatz 2 ein konkretes Ziel für den Ausbau der Er- 
neuerbaren Energien zur Heizung und Warmwasserberei- 
tung sowie zur Erzeugung von Kühl- und Prozesswärme bis 
zum Jahr 2020. 

Zu Absatz 1 

Absatz 1 nennt verschiedene, sich teilweise überschneiden- 
de Zweckbestimmungen. Die Aufzählung beginnt mit dem 
Klimaschutz, der angesichts zum Teil dramatischer Verän- 
derungen des Klimas den wichtigsten und dringendsten 
Zweck des Gesetzes vorgibt. Durch internationale Abkom- 
men, insbesondere den Beschluss des Europäischen Rates 
vom 8./9. März 2007, sind die Mitgliedstaaten der Europäi- 
schen Union verpflichtet, den Anteil Erneuerbarer Energien 
am Primärenergiebedarf bis zum Jahr 2020 auf 20 Prozent 
zu steigern. Dazu müssen alle Mitgliedstaaten einen ange- 
messenen Beitrag leisten. Auch Deutschland muss seinen 
Emeuerbare-Energien- Anteil deutlich erhöhen. 


Ferner bezweckt das Gesetz die Schonung fossiler Ressour- 
cen, was insbesondere der Versorgungssicherheit dient. Die 
derzeitige Energieversorgung, insbesondere im Wärme- 
bereich, ist in Deutschland zu wesentlichen Teilen auf den 
Import von Energieträgern angewiesen. Sie beruht auf be- 
grenzt verfügbaren, fossilen Energieträgern. Der mit der 
Nutzung fossiler Energieträger verbundene Kohlendioxid- 
ausstoß entspricht nicht den Anforderungen an ein nachhal- 
tiges Energiesystem. Im Gegensatz dazu stehen Emeuerbare 
Energien unbegrenzt zur Verfügung, haben vergleichsweise 
geringe Umweltaus Wirkungen und erfüllen daher die Anfor- 
derungen der Nachhaltigkeit. Zudem hängt der Weltmarkt- 
preis für Erdöl und Erdgas von der geopolitischen Lage ab 
und unterliegt starken Schwankungen, die nicht vorherseh- 
bar sind und private wie industrielle Verbraucher vor finan- 
zielle Unwägbarkeiten stellen. Aus diesem Grund dient das 
Gesetz nach Absatz 1 auch ausdrücklich dem Zweck, die 
Abhängigkeit von Energieimporten zu vermindern. 

Ein weiterer Zweck des Gesetzes besteht darin, die Weiter- 
entwicklung von Technologien zur Erzeugung von Wärme 
und Kälte aus Emeuerbaren Energien zu fördern. Technische 
und wirtschaftliche Innovationen sollen im Interesse ge- 
ringer volkswirtschaftlicher Kosten zu einer höheren Wirt- 
schaftlichkeit beitragen. Um das in Absatz 2 genannte Ziel 
zu erreichen, müssen Technologien zur Erzeugung und Nut- 
zung von Wärme und Kälte aus Emeuerbaren Energien lau- 
fend fortentwickelt werden. Dazu gibt das Gesetz gezielte 
Impulse. Ziel ist es, den Technologien möglichst schnell zur 
vollständigen preislichen Konkurrenzfähigkeit gegenüber 
den konventionellen Energien zu verhelfen. 

Zu Absatz 2 

Absatz 2 verankert ein Ziel für die Nutzung Erneuerbarer 
Energien zur Heizung und Warmwasserbereitung sowie für 
die Erzeugung von Kühl- und Prozesswärme. Der Anteil 
Emeuerbarer Energien an der Wärmeerzeugung soll bis zum 
Jahr 2020 auf 14 Prozent des Primärenergiebedarfes erhöht 
werden. Dieses Ziel kann technisch und wirtschaftlich 
erreicht werden. Die Leitstudie 2007: Ausbaustrategie 
Emeuerbare Energien" hat gezeigt, dass in absoluten Werten 
der Beitrag der Emeuerbaren Energien zur Wärmeversor- 
gung bis zum Jahr 2020 um 75 Prozent auf 540 PJ pro Jahr 
und der relative Anteil (bezogen auf den Wämiebedarf ohne 
Stromanteil) von 6,3 Prozent in 2005 auf 14 Prozent steigen 
können. Die Studie führt weiter aus, dass bei einer Ver- 
stetigung dieses Wachstums die Emeuerbaren Energien im 
Jahr 2030 sogar mit 770 PJ pro Jahr ca. 23 Prozent des 
(verringerten) Wämiebedarfs und im Jahr 2050 mit 1 180 PJ 
pro Jahr nahezu die Hälfte des Wärmebedarfs in Deutsch- 
land decken können. 

Diese Zahlen umfassen auch die Erzeugung von Prozess- 
wärme, die ca. ein Drittel des gesamten Wärmebedarfs in 
Deutschland ausmacht. Bislang werden Emeuerbare Energien 
bei der Erzeugung von Prozesswärme kaum genutzt; deshalb 
bestehen auch hier große Potenziale, insbesondere im Bereich 
der Niedertemperatur-Prozesswärme. Diese Potenziale wer- 
den nach dem vorgelegten Gesetz über die finanzielle Förde- 
rung nach dem Marktanreizprogramm erschlossen. Eine 
Einbeziehung der Prozesswärme in die Nutzungspflicht nach 


Nitsch, Leitstudie 2007 (siehe Fußnote 7). 


Deutscher Bundestag — 16. Wahlperiode 


-21- 


Drucksache 16/8149 


Teil 2 des Gesetzentwurfs ist hingegen nicht vorgesehen, auch 
weil der Prozesswärmebedarf nicht nach den abstrakten 
Eigenschaften eines Gebäudes berechnet werden kann und 
sich die Prozesswärme nicht in die gebäudespezifische Syste- 
matik des Gesetzes einfligt. 

Absatz 2 bestimmt außerdem, dass die wirtschaftliche Ver- 
tretbarkeit gewahrt werden muss. Vor diesem Hintergrund 
sind die ordnungsrechtliche Nutzungspflicht nach § 3 Abs. 1 
und die Ersatzmaßnahmen nach § 7 sowie der Maßnahmen- 
katalog des § 14 so ausgestaltet, dass einem Gebäudeeigen- 
tümer, der eine Maßnahme auf Grundlage dieses Gesetzes 
durchführt, ein Bündel verschiedener Optionen zur Seite ge- 
stellt wird. Hierdurch soll es ihm ermöglicht werden, eine 
Option zur Erfüllung der Nutzungspflicht zu finden, die ge- 
nerell geeignet ist, die für die Erfüllung der Pflicht nach § 3 
Abs. 1 erforderlichen Aufwendungen innerhalb der üblichen 
Nutzungsdauer durch die eintretenden Einsparungen zu er- 
wirtschaften und die zugleich zumutbar im Sinne des § 9 
Nr. 2 ist. Dies bedeutet jedoch nicht, dass jede der dem Bau- 
herrn zur Auswahl überlassenen Technologieoptionen in die- 
sem Sinne wirtschaftlich vertretbar sein muss. 

Zu § 2 (Begriffsbestimmungen) 

§ 2 enthält die Begriffsbestimmungen des Gesetzes und 
Maßgaben für die Berechnung des Wärmeenergiebedarfs. 

Zu Absatz 1 

Absatz 1 enthält in den Nummern 1 bis 5 die Begriffsbestim- 
mungen des Gesetzes. 

Zu Nummer 1 

Nummer 1 definiert den Begriff „Geothermie“ als die dem 
Erdboden entnommene Wärme und umfasst sowohl die 
oberflächennahe Geothermie als auch die Tiefengeothermie. 
Soweit die oberflächennahe Erdwärme auch Umweltwärme 
darstellt, wird sie im Sinne dieses Gesetzes als Geothermie 
angesehen. 

Zu Nummer 2 

Nummer 2 definiert den Begriff „Nutzfläche“. Dieser Be- 
griff wird durchgängig im Gesetz als Oberbegriff für die Ge- 
bäudenutzfläche bei Wohngebäuden und für die Nettogrund- 
fläche bei Nichtwohngebäuden verwendet. Die Berechnung 
der Nutzfläche erfolgt nach der Anlage zur Energieeinspar- 
verordnung, um einen inhaltlichen Gleichlauf zwischen bei- 
den Regelungsmaterien zu gewährleisten. 

Zu Nummer 3 

Der Gesetzentwurf definiert den Begriff „Sachkundiger“. 
Dieser spielt im Hinblick auf die ebenfalls normierten Nach- 
weispflichten eine wichtige Rolle. Sachkundiger im Sinne 
des Entwurfs eines EEWärmeG ist demnach jede Person, die 
nach § 21 der Energieeinsparverordnung zur Ausstellung 
von Energieausweisen berechtigt ist. Dabei sollen die Diffe- 
renzierungen der Energieeinsparverordnung bei der Ausstel- 
lungsberechtigung für Wohn- und Nichtwohngebäude hier 
entsprechend zur Anwendung kommen. 


Zu Nummer 4 

„Umweltwärme“ ist Abwärme und die Wärme, die der Luft 
oder Gewässern entnommen wird. Dazu gehört jede Form 
von erdoberflächennaher Wärme mit Ausnahme der dem 
Erdboden entnommenen Wärme, die das Gesetz einheitlich 
als Geothermie definiert (Nummer 1). Zur Umweltwänne 
zählen deshalb auch Abwärme, Abwasserwärme und in Fort- 
luft enthaltene Wärme wie Wärme aus mechanischer Lüf- 
tung mit Wärmerückgewinnung und vergleichbare Wärme 
nicht natürlichen Ursprungs. 

Zu Nummer 5 

Mit dem Begriff „Wärmeenergiebedarf“ ist der nach techni- 
schen Regeln berechnete, jährliche benötigte Endenergiebe- 
darf (nicht der Primärenergiebedarf) zur Erzeugung von 
Wärme in Gebäuden gemeint. Bei der Definition des Wär- 
meenergiebedarfs unterscheidet das Gesetz zwischen dem 
Wärmeenergiebedarf für Wohngebäude (Buchstabe a) und 
dem Wärmeenergiebedarf für Nichtwohngebäude (Buchsta- 
be b), der auch die Kühlung mit einschließt. Der Begriff 
„Wohngebäude“ ist inhaltlich identisch mit der entsprechen- 
den Legaldefmition in § 2 Nr. 1 der Energieeinsparverord- 
nung. 

Zu Absatz 2 

In Absatz 2 sind die Berechnungsvorgaben für die Berech- 
nung des in Absatz 1 Nr. 5 legaldefmierten Wärmeenergie- 
bedarfs aufgenommen worden. Grundsätzlich soll der Wär- 
meenergiebedarf nach den technischen Regeln berechnet 
werden, die bei der Ermittlung des Jahresprimärenergie- 
bedarfs nach der Energieeinsparverordnung anzuwenden 
sind. Insoweit wird auf die hier sinngemäß anzuwendenden 
Bestimmungen der Energieeinsparverordnung verwiesen, in 
denen die einschlägigen technischen Regeln für die Berech- 
nung des Endenergiebedarfs differenziert nach Wohn- und 
Nichtwohngebäuden bezeichnet werden. 

Zu Teil 2 (Nutzung Emeuerbarer Energien) 

Zu § 3 (Nutzungspfiicht) 

Absatz 1 verpflichtet Eigentümer von Neubauten zur anteili- 
gen Nutzung Emeuerbarer Energien. Absatz 2 ermächtigt 
die Länder, eine entsprechende Nutzungspfiicht auch für 
Altbauten einzuführen. 

Zu Absatz 1 

§ 3 verpflichtet Gebäudeeigentümer zur anteiligen Nutzung 
Emeuerbarer Energien. Jeder Eigentümer eines Gebäudes 
muss den Wärmeenergiebedarf anteilig mit Emeuerbaren 
Energien decken. Dem liegt die Erkenntnis zugmnde, dass 
die Nutzung Emeuerbarer Energien zur Wärme- und Kälte- 
gewirmung zwar nicht in jedem Einzelfall wirtschaftlich ist, 
Maßnahmen aber mitunter auch darm nicht realisiert werden, 
wenn diese rentabel und zumutbar wären. 

Die Pflicht trifft unabhängig von der Rechtsform jeden Ge- 
bäudeeigentümer. Natürliche Personen sind genauso ver- 
pflichtet wie juristische Personen des Privatrechts und des 
öffentlichen Rechts. Die verpflichtende Nutzung von Emeu- 
erbaren Energien greift unabhängig vom Geschlecht und 
auch dann, wenn mehrere Personen Eigentümer eines Ge- 
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bäudes sind oder eine Person nur Eigentümer eines Gebäu- 
deteils, etwa einer Etagenwohnung, ist. Normadressat ist 
mithin der Gebäudeeigentümer. Dies gilt auch, wenn das Ge- 
bäude oder einzelne Wohn- oder Nutzeinheiten vermietet 
oder verpachtet werden. Hier hat der Gebäudeeigentümer als 
Vermieter die Erfüllung der Nutzungspflicht sicherzustellen. 

Entscheidend ist die Erfüllung des Pflichtanteils bezogen auf 
den gesamten Wärmeenergiebedarf. Der Wärmeenergiebe- 
darf ist in § 2 Abs. 1 Nr. 5 legaldefmiert und umfasst den 
Endenergiebedarf für Heizung und Warmwasser sowie - bei 
Nichtwohngebäuden - auch für die Kühlung; nicht erfasst 
wird hingegen der Endenergiebedarf für Prozesswärme, die 
in dem Gebäude erzeugt wird. Der Gebäudeeigentümer hat 
die Möglichkeit, alle im Gesetz genaimten Formen der rege- 
nerativen Energiegewinnung zu nutzen. Ihm wird also ein 
Wahlrecht eingeräumt. Maßgeblich ist jedoch die Nutzung 
Emeuerbarer Energien ohne vorherige Umwandlung in elek- 
trische Energie. 

Die Nutzungspflicht bezieht sich auf alle Gebäude, die neu 
gebaut und ab 1 . Januar 2009 fertiggestellt werden. Emeuer- 
bare Energien müssen in diesen Gebäuden ab der Fertigstel- 
lung eingesetzt werden. Um den Eigentümern dieser Gebäu- 
de nicht unvermittelt zu verpflichten, sieht das Gesetz eine 
spezielle Übergangsvorschrift in § 20 vor. Diese Regelungen 
geben den Beteiligten die Möglichkeit, sich rechtzeitig auf 
die neuen Verpflichtungen einzustellen und diese bei der Pla- 
nung von Neubauten hinreichend zu berücksichtigen. Auch 
Industrie, Handel, Handwerk und Gewerbe können sich auf 
die zu erwartende Nachfragesteigerung nach Emeuer- 
bare-Energien- Anlagen einstellen. 

Die Beschränkung der ordnungsrechtlichen Nutzungspflicht 
in Absatz 1 auf Neubauten erfolgt, weil es bei diesen Gebäu- 
den für den Eigentümer wesentlich einfacher und investi- 
tionssicherer ist, bereits von Anfang an seine Wärmeversor- 
gung auf moderne Heizungssysteme mit Emeuerbaren 
Energien auszurichten. Im Neubau ist der Primärenergie- 
bedarf des Gebäudes wesentlich geringer als im Bestands- 
bau. Deshalb sinken beim Einsatz von Solarkollektoren, 
Holz- und Pelletanlagen oder Wärmepumpen der Bedarf an 
fossilen Brermstoffen und damit die jährlichen Heizungskos- 
ten. Durch optimale Kombination, z. B. von Solarkollekto- 
ren mit Pelletheizungen kann sogar ganz auf Öl und Gas 
verzichtet werden. Der Gebäudeeigentümer spart damit 
vielfach von Anfang an die Investitionskosten in die fossile 
Heizungstechnik und ist weniger den steigenden Öl- und 
Gaspreisen ausgesetzt, sondern investiert in zukunftsfahige 
innovative Technologien auf Basis Emeuerbarer Energien. 

Dagegen ist im Gebäudebestand der Primärenergiebedarf 
und damit der jährliche Heizkostenbedarf in der Regel im- 
mer höher als im Neubau. Deshalb ist es im Bestandsbau 
besonders wichtig, die erheblichen C02-Mindemngs- und 
Energieeinsparpotenziale zu erschließen, indem veraltete 
fossile Heizkessel durch hocheffiziente Heizungssysteme in 
sinnvoller Kombination mit Emeuerbaren Energien ersetzt 
werden. Derartige umfassende Modemisiemngsmaßnahmen 
des bestehenden alten Heizungssystems sind aber kosten- 
intensiv und betreffen sowohl den Gebäudeeigentümer als 
auch den Mieter. Dieser hohe Saniemngsaufwand stellt ein 
Haupthemmnis des derzeitigen Modemisiemngsstaus im 
Gebäudebestand dar. Um hier die finanziellen Belastungen 
sozialverträglich zu gestalten und wirkungsvolle Investi- 


tionsanreize zu setzen, wird die Nutzungspflicht durch er- 
weiterte Fördermaßnahmen insbesondere für eine sozialver- 
trägliche Saniemng von Altbauten ergänzt. Der Bund wird 
seine Fördemng in den Jahren 2009 bis 2012 bedarfsgerecht 
auf bis zu 500 Mio. Euro aufstocken. Hierdurch können 
insbesondere Gebäudeeigentümer ihre Heizungssysteme 
schneller modernisieren und auch auf Emeuerbare Energien 
umstellen. Mit dieser erheblich aufgestockten finanziellen 
Fördemng werden die bestehenden Hemmnisse in der Hei- 
zungsemeuemng im Gebäudebestand abgebaut. Aus den Er- 
fahmngen der bisherigen Bundesfördemng ist bekannt, dass 
mit einer Zuschussfördemng eine erhebliche Hebelwirkung 
erzielt werden kaim. Mit bis zu 500 Mio. Euro Bundesförde- 
rang können jährlich schätzungsweise 5 Mrd. Euro Investi- 
tionen angeschoben werden. 

Zu Absatz 2 

Absatz 2 ermächtigt die Länder, auch bestehende Gebäude in 
die Nutzungspflicht nach § 3 einzubeziehen. Der Bund hat 
insofern - wie in § 5 Abs. 1 Satz 2 - eine Ausnahme davon 
gemacht, dass er gmndsätzlich mit dem Entwurf eines 
Emeuerbare-Energien-Wärmegesetzes abschließend von 
seiner Gesetzgebungskompetenz Gebrauch gemacht hat. 
Nutzen die Länder diese Ermächtigung, können sie Mindest- 
anteile und Ersatzmaßnahmen selbst regeln, um den Erfor- 
dernissen des Altbaus in spezifischer Weise gerecht werden 
und auch hier wirtschaftlich vertretbare Lösungen festlegen 
zu können. 

Zu § 4 (Geltungsbereich der Nutzungspflicht) 

Die Nutzungspflicht soll für alle Eigentümer von beheizten 
oder gekühlten Gebäuden mit Ausnahme von solchen Ge- 
bäuden gelten, die eine Nutzfläche von höchstens 50 Qua- 
dratmetern haben oder die in den Nummern 1 bis 10 auf- 
gezählt sind. Der Geltungsbereich der Nutzungspflicht 
entspricht in den Nummern 1 bis 9 den Ausnahmen in § 1 
Abs. 2 der Energieeinsparverordnung, so dass ein inhalt- 
licher Gleichlauf zwischen den Anforderangen des Emeuer- 
bare-Energien-Wärmegesetzes mit dem Recht der Energie- 
einspamng sichergestellt ist. Außerdem findet das Gesetz 
nach Nummer 10 keine Anwendung auf Gebäude, die Teil 
oder Nebeneinrichtung einer Anlage sind, die vom Anwen- 
dungsbereich des Treibhausgas-Emissionshandelsgesetzes 
erfasst ist. Diese Anlagen müssen für ihren gesamten Koh- 
lendioxidausstoß Emissionsberechtigungen abgeben. Aller- 
dings reduziert sich die Abgabepflicht in dem Umfang, wie 
das Unternehmen an Stelle fossiler Brennstoffe Emeuerbare 
Energien einsetzt. Damit besteht bei diesen Anlagen durch 
das Instrument des Emissionshandels ein permanenter und 
quotenmäßig nicht begrenzter Anreiz zur Erhöhung des An- 
teils Emeuerbarer Energien an der Deckung des Wärmeener- 
giebedarfs. 

Zu § 5 (Anteil Emeuerbarer Energien) 

In § 5 werden die Anteile für die Nutzung der einzelnen Er- 
neuerbaren Energien am Wärmeenergiebedarf festgelegt, die 
erforderlich sind, um die Pflicht nach § 3 Abs. 1 zu erfüllen. 
Grundsätzlich können Gebäudeeigentümer alle Fonnen Er- 
neuerbarer Energie nutzen; es soll keine Energieform bevor- 
zugt werden. Ein breiter Ansatz ist gewünscht. Zur Ziel- 
erreichung ist entscheidend, dass sich Emeuerbare Energien 
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insgesamt am Markt durchsetzen. Das Emeuerbare-Ener- 
gien-Wärmegesetz ist grundsätzlich technologieoffen. Aller- 
dings können Investitions- und Brennstoffkosten bei den 
verschiedenen Emeuerbaren Energien je nach genutzter 
Energiequelle und je nach Energieverbrauch stark variieren 
(siehe Teil A Abschnitt V Nr. 3). Auch unterscheiden sich 
die Nutzungsformen in ihrer technischen Ausführung. Solar- 
thermie kann ganz individuell je nach Beschaffenheit des 
Gebäudes und je nach Wärmebedarf konzipiert werden. Die 
Nutzungen von fester Biomasse, Geothermie und Umwelt- 
wärme sind Lösungen, die den Wärmebedarf grundsätzlich 
vollständig decken; nur an besonders kalten Tagen muss ein 
unterstützender Kessel zugeschaltet werden. 

Vor diesem Hintergrund sehen die Absätze 1 bis 3 unter- 
schiedliche Anforderungen an den Einsatz von solarer Strah- 
lungsenergie (Absatz 1), von fester Biomasse, Geothermie 
und Umweltwärme (Absatz 2) sowie von flüssiger und gas- 
förmiger Biomasse (Absatz 3) vor, jeweils ergänzt durch 
spezielle Anforderungen in der Gesetzesanlage. Beim Ein- 
satz solarer Strahlungsenergie müssen mindestens 0,04 Qua- 
dratmeter Kollektorfläche installiert werden, während alle 
anderen Emeuerbaren Energien - einzeln oder nach § 8 
kombiniert - den Wänneenergiebedarf überwiegend decken 
müssen. 

Zu Absatz 1 

Absatz 1 bestimmt die Voraussetzungen für die Erfüllung der 
Nutzungspflicht durch den Einsatz von solarer Strahlungs- 
energie. Unter Solarthermie im Sinne des EEWärmeG ist nur 
solche solare Strahlungsenergie zu verstehen, die einer von 
einem Wärmeträgermedium durchströmten Solaranlage ent- 
nommen wird. Der solaren Strahlungsenergie kommt auf- 
grund ihrer Umweltverträglichkeit eine besondere Bedeu- 
tung für die Wärmeversorgung zu. Die Auswirkungen auf 
die natürliche Umgebung sind gering. 

Nach Satz 1 können Gebäudeeigentümer ihre anteilige Nut- 
zungspflicht dadurch erfüllen, dass sie eine solarthermische 
Anlage installieren, die mindestens eine Fläche von 0,04 
Quadratmetern je Quadratmeter Nutzfläche aufweist. Diese 
Kollektorfläche ist nach gegenwärtigen Erkenntnissen 
gmndsätzlich geeignet, um ca. 15 Prozent des Wärme- 
energiebedarfs durch Solarthennie zu decken. 

Nach Satz 2 können die Länder bezüglich der Mindestkol- 
lektorfläche von den getroffenen Regelungen abweichen und 
größere Flächen für die zu nutzenden Kollektorflächen ver- 
bindlich vorschreiben, sofern z. B. aufgrund der regionalen 
Gegebenheiten wie der Sonnenscheindauer auch größere 
Kollektorflächen wirtschaftlich vertretbar sind. Eine Abwei- 
chung von den übrigen Vorschriften des Gesetzes durch 
Landesrecht, z. B. die Zulassung von nicht zertifizierten 
Solaranlagen oder eine Ausdehnung des Katalogs der 
Ausnahmen, ist hingegen nicht zulässig; insoweit hat der 
Bund - ebenso wie bei § 3 Abs. 2 - von seiner konkurrieren- 
den Gesetzgebungskompetenz abschließend Gebrauch ge- 
macht. 

Nach Abschnitt I der Anlage zu diesem Gesetz gilt die 
Nutzung solarer Strahlungsenergie nur dann als Erfüllung 
der Nutzungspflicht, wenn die eingesetzten Solarkollektoren 
das europäische Prüfzeichen „Solar Keymark“ tragen. Ein 
gesetzlich verbindlicher Einsatz von regenerativen Wärme- 


technologien erfordert die Gewährleistung technischer Min- 
deststandards. Die Qualität von Komponenten solarthermi- 
scher Anlagen kann durch das europaweit eingeführte Label 
„Solar Keymark“ sichergestellt werden. 

Zu Absatz 2 

Absatz 2 regelt die Voraussetzungen für die Erfüllung der 
Nutzungspflicht durch den Einsatz von fester Biomasse, 
Geothermie und Umweltwärme. Diese Emeuerbaren Ener- 
gien müssen so eingesetzt werden, dass der Wärmeenergie- 
bedarf überwiegend, also zu mehr als 50 Prozent, aus ihnen 
gedeckt wird. Das bedeutet, dass für die Erfüllung der Nut- 
zungspflicht die jährlich benötigte Endenergiemenge für 
Heizung und Warmwasserbereitung sowie gegebenenfalls 
Kühlung nach den Rechenregeln der Energieeinsparverord- 
nung insgesamt zu mehr als 50 Prozent aus Anlagen bereit- 
gestellt werden muss, die feste Biomasse, Geothermie oder 
Umweltwärme nutzen. 

Weitere Anforderangen an die Nutzung regeln die Ab- 
schnitte II und III der Anlage zu dem Gesetz. So bestimmt 
die Anlage, dass die Nutzung fester Biomasse beim Betrieb 
von Feuerungsanlagen im Sirme der Verordnung über kleine 
und mittlere Feuerungsanlagen (1. BImSchV) nur dann als 
Pflichterfüllung gilt, wenn 

a) die Voraussetzungen dieser Verordnung erfüllt sind, 

b) ausschließlich Biomasse nach § 3 Abs. 1 Nr. 4, 5, 5a oder 
Nr. 8 der 1. BImSchV eingesetzt wird und 

c) der nach dem Verfahren der DIN 4702 Teil 2, Ausgabe 
März 1990, ermittelte Kesselwirkungsgrad - je nach 
Leistung - 86 bzw. 88 Prozent nicht unterschreitet. 

Die Voraussetzungen müssen kumulativ vorliegen. In Be- 
tracht kommen Heizanlagen, die z. B. mit Holzpellets, 
Holzhackschnitzeln oder Scheitholz beschickt werden. Der 
geforderte Kesselwirkungsgrad soll sicherstellen, dass die 
Nutzungspflicht nur durch den Einsatz effizienter Feue- 
rungsanlagen erfüllt werden kann. Heizungsanlagen, die mit 
fester Biomasse befeuert werden, können den Wärmeener- 
giebedarf grundsätzlich zu 100 Prozent decken. Beispiels- 
weise zur Warmwassererzeugung oder zu besonders ener- 
gieintensiven Zeiten (z. B. besonders kalter Tag) können 
jedoch weitere Wärmeerzeuger erforderlich werden, so dass 
aus diesem Grund keine vollständige Nutzung fester Bio- 
masse gefordert wird. Eine überwiegende Deckung des 
Wärmeenergiebedarfs durch feste Biomasse ist technisch 
und wirtschaftlich jedoch ohne weiteres erreichbar. 

Deckt ein Gebäudeeigentümer seinen Wärmeenergiebedarf 
überwiegend aus Geothermie, erfüllt dies ebenfalls die Ver- 
pflichtung zur anteiligen Nutzung Eraeuerbarer Energien. 
Geothermie umfasst dabei nicht nur die herkömmliche Nut- 
zung von Erdwärme, sondern auch die Nutzung von Erd- 
wärme durch Tiefengeothermie. Die Nutzung richtet sich 
nach den zusätzlichen Anforderungen in Abschnitt III der 
Anlage zu diesem Gesetz. Die dort normierten Anforderun- 
gen gelten nur für den Einsatz von Wärmepumpen, nicht je- 
doch, wenn Tiefpumpen eingesetzt werden. Da eine Wärme- 
pumpe mit Strom oder Wärme betrieben werden muss, kann 
diese Art der Wärmeerzeugung nur unter bestimmten Effi- 
zienzvoraussetzungen als nachhaltig eingestuft werden. 
Wärmepumpen werden deshalb nur als pflichterfüllend aner- 
kaimt, soweit die nutzbare Wärmemenge einer elektrisch an- 
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getriebenen Wärmepumpe im Falle von Sole/Wasser- und 
Wasser/Wasser-Wärmepumpen das 4,0fache sowie im Falle 
von Luft/Wasser-Wärmepumpen das 3,3fache der zum Be- 
trieb erforderlichen Strommenge oder bei einer mit fossilen 
Breimstoffen betriebenen Pumpe das l,2fache der zum Be- 
trieb erforderlichen Brennstoffmenge übersteigt und die 
Wärmepumpe zum Nachweis dieser Anforderungen über 
einen Wärmemengen- und Stromzähler verfügt. Entschei- 
dend ist also das Verhältnis von Antriebsenergie zu Nutz- 
wärme. Die Jahresarbeitszahl bringt das Verhältnis zwischen 
erzeugter Energie in Form der Heizwärme und der eingesetz- 
ten elektrischen Energie zum Ausdruck. 

Der Begriff „Umweltwärme“ wird in § 2 Abs. 1 Nr. 4 legal- 
defmiert. Auch bei ihrer Nutzung müssen die Anforderungen 
nach Abschnitt 111 der Anlage zu diesem Gesetz eingehalten 
werden. 

Zu Absatz 3 

Flüssige und gasfonnige Biomasse können ebenfalls für die 
Erfüllung der Pflicht nach § 3 Abs. 1 genutzt werden, wenn 
sie in bestimmten Anlagen eingesetzt werden. 

Der Einsatz von flüssiger Biomasse gilt nach Nuirrmer 1 als 
pfhchterfüllend, wenn diese Biomasse in einem Heizkessel 
genutzt wird, der der besten verfügbaren Technik entspricht. 
Dies ist zum Zeitpunkt der Verabschiedung dieses Gesetzes 
die Breimwerttechnologie. Nach Nummer 2 darf gasfonnige 
Biomasse nur in Kraft-Wärme-Kopplungsanlagen verbrannt 
werden. So wird sichergestellt, dass gasförmige Biomasse 
nur in effizienten Verbrennungsanlagen genutzt wird und 
einen entsprechend hohen Beitrag zur Erreichung des Ge- 
samtziels zum Ausbau der Emeuerbaren Energien leisten 
kann. Die Anforderungen des Abschnitts IV der Anlage zu 
diesem Gesetz an KWK- Anlagen sind auch hier einzuhalten. 
Schließlich ist nicht erforderlich, dass der Verpflichtete un- 
mittelbar selbst Biogas einsetzt; vielmehr reicht es aus, wenn 
er einen Liefervertrag mit einem Brennstoffheferanten ab- 
schließt, sofern dieser Lieferant nachweist, dass er einen ent- 
sprechenden Anteil Biogas in das Netz eingespeist hat; dem- 
entsprechend wird in Abschnitt 11 Nr. 4 der Gesetzesanlage 
bei der Nutzung von gasförmiger Biomasse auch (nur) auf 
die Gaseinspeisung abgestellt. 

Liegen diese Voraussetzungen vor, können Eigentümer von 
Gebäuden flüssige und gasförmige Biomasse - gleichrangig 
zu den anderen Emeuerbaren Energien - für die Erfüllung 
der Nutzungspfhcht einsetzen. Auch hier müssen sie dann, 
wie bei fester Biomasse, Geothermie und Umweltwärme 
nach Absatz 2, den Wänneenergiebedarf überwiegend, also 
zu mehr als 50 Prozent, aus Bioöl und Biogas decken. 

Weiterhin sind die Anfordemngen der Gesetzesanlage zu be- 
achten. Demnach gilt als Biomasse nur Biomasse im Sinne 
der Biomasseverordnung. Die Anfordemngen der Nachhal- 
tigkeitsverordnung an die nachhaltige Erzeugung von Bio- 
masse für flüssige Bioenergieträger, die die Bundesregie- 
mng aufgmnd des § 37d Abs. 2 Nr. 3 und 4, Abs. 3 Nr. 2 
BImSchG erlässt, müssen ebenfalls eingehalten werden, um 
sicherzustellen, dass Herstellung und Qualität von flüssiger 
Biomasse bestimmte Umweh- und Klimastandards erfüllen. 
Die Nutzung von Palmöl und Sojaöl wird bis zum Inkrafttre- 
ten der Nachhaltigkeitsverordnung für unzulässig erklärt. 
Das gilt unabhängig davon, ob es sich um raffiniertes oder 


nichtraffmiertes Öl handelt. Gerade hier wurde oft eine nicht 
nachhaltige Erzeugung beobachtet. 

Die Nutzung gasförmiger Biomasse gilt weiterhin nur dann 
als Erfüllung der Nutzungspfhcht, wenn bei der Aufberei- 
tung und Einspeisung des Gases in das Erdgasnetz die 
Methanemissionen in die Atmosphäre nach dem Stand der 
Technik minimiert und ein maximaler Stromverbrauch von 
0,5 Kilowattstunden pro Normkubikmeter Biorohgas nach- 
gewiesen werden. Die zur Erzeugung und Aufbereitung der 
gasförmigen Biomasse erforderliche Prozesswänne muss 
aus Emeuerbaren Energien gewonnen werden. 

Zu § 6 (Versorgung mehrerer Gebäude) 

Zur Wahrung städtebaulicher Belange, insbesondere des 
Stadt- und Ortsbildes, sollen in § 6 so genannte quartiersbe- 
zogene Lösungen anerkannt werden. Unter einer quartiers- 
bezogenen Lösung versteht das Gesetz entweder die Erfül- 
lung der Pflicht durch einen Eigentümer, der mehrere 
Gebäude in räumlichem Zusammenhang baut, oder den Zu- 
sammenschluss mehrerer Eigentümer von Gebäuden oder 
Gebäudeteilen auf Gmndstücken, die in räumlichem Zusam- 
menhang stehen, zu dem Zweck, die Nutzungspfhcht ge- 
meinschaftlich zu erfüllen. 

Die Regelung soll außerdem privat getragene Gemein- 
schaftslösungen zur Erfüllung der Nutzungspfhcht unterstüt- 
zen und damit den Normadressaten auch größere Flexibilität 
bei der Suche nach sinnvollen Lösungen ermöglichen. Hier- 
für kann z. B. bei ungünstigen baulichen Gegebenheiten ein 
Bedürfnis bestehen. 

Nach Satz 1 kann die Nutzungspfhcht dadurch erfüllt wer- 
den, dass der Verpflichtete oder die Verpflichteten insge- 
samt über gemeinschafts- oder quartiersbezogene Lösungen 
ihren Wärmebedarf in dem vom Gesetz vorgegebenen Um- 
fang decken, auch wenn isoliert betrachtet nicht jedes in die 
Lösung einbezogene Gebäude die Anforderungen erfüllt. 
Entscheidend ist also, dass der oder die Eigentümer zusam- 
men so viel Wärme aus Emeuerbaren Energien nutzen, wie 
sie das ohne die Möglichkeit der quartiersbezogenen Lö- 
sung in der Summe der einzelnen Verpflichtungen hätten 
tun müssen, ln solchen Fällen ist auch eine Kombination 
mehrerer Emeuerbarer Energien und KWK-Anlagen nach 
den Regeln des § 8 zulässig. 

Gedacht ist vornehmlich an nachbarschaftliche Gemein- 
schaftslösungen, doch setzt die Bestimmung nicht voraus, 
dass die Gmndstücke der zusammengeschlossenen Eigentü- 
mer unmittelbar aneinandergrenzen. Diese Fallgestaltung 
kann auftreten, wenn zwischen den Gmndstücken koopera- 
tionsbereiter Eigentümer ein Gmndstück belegen ist, dessen 
Eigentümer sich an der Gemeinschaftslösung nicht beteiligt, 
sei es, weil er der Nutzungspflicht nicht unterliegt oder weil 
er eine individuelle Lösung anstrebt, ln solchen Situationen 
kann es zur Durchfühmng einer quartiersbezogenen Lösung 
erforderlich sein, Leitungen über dessen Gmndstück zu füh- 
ren und das Gmndstück zu betreten. Soweit hierzu erforder- 
lich und dem belasteten Nachbarn nach Treu und Glauben 
auch zumutbar, soll der Nachbar zur Duldung des Betretens 
seines Gmndstücks und - gegen angemessene Entschädi- 
gung durch die an der Gemeinschaftslösung Beteiligten - zur 
Duldung der Fühmng der Leitungen über sein Gmndstück 
verpflichtet sein. 
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Zu § 7 (Ersatzmaßnahmen) 

§ 7 ermöglicht Gebäudeeigentümem, die Nutzungspflicht zu 
erfüllen, indem sie keine Emeuerbaren Energien einsetzen, 
sondern Ersatzmaßnahmen ergreifen. Die Pflicht zur antei- 
ligen Nutzung Emeuerbarer Energien gilt demnach als er- 
füllt, wenn der Gebäudeeigentümer Wärme nutzt, die in 
Kraft-Wärme-Kopplung erzeugt wird (Nummer 1), Maß- 
nahmen zur Einsparung von Energie trifft (Nummer 2) oder 
den Wärmeenergiebedarf aus einem Netz der öffentlichen 
Nah- und Femwärmeversorgung deckt, soweit dieses mit 
wesentlichen Anteilen Emeuerbarer Energien oder überwie- 
gend auf KWK-Basis betrieben wird (Nummer 3). 

Zu Nummer 1 

Nach Nummer 1 gilt die Nutzung von Wärme aus Kraft- 
Wärme-Kopplung als Pflichterfüllung, soweit ihr Anteil am 
Wärmeenergiebedarf des Gebäudes überwiegt. Gemäß Ab- 
schnitt IV der Anlage zu dem Gesetz gilt die KWK-Nutzung 
nur dann als Pflichterfüllung, wenn sie in einer hocheffizien- 
ten KWK-Anlage erfolgt; für den Begriff der hocheffizien- 
ten KWK-Anlage verweist die Anlage auf die europäische 
sog. KWK-Richtlinie 2004/8/EG, deren Anforderungen ins- 
besondere an die Primärenergieeinspamng erfüllt werden 
müssen. Die Norm trägt damit dem Gedanken der Energieef- 
fizienz Rechnung. Die hocheffiziente Betriebsweise einer 
KWK-Anlage spart in erheblichem Umfang Primärenergie 
ein und venuindert den Ausstoß umweltschädlicher Treib- 
hausgase. Dies gilt auch für KWK-Anlagen auf fossiler 
Betriebsbasis. Deshalb ist es auch - ungeachtet der Anforde- 
rungen an die Hocheffizienz nach Abschnitt IV der Anlage 
zu dem Gesetz - für Nummer 1 unbeachtlich, welcher Ein- 
satzstoff in der KWK-Anlage eingesetzt wird; dies können 
sowohl fossile als auch alle Emeuerbaren Energien sein. 

Zu Nummer 2 

Nummer 2 eröffnet die Möglichkeit, den Einsatz Emeuerba- 
rer Energien durch Maßnahmen zur Energieeinspamng oder 
zur Verbessemng der Energieeffizienz zu erfüllen. Maßnah- 
men zur Einspamng von Energie sollen aufgmnd ihrer Be- 
deutung für die C02-Einspamng ersatzweise anerkannt wer- 
den. Gebäude müssen so gut gedämmt sein, dass im Ergebnis 
deutlich Energie eingespart wird. Als Anknüpfungspunkt 
dienen die Standards der Energieeinsparverordnung. Auf- 
gmnd der baulichen Gegebenheiten werden an Wohn- und 
Nichtwohngebäude unterschiedliche Anfordemngen ge- 
stellt. 

Zu Nummer 3 

Nach Nummer 3 gilt die Nutzungspflicht als erfüllt, wenn 
der Wärmeenergiebedarf aus einem Netz der öffentlichen 
Nah- und Fernwärme gedeckt wird. Dies gilt allerdings nur, 
wenn die Wärme zu einem wesentlichen Anteil aus Emeuer- 
baren Energien oder überwiegend aus Kraft-Wärme-Kopp- 
lungsanlagen nach Maßgabe der Gesetzesanlage stammt 
(siehe zu Nummer 1). Wann ein Anteil Emeuerbarer Ener- 
gien wesentlich ist, lässt sich nicht abstrakt bestimmen. Als 
Richtgröße körmen aber die Nutzungsanteile nach § 5 heran- 
gezogen werden. Das bedeutet, dass z. B. auch solar unter- 
stützte Nahwärmenetze unter Nummer 3 fallen können, 
wenn der Anteil der solar erzeugten Wärme in dem Netz eine 


Größenordnung einnimmt, die dem Nutzungsanteil nach § 5 
Abs. 1 entspricht. 

Zu § 8 (Kombination) 

Nach § 8 kann ein Gebäudeeigentümer mehrere Emeuerbare 
Energien und auch Ersatzmaßnahmen unter- und miteinan- 
der kombinieren, um die Nutzungspflicht zu erfüllen. 

Zu Absatz 1 

Nach Absatz 1 können verschiedene Emeuerbare Energien 
untereinander kombiniert werden (z. B. ein Solarkollektor 
mit einer Kollektorfläche von 0,02 m^ pro Quadratmeter 
Nutzfläche in Verbindung mit einem unterstützenden Pellet- 
ofen). Im Interesse des Klimaschutzes bezieht sich die Kom- 
binationsmöglichkeit auch auf Ersatzmaßnahmen nach § 7 
Nr. 1 und 2. Es ist daher gleichermaßen eine Kombination 
von einer oder mehreren Emeuerbaren Energien mit einer 
oder mehreren Ersatzmaßnahmen nach § 7 Nr. 1 und 2 oder 
auch nur eine Kombination der beiden Ersatzmaßnahmen 
nach § 7 Nr. 1 und 2 untereinander möglich. Eine Kombina- 
tion mit § 7 Nr. 3 ist hingegen nicht zulässig, weil der An- 
schluss an ein Nah- oder Femwärmenetz regelmäßig dazu 
führt, dass der gesamte Wänueenergiebedarf eines Gebäu- 
des, sofern er nicht dezentral vor Ort in dem Gebäude ge- 
deckt wird (z. B. durch eine ergänzende solarthermische 
Anlage), durch dieses Netz bereitgestellt wird. 

Durch § 8 sollen flexible und kosteneffiziente Lösungen er- 
möglicht werden. Durch den kombinierten Einsatz darf je- 
doch kein darüber hinausgehender Vorteil gegenüber einem 
Gebäudeeigentümer entstehen, der die Nutzungspflicht mit 
einer Emeuerbaren Energiequelle allein erfüllt. 

Zu Absatz 2 

Absatz 2 bestimmt die Berechnungsmethode für die Kombi- 
nation verschiedener Maßnahmen. Die tatsächliche Nutzung 
der Emeuerbaren Energien oder durchgeführten Ersatzmaß- 
nahmen wird jeweils prozentual ins Verhältnis zu der nach 
diesem Gesetz vorgeschriebenen Nutzung gesetzt, und die 
prozentualen Anteile müssen anschließend addiert werden 
und in der Summe 1 00 ergeben. 

Das bedeutet, dass im Falle der Nutzung solarer Strahlungs- 
energie für die Berechnung der prozentualen Anteile die tat- 
sächliche Nutzung ins Verhältnis zu der in § 5 Abs. 1 vorge- 
sehenen Kollektorfläche von 0,04 m^ pro Quadratmeter 
Nutzfläche gesetzt werden muss. Bei § 7 Nr. 2 muss die tat- 
sächlich erzielte Energieeinspamng ins Verhältnis zu den in 
Abschnitt V der Gesetzesanlage vorgesehenen 15 Prozent 
gesetzt werden, um die die jeweiligen Anfordemngen der 
Energieeinsparverordnung unterschritten werden müssen. 
Bei den Emeuerbaren Energien nach § 5 Abs. 2 und 3 sowie 
bei der Nutzung von KWK nach § 7 Nr. 1, für die jeweils 
eine überwiegende Nutzung vorgesehen ist, ist die tatsäch- 
liche Nutzung ins Verhältnis zu dieser überwiegenden Nut- 
zung zu setzen; hierbei kann zur Vereinfachung der Be- 
rechnung die gesetzliche Nutzungspflicht mit 50 Prozent 
angesetzt werden. 

Zwei Berechnungsbeispiele sollen dies verdeutlichen: In- 
stalliert ein Gebäudeeigentümer eine Solarthermieanlage mit 
0,02 Quadratmetern Kollektorfläche je Quadratmeter Nutz- 
fläche, erfüllt er seine Nutzungspflicht nach § 5 Abs. 1 nur 
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zur Hälfte, ln diesem Falle kann er die weitere Hälfte der 
Pflicht mit anderen Emeuerbaren Energien decken, z. B. mit 
einer Deckung seines Wärmeenergiebedarfs mit mehr als 
25 Prozent Geothermie, da dies der Hälfte der Nutzungs- 
pflicht nach § 5 Abs. 2 entspricht. 

Installiert der Eigentümer eines großen, aber auf wenige 
Bewohner ausgerichteten Gebäudes eine solarthermische 
Anlage mit nur 0,01 Quadratmetern Kollektorfläche je 
Quadratmeter Nutzfläche, weil er mit einem sehr geringen 
Warmwasserbedarf rechnet, erfüllt er seine Nutzungspflicht 
nach § 5 Abs. 1 nur zu 25 Prozent. Wenn er in diesem Falle 
die übrige Pflicht durch Energieeinsparmaßnahmen erfüllen 
möchte, muss er die Anforderungen nach Abschnitt V der 
Gesetzesanlage zu 75 Prozent erfüllen, also die Anforderun- 
gen der Energieeinsparverordnung um 11,25 Prozent unter- 
schreiten. 

Zu § 9 (Ausnahmen) 

Liegen die Voraussetzungen des § 9 vor, müssen Gebäude- 
eigentümer die Nutzungspflicht wegen besonderer Umstän- 
de des Einzelfalles nicht erfüllen. Die Nutzungspflicht kann 
dabei aus tatsächlichen oder rechtlichen Gründen entfallen. 

§ 9 differenziert zwischen zwei Fällen: Bei Nummer 1 ent- 
fällt die Pflicht bereits kraft Gesetzes; einer behördlichen 
Entscheidung bedarf es hier nicht, weil in den erfassten Fäl- 
len der entgegenstehenden öffentlich-rechtlichen Pflichten 
eine Erfüllung der Nutzungspflicht offenkundig ausge- 
schlossen ist und keiner behördlichen Abwägungsentschei- 
dung bedarf. Bei Nummer 2 hingegen entfällt die Pflicht nur, 
wenn die Voraussetzungen der Härtefallklausel erfüllt sind 
und die Behörde den Eigentümer auf Antrag von der Nut- 
zungspflicht befreit. Die Voraussetzungen für die Befreiung 
gibt Nummer 2 vor. Die Entscheidung liegt im Ermessen der 
Behörde, wobei das Ermessen zumindest bei der technischen 
Unmöglichkeit auf null reduziert wird. 

Kann ein Gebäudeeigentümer die Pflicht nur teilweise erfül- 
len, so muss diese Möglichkeit ausgeschöpft werden. 

Zu Nummer 1 

Nummer 1 enthält den Fall der rechtlichen Unmöglichkeit. 
Danach entfallt die Nutzungspflicht, wenn öffentlich-recht- 
liche Pflichten sowohl der Nutzungspflicht als auch den Er- 
satzmaßnahmen entgegenstehen. Das können zum Beispiel 
bau- oder denkmalschutzrechtliche Vorschriften sein. Städte- 
baulichen Belangen, wie siez. B. in historischen Innenstädten 
bestehen können, wird damit in ausreichendem Maße Rech- 
nung getragen. Die Pflicht entfällt nur in dem Umfang, in dem 
die Pflichten der Nutzung Emeuerbarer Energien entgegen- 
stehen. Soweit die Nutzungspflicht entfallt, bedarf es auch 
keiner behördlichen Befreiungsentscheidung; dies muss je- 
doch der zuständigen Behörde nach § 10 Abs. 6 angezeigt 
werden. 

Zu Nummer 2 

Buchstabe a regelt den Fall der tatsächlichen Unmöglichkeit. 
Danach entfällt die Nutzungspflicht, wenn die Nutzung von 
Emeuerbaren Energien und Ersatzmaßnahmen unmöglich 
sind. Dies wird in der Regel dann der Fall sein, wenn es die 
Lage oder die bauliche Beschaffenheit des Gebäudes nicht 
zulässt, dass der Eigentümer die Pflicht erfüllt. Anders als 


bei Nummer 1 entfällt hier jedoch die Pflicht nicht bereits 
kraft Gesetzes, sondern nur dann, wenn die Behörde den Ge- 
bäudeeigentümer von der Erfüllung der Nutzungspflicht be- 
freit. Das Ermessen der Behörde zur Erteilung der Befreiung 
ist hier in aller Regel auf null reduziert. 

Buchstabe b stellt einen Gleichklang mit der Härtefallklausel 
des § 25 Abs. 1 Satz 1 EnEV her. Die Bestimmung trägt dem 
Umstand Rechnung, dass die Nutzungspflicht im Einzelfall 
wegen besonderer Umstände einen unangemessenen Auf- 
wand oder eine sonstige unbillige Härte darstellen kann. Die 
gesetzliche Nutzungspflicht bemht auf der Annahme, dass 
ihre Erfüllung in typischen Fällen wirtschaftlich vertretbar 
ist. Eine Befreiung wegen eines Härtefalles kommt nur auf- 
grand besonderer Umstände des Einzelfalls in Betracht. Die 
Bewertung, ob eine unbillige Härte vorliegt, richtet sich nach 
den individuellen personellen und sachlichen Umständen, 
wobei auch Mehrbelastungen aufgmnd besonders ungünsti- 
ger baulicher Gegebenheiten und die zu erwartende Nut- 
zungsdauer des Gebäudes berücksichtigt werden können. 
Aufgrand der hierfür erforderlichen Emiessensentscheidung 
entfallt auch hier die Nutzungspflicht - genau wie bei Buch- 
stabe a - nicht bereits kraft Gesetzes, sondern nur durch eine 
Befreiungsentscheidung der zuständigen Behörde. 

Zu § 10 (Nachweise) 

Die §§10 bis 12 regeln den Vollzug des Gesetzes. Während 
§ 10 unterschiedliche Nachweispflichten für die Adressaten 
des Gesetzes vorsieht, regelt § 1 1 die Überwachung der Nut- 
zungspflicht und dieser Nachweise durch die zuständigen 
Behörden. Diese bestimmen sich gemäß § 12 nach Landes- 
recht. 

Zu Absatz 1 

Absatz 1 fasst die Nachweispflichten zusammen. Nachsatz 1 
Nr. 1 müssen Nachweise über die Erfüllung der Nutzungs- 
pflicht der Behörde vorgelegt (Buchstabe a) und gegegeben- 
falls aufbewahrt werden (Buchstabe b). Die Pflicht richtet 
sich an die Gebäudeeigentümer, die der Nutzungspflicht nach 
§ 3 Abs. 1 unterliegen. Diese müssen je nach genutzter 
Energiequelle unterschiedliche Nachweise erbringen, die im 
Einzelnen in Absatz 2 konkretisiert werden. Dazu gewährt 
ihnen das Gesetz einen Zeitraum von drei Monaten. Damit 
müssen Eigentümer innerhalb von drei Monaten ab dem Zeit- 
punkt, zu dem das Gebäude fertiggestellt wurde, die erforder- 
lichen Nachweise erbringen. 

Nach Satz 1 Nr. 2 ist bei Nutzung von Biomasse, die der 
Eigentümer nicht selbst erzeugt, sondern sich durch einen 
Lieferanten anliefem lässt (z. B. nicht selbst geschlagenes 
Holz), die Abrechnung des Brennstofflieferanten auf Verlan- 
gen der zuständigen Behörde vorzulegen. 

Satz 2 enthält eine Ausnahme zu der Nachweispflicht des 
Satzes 1. Danach ist der Nachweis nicht zu erbringen, wenn 
der Behörde bereits die Tatsachen bekannt sind, die mit den 
Nachweisen nachgewiesen werden sollen. Dies betrifft ins- 
besondere Fälle, in denen die zuständige Behörde bereits 
vom Bauherrn in das Verfahren einbezogen worden ist und 
die Möglichkeit hatte, die Einhaltung der Nutzungspflicht 
selbst oder durch Beauftragte zu prüfen, z. B. bei behörd- 
lichen Bauabnahmen nach Landesrecht. Ein separater Nach- 
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weis durch den Betroffenen ist in diesen Fällen nicht erfor- 
derlich. 

Zu Absatz 2 

Absatz 2 konkretisiert die nach Absatz 1 Satz 1 Nr. 1 zu er- 
bringenden Nachweise. 

Zu Nummer 1 

Nutzt der Eigentümer eines Gebäudes solare Strahlungsener- 
gie zur Erfüllung der Nutzungspflicht, muss er nach Num- 
mer 1 die Zertifizierung der Solarkollektoren nach der 
Anlage zu diesem Gesetz nachweisen. Aus Gründen der Ver- 
waltungsvereinfachung genügt nach Absatz 3 auch eine Be- 
scheinigung des Anlagenherstellers oder des einbauenden 
Fachbetriebs. 

Zu Nummer 2 

Bei Nutzung von fester Biomasse in Feuerungsanlagen im 
Sinne der 1 . BImSchV ist die Bescheinigung eines Sach- 
kundigen vorzulegen, dass die Anforderungen nach Ab- 
schnitt 11 Nr. 5 der Gesetzesanlage erfüllt sind. 

Zu Nummer 3 

Bei der Nutzung von Umweltwärme und Geothermie durch 
Wämiepumpen ist die Bescheinigung eines Sachkundigen 
vorzulegen, dass die Wärmepumpe den Anforderungen nach 
Abschnitt 111 Nr. 1 der Anlage zu diesem Gesetz genügt. Der 
Nachweis kann nach Absatz 3 Nr. 2 auch durch eine Be- 
scheinigung des einbauenden Fachbetriebs erbracht werden. 
Eine Bescheinigung des Anlagenherstellers ist hier nicht 
ausreichend, weil die Einhaltung der Anforderungen nach 
Abschnitt 111 der Gesetzesanlage nicht allein von den Anla- 
geneigenschaften, sondern auch von den konkreten Einstel- 
lungen vor Ort abhängt. 

Zu Nummer 4 

Nach Nummer 4 sind beim Einsatz von flüssiger und gas- 
förmiger Biomasse Bescheinigungen vorzulegen, die die 
Nutzung von flüssiger Biomasse in Heizkesseln mit der bes- 
ten verfügbaren Technik bzw. die Nutzung von gasförmiger 
Biomasse in Kraft-Wärme-Kopplung nachweisen. Darüber 
hinaus muss sich aus der vorzulegenden Bescheinigung des 
Sachkundigen ergeben, dass die Anforderungen der Anlage 
zu diesem Gesetz erfüllt werden. Die Nachweise können ge- 
mäß Absatz 3 auch durch eine Bescheinigung des Anlagen- 
herstellers oder des einbauenden Fachbetriebs ersetzt wer- 
den. 

Zu Nummer 5 

Bei der Nutzung von Kraft-Wärme-Kopplungsanlagen un- 
terscheidet das Gesetz zwischen solchen, die der Verpflich- 
tete selbst betreibt, und solchen, die nicht vom Verpflichteten 
selbst betrieben werden, ln beiden Fällen muss nachge- 
wiesen werden, dass die Anforderungen der Anlage zu die- 
sem Gesetz erfüllt werden. Betreibt der Verpflichtete eine 
KWK-Anlage selbst, bedarf es der entsprechenden Beschei- 
nigung eines Sachkundigen oder ersatzweise nach Absatz 3 
einer Bescheinigung des Anlagenherstellers oder des einbau- 
enden Fachbetriebs. Betreibt der Verpflichtete die Anlage 


nicht selbst, reicht hierzu eine Bescheinigung des Anlagen- 
betreibers. 

Zu Nummer 6 

Wählt der Verpflichtete die Durchführung von Energieein- 
sparmaßnahmen als Ersatzmaßnahme nach § 7 Nr. 2, kann er 
durch den Energiebedarfsausweis nachweisen, dass die An- 
forderungen nach Abschnitt V der Anlage zu diesem Gesetz 
erfüllt sind. 

Zu Nummer 7 

Bezieht der Verpflichtete seine Wärme aus einem Netz der 
Nah- oder Femwärmeversorgung, bedarf es zum Nachweis, 
dass die Anforderungen der Anlage zu diesem Gesetz einge- 
halten sind, einer Bescheinigung des Wärmenetzbetreibers. 

Zu Absatz 3 

Nach Absatz 3 kaim in einigen Fällen der nach Absatz 1 
Satz 1 Nr. 1, Absatz 2 erforderliche Nachweis auch durch 
eine Bescheinigung des Anlagenherstellers oder des Fach- 
betriebes erbracht werden, der die Anlage eingebaut hat. Die 
Regelung soll den Vollzug erleichtern. Nutzt der Verpflichte- 
te Solarthermie (Absatz 2 Nr. 1) oder flüssige oder gasförmi- 
ge Biomasse (Absatz 2 Nr. 4) oder betreibt er eine KWK- An- 
lage selbst (Absatz 2 Nr. 5 Buchstabe a), so stellt die 
Bescheinigung des Anlagenherstellers oder des einbauenden 
Fachbetriebes ein ausreichendes Äquivalent zur Bescheini- 
gung durch den Sachkundigen dar, das mit einem geringeren 
tatsächlichen und finanziellen Aufwand erbracht werden 
kann. Bei der Nutzung von Wärmepumpen (Absatz 2 Nr. 3) 
kann ebenfalls eine Fachuntemehmerbescheinigung genutzt 
werden. 

Zu Absatz 4 

Erfüllen mehrere Verpflichtete ihre Nutzungspfiicht nach § 6 
gemeinsam (quartiersbezogene Lösung), erfüllen alle Ver- 
pflichteten ihre Nachweispflicht, weim bereits einer der 
Verpflichteten die Erfüllung der Nutzungspflicht durch die 
Gemeinschaft nachweist. Dies gilt jedoch nur dann, wenn er 
die gesamte Pflichterfüllung durch die Gemeinschaft und 
nicht lediglich seinen Anteil nachweisen kann. Er muss also 
darlegen, dass die Beteiligten ihren Wärmeenergiebedarf 
insgesamt in einem Umfang decken, der der Summe der ein- 
zelnen Verpflichtungen entspricht. Die Regelung stellt inso- 
fern eine Erleichterung der Nachweisführung dar. Unberührt 
bleibt die Möglichkeit jedes Einzelnen, die Pflichterfüllung 
individuell, d.h. über die Höhe seines alleinigen Anteils, 
nachzuweisen. 

Zu Absatz 5 

Absatz 5 modifiziert die Nachweispfiicht für den Fall, dass 
ein Eigentümer von der Möglichkeit des § 8 Gebrauch 
macht, verschiedene Emeuerbare Energien oder Ersatzmaß- 
nahmen mit- oder untereinander zu kombinieren. In diesem 
Fall müssen die Pflichten nach Absatz 1 für alle Maßnahmen 
erfüllt werden, die der Eigentümer zur Erfüllung der Nut- 
zungspflicht nach § 3 Abs. 1 nutzt. Nutzt der Eigentümer 
z. B. eine solarthermische Anlage und ergreift zugleich 
Energieeinsparmaßnahmen, müssen die nach Absatz 2 Nr. 1 
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und 6 erforderlichen Nachweise für den jeweiligen Anteil 
vorgelegt werden. 

Zu Absatz 6 

Nach § 9 Nr. 1 entfallt die Nutzungsp flicht, wenn ihrer Er- 
füllung öffentlich-rechtliche Pflichten entgegenstehen, ln 
diesem Falle haben die Verpflichteten der zuständigen Be- 
hörde innerhalb von drei Monaten ab Fertigstellung des 
Gebäudes anzuzeigen, dass die Erfüllung der Nutzungs- 
pflicht öffentlich-rechtlichen Pflichten widerspricht. Die 
Anzeigepfhcht entfällt, wenn die Behörde bereits Kenntnis 
von den Tatsachen hat, die den Widerspruch zu öffent- 
lich-rechtliche Pflichten begründen (Satz 2). 

Zu Absatz 7 

Absatz 7 stellt klar, dass es verboten ist, in einem Nachweis 
nach Absatz 1 oder in einer Anzeige nach Absatz 5 unrich- 
tige oder unvollständige Angaben zu machen. 

Zu § 11 (Überprüfung) 

Die Norm regelt einen Mindeststandard, der den Vollzug 
durch die Länder garantieren soll. 

Zu Absatz 1 

Die zuständige Behörde muss nach Maßgabe des Absatzes 1 
zum einen die Erfüllung der Nutzungspfhcht bzw. Ersatz- 
maßnahme kontrollieren. Zum anderen kontrolliert sie, ob 
die Voraussetzungen und Anforderungen an die Nutzung der 
unterschiedlichen Erneuerbaren Energien eingehalten wer- 
den. Um einen effektiven Vollzug zu gewährleisten, muss die 
Behörde zumindest Stichprobenverfahren durchführen, die 
geeignet sind, die Einhaltung der Pflicht und Anforderungen 
an die Nutzung zu kontrollieren. Die genaue Ausgestaltung 
bleibt den Ländern überlassen. 

Zu Absatz 2 

Um die geeigneten Stichprobenverfahren durchführen zu 
können, muss die Behörde in die Lage versetzt werden, vor 
Ort z. B. auch den Einsatz der Emeuerbaren Energien zu 
überprüfen. Deshalb ermöglicht es Absatz 2 Personen, die 
mit dem Vollzug dieses Gesetzes beauftragt sind, in Aus- 
übung ihres Amtes Grundstücke, bauliche Anlagen und 
Wohnungen zu betreten. Hierdurch wird das Grundrecht der 
Unverletzlichkeit der Wohnung (Artikel 13 GG) insoweit 
eingeschränkt (siehe Teil A Abschnitt Vlll). 

Zu § 12 (Zuständigkeit) 

Die Zuständigkeit der Behörden für den Vollzug dieses Ge- 
setzes richtet sich nach Landesrecht. 

Zu Teil 3 (Finanzielle Förderung) 

Zu § 13 (Fördermittel) 

Nach § 13 wird die Nutzung Emeuerbarer Energien für 
Heizung und Warmwasserbereitung sowie Kühl- und Pro- 
zesswärme bedarfsgerecht in den Jahren 2009 bis 2012 mit 
bis zu 500 Mio. Euro pro Jahr aus dem Bundeshaushalt ge- 
fördert. Diese Förderung stellt - neben der Nutzungspfhcht 
nach § 3 Abs. 1 - die zweite wichtige Säule des Emeuerba- 


re-Energien-Wännegesetzes für den Ausbau der Emeuer- 
baren Energien in der Wärmeversorgung dar. 

Das gegenüber den bisherigen Haushaltsansätzen deutlich 
höhere Fördermittel volumen wird durch die erwarteten Ein- 
nahmen aus den Erlösen aus der Veräußerung von Emis- 
sionszertifikaten im Bundeshaushalt refinanziert. Die Ver- 
ausgabung der Mittel richtet sich nach den jeweils geltenden 
haushaltsrechtlichen Bestimmungen und den Erläutemngen 
im Haushaltsplan. Durch die Erhöhung des Mittelvolumens 
wird eine höhere Investitionssicherheit erreicht. Die Erhö- 
hung erlaubt einer größeren Anzahl von Antragstellern si- 
cheres und planbares Investieren, insbesondere in innovative 
Technologien. Auch die Unternehmen der Energiebranche 
können in neue, kostengünstigere Produktionsanlagen inves- 
tieren, die Produktion ausweiten und ihre Forschungs- und 
Entwicklungsanstrengungen erhöhen. Das macht die Wär- 
meerzeugung für die Endkunden kostengünstiger. 

Nach Satz 2 werden Einzelheiten durch Verwaltungsvor- 
schriften des Bundesministeriums für Umwelt, Naturschutz 
und Reaktorsicherheit geregelt. Dazu bedarf es des Einver- 
nehmens mit dem Bundesministerium der Finanzen. 

Zu § 14 (Geförderte Maßnahmen) 

§ 14 regelt die Fördertatbestände zum Ausbau der Emeuer- 
baren Energien im Wärmebereich. Er enthält eine Aufzäh- 
lung der grandsätzlich förderwürdigen Technologien. Die 
Aufzählung ist nicht abschließend, um auch zukünftige, 
noch in der Entwicklung befindliche innovative Technolo- 
gien zur Wärme- und Kälteerzeugung fördern zu können. 

Gefördert werden können Anlagen, Netze und Einrichtun- 
gen, die der Heizung, Warmwasserbereitung oder Kühlung 
von Gebäuden oder der Bereitstellung von Prozesswärme 
dienen. § 14 benennt insbesondere solarthermische Anlagen 
(Nummer 1) und Anlagen zur Nutzung von Biomasse, Geo- 
thermie und Umweltwärme (Nummern 2 und 3). Darüber 
hinaus können die dazugehörigen Nahwärmenetze, Wärme- 
speicher und Übergabestationen für Wärmenutzer gefördert 
werden (Nummer 4). Die Verwaltungsvorschriften nach § 13 
Satz 2 regeln, unter welchen Voraussetzungen und in wel- 
chem Umfang diese Anlagen, Netze und Einrichtungen ge- 
fördert werden. Die Verwaltungsvorschriften können dabei 
auch Förderschwerpunkte setzen, z. B. bei Technologien, die 
sich durch besondere Effizienz auszeichnen oder besonders 
anspmchsvolle Umweltanforderangen z. B. hinsichtlich der 
Emissionsreduziemng erfüllen. Ausdrücklich benennt Num- 
mer 4 auch die Speichemng von Energie, da das Wärme- 
angebot z. B. durch Sonnenstrahlung gerade dann gering ist, 
wenn der Bedarf für Heizwänne groß ist (z. B. Winter), so 
dass für den weiteren Ausbau der Emeuerbaren Energien die 
Entwicklung von Technologien wichtig ist, die es erlauben, 
gewonnene Wärme über einen längeren Zeitraum ohne er- 
hebliche Verluste zu speichern. 

Es handelt sich bei der Entscheidung zur Gewähmng von 
Fördermitteln um keine gebundene Entscheidung. Die För- 
demng steht vielmehr im Ermessen der jeweils zuständigen 
Stellen. Die finanziellen Leistungen können in Form von In- 
vestitionszuschüssen, Darlehen, Darlehen mit Teilschulder- 
lass und sonstigen Zuwendungen gewährt werden. 


Deutscher Bundestag — 16. Wahlperiode 


-29- 


Drucksache 16/8149 


Zu § 15 (Verhältnis zur Nutzungspflicht) 

§15 regelt das Verhältnis zwischen Nutzungspflicht und 
Förderung. Nach Satz 1 können Maßnahmen nicht gefördert 
werden, soweit sie der Erfüllung der Nutzungspflicht nach 
§ 3 Abs. 1 oder anderen gesetzlichen Pflichten dienen. Für 
solarthermische Anlagen kann dies z. B. bedeuten, dass 
größere, heizungsunterstützende Anlagen gefördert werden 
können. 

Da die Nutzungspflicht nach § 3 Abs. 1 nicht für Altbauten 
gilt, können insbesondere Maßnahmen zur Nutzung Erneuer- 
barer Energien in Altbauten gefördert werden. 

Satz 2 enthält Ausnahmen von diesem grundsätzlichen Ver- 
bot. Satz 2 Nr. 1 sieht vor, dass innovative Technologien 
grundsätzlich Gegenstand der Förderung sein sollen. Anfor- 
derungen an den Innovationsgehalt werden in den Verwal- 
tungsvorschriften nach § 14 Satz 2 geregelt. Durch Satz 2 
Nr. 2 wird sichergestellt, dass Anlagen zur Tiefengeothermie 
in jedem Falle, d. h. unabhängig von ihrem Beitrag zur 
Pflichterfüllung nach § 3 Abs. 1, förderwürdig sind. Diese 
Ausnahme ist notwendig, um die noch sehr junge Techno- 
logie einer breiten Markteinführung zuzuführen. Die Tiefen- 
geothermie gilt als die Emeuerbare Energie mit hohen Aus- 
baupotenzialen. Sie zeichnet sich durch eine Reihe von 
Vorteilen, insbesondere ihre Fähigkeit zur Bereitstellung von 
grundlastfähigem Strom sowie zur KWK-Nutzung, aus. 

Zu Teil 4 (Schlussbestimmungen) 

Zu § 16 (Anschluss- und Benutzungszwang) 

§16 erlaubt es den Gemeinden und Gemeindeverbänden, 
einen nach Landesrecht bestehenden Anschluss- und Benut- 
zungszwang an ein Netz der öffentlichen Nah- und Fern- 
wärmeversorgung auch aus Gründen des Klimaschutzes an- 
zuordnen. Aufgrund der in den Ländern bereits bestehenden 
allgemeinen Ermächtigungsgrundlagen zum Anschluss- und 
Benutzungszwang wird durch § 16 keine neue bundesrecht- 
liche Ermächtigungsgrundlage geschaffen, sondern es wer- 
den vielmehr die bestehenden Ermächtigungsgrundlagen 
auch für den Klima- und Ressourcenschutz geöffnet. Damit 
werden Hemmnisse für den Ausbau Emeuerbarer Energien 
im Wärmebereich abgebaut und fossile Energiesysteme bes- 
ser mit Emeuerbaren Energien vernetzt; hierzu bieten sich 
z. B. Holzhackschnitzelkessel, Strohheizwerke oder Biogas- 
anlagen an. 

In den Gemeindeordnungen aller Bundesländer bestehen be- 
reits Ermächtigungsgrundlagen, um den Anschluss- und 
Benutzungszwang an ein Nah- oder Femwärmenetz vor- 
zuschreiben. Unsicherheit besteht indes, ob der Zwang auch 
aus globalen Klimaschutzgründen angeordnet werden kann. 
Einige Kommunen können bereits jetzt auf ausdrückliche 
Regelungen zurückgreifen, welche sie zum Erlass eines 
Anschluss- und Benutzungszwangs im Sinne des Klima- 
schutzes ermächtigen. In den meisten Bundesländern jedoch 
existieren derzeit nur Generalklauseln, wobei trotz höchst- 
richterlicher Entscheidungen noch offen ist, ob ein 
Anschluss- und Benutzungszwang gerade aus Gründen des 
Klimaschutzes erlassen werden kann. Um letzte Rechts- 
unsicherheiten zu beseitigen, soll es § 16 ausdrücklich 
ennöglichen, dass alle Gemeinden und Gemeindeverbände 
unter Berufung auf den Zweck und das Ziel des § 1 einen 
Anschluss- und Benutzungszwang erlassen körmen; dies gilt 
insbesondere zum Anschluss an und zur Benutzung von 


einem Netz, in dem die Endenergie anteilig aus Emeuerbaren 
Energien oder überwiegend aus Kraft-Wärme-Kopplungsan- 
lagen nach Maßgabe der Gesetzesanlage stammt (vgl. auch 
§ 7 Nr. 3). Das aus Artikel 28 Abs. 2 GG abzuleitende Ört- 
lichkeitsprinzip hindert die Gemeinden nicht an einer ent- 
sprechend begründeten Festsetzung. Es ist nicht zwingend, 
dass sich die von der Kommune getroffene Maßnahme not- 
wendigerweise auf ihrem Gebiet auswirkt. Ausreichend ist 
vielmehr, dass sich die Maßnahme zumindest global aus- 
wirkt und der Erreichung der überörtlich gefassten Zwecke 
und Ziele nach § 1 dient. 

Die Ermächtigung umfasst den Anschluss an alle Netze zur 
öffentlichen Wärmeversorgung, also Netze, die nicht von 
vornherein auf die Versorgung bestimmter, schon bei der 
Netzerrichtung feststehender oder bestimmbarer Letztver- 
braucher ausgelegt sind, sondern grandsätzlich für die Ver- 
sorgung jedes Letztverbrauchers offenstehen; einer Träger- 
schaft der öffentlichen Hand bedarf es nicht. 

Zu § 17 (Bußgeldvorschriften) 

§17 sieht einen Bußgeldtatbestand für die Fälle vor, in de- 
nen die Nutzungspflicht dieses Gesetzes nicht erfüllt wird. 
Ebenso ist das zu kurze Aufbewahren der Nachweise nach 
§10 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 Buchstabe b bußgeldbewehrt. 
Schließlich wird demjenigen ein Bußgeld angedroht, der ent- 
gegen § 10 Abs. 7 eine nicht richtige oder nicht vollständige 
Angabe macht. Absatz 1 richtet sich also an die nach diesem 
Gesetz verpflichteten Gebäudeeigentümer, Sachkundigen, 
zur Ausstellung von Zertifiziemngen nach § 10 Abs. 2 Nr. 1 
Berechtigten, an Anlagenbetreiber, zur Ausstellung von 
Energiebedarfsausweisen Berechtige, Wärmenetzbetreiber, 
Anlagenhersteller oder Personen von Fachbetrieben, die eine 
Anlage zur Nutzung Emeuerbarer Energien eingebaut haben, 
und an Brermstoffhändler. 

Zuständige Behörde zur Verfolgung der Ordnungswidrigkei- 
ten ist mangels ausdrücklicher gesetzlicher Bestimmung 
nach § 36 Abs. 1 Nr. 1 des Gesetzes über Ordnungswidrig- 
keiten (OWiG) die fachlich zuständige oberste Landesbehör- 
de (§ 36 Abs. 1 Nr. 2a OWiG). Die Landesregiemngen kön- 
nen die Zuständigkeit aber auch durch Rechtsverordnung auf 
eine andere Behörde übertragen (§ 36 Abs. 2 OWiG). 

Zu Absatz 1 

Absatz 1 erfasst Rechtsverstöße in Bezug auf die Nutzungs- 
pflicht. Danach handelt ordnungswidrig, wer vorsätzlich 
oder grob fahrlässig entgegen § 3 Abs. 1 den Wärmeenergie- 
bedarf nicht oder nicht richtig mit Emeuerbaren Energien 
deckt. Voraussetzung hierfür ist, dass der Gebäudeeigen- 
tümer zur Nutzung Emeuerbarer Energien verpflichtet ist, er 
also das Gebäude fertigstellt. Zudem darf keine Befreiung 
von der Nutzungspflicht nach § 9 vorliegen. Nutzt ein Ge- 
bäudeeigentümer trotz bestehender Pflicht keine Emeuerba- 
ren Energien zur Deckung des Wärmeenergiebedarfs und 
führt auch keine Ersatzmaßnahme nach § 7 durch, erfüllt er 
den Bußgeldtatbestand. 

Gleiches gilt nach Nummer 2 für Eigentümer von Gebäuden, 
die entgegen § 10 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 Buchstabe b einen 
Nachweis weniger als fünf Jahre aufbewahren. Schließlich 
begehen die oben genannten Personen, die Nachweise nach 
§10 Abs. 1 und 2 ausstellen können, dann eine Ordnungs- 
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Widrigkeit, wenn sie unrichtige oder unvollständige Anga- 
ben machen. 

Zu Absatz 2 

Nach Absatz 2 kann das Bußgeld bis zu 50 000 Euro betra- 
gen. Die konkrete Höhe des zu verhängenden Bußgeldes 
orientiert sich an der Bedeutung des Unrechts, also an der 
Schwere des Verstoßes gegen die jeweilige Pflicht bzw. das 
Verbot. Insbesondere kann weiter danach differenziert wer- 
den, ob der Verstoß vorsätzlich oder grob fahrlässig erfolgte. 
Auch soll das Bußgeld nicht nur den aus der Tat gezogenen 
Vorteil abschöpfen, sondern den wirtschaftlichen Vorteil der 
Tat übersteigen. Dies karm insbesondere auch eine Differen- 
zierung zwischen Wohn- und Nichtwohngebäuden erforder- 
lich machen. 

Zu § 18 (Erfahrungsbericht) 

Aufgrund des derzeit noch nicht abschätzbaren Erkenntnis- 
und Entwicklungsfortschritts im Bereich des technischen 
Einsatzes regenerativer Energien hängt der Erfolg des Er- 
neuerbare-Energien-Wärmegesetzes maßgeblich von seiner 
Flexibilität ab. Deshalb verpflichtet § 18 die Bundesregie- 
rung, den Deutschen Bundestag regelmäßig - erstmals zum 
3 1 . Dezember 20 1 1 und dann alle vier Jahre - über folgende 
Punkte in Kenntnis zu setzen: 

- den Stand der Markteinführung von Anlagen zur Erzeu- 
gung von Wärme und Kälte aus Erneuerbaren Energien 
im Hinblick auf die Erreichung des Zwecks und Ziels 
nach § 1 , 

- die technische Entwicklung, die Kostenentwicklung und 
die Wirtschaftlichkeit dieser Anlagen, 

- die eingesparte Menge Mineralöl und Erdgas sowie die 
dadurch reduzierten Emissionen von Treibhausgasen und 

- den Vollzug des Gesetzes. 

Der Erfahrungsbericht soll Ergebnis eines Beobachtungs- 
prozesses und Grundlage für die Anpassung des 
EmeuerbareEnergien-Wärmegesetzes an sich ändernde 
Marktstrukturen sein und z. B. auch prüfen, inwieweit die 
Mindestkollektorfläche nach § 5 Abs. 1 Satz 1 dynamisch 
angepasst werden sollte. 

Auch die Nutzung Emeuerbarer Energien für die Erzeugung 
von Prozesswärme kann im Hinblick auf die Erreichung des 
Zwecks und Ziels des § 1 im Erfahrungsbericht untersucht 
werden; eine detaillierte Abfrage des Einsatzes von Prozess- 
wärme in Unternehmen ist hierfür jedoch nicht durchzu- 
führen. 

Zu § 19 (Übergangsvorschrift) 

§19 regelt die Übergangsbestimmungen, um sicherzustel- 
len, dass Gebäudeeigentümer, die bereits einen Neubau ge- 
plant haben, nicht unnötig durch das Gesetz belastet und 
bereits gefertigte Planungen entwertet werden. Die Über- 
gangsvorschrift lehnt sich an § 28 EnEV an. Als Stichtag für 
den Vertrauensschutz wird der Tag des Inkrafttretens des Ge- 
setzes festgesetzt. 

Zu Absatz 1 

Absatz 1 entspricht inhaltlich § 28 Abs. 1 EnEV. Er gewährt 
Vertrauensschutz gegen Änderungen der Rechtslage nach 
Einreichung des Bauantrags oder Erstattung der Bauanzeige. 


Zu Absatz 2 

Absatz 2 ist § 28 Abs. 2 EnEV nachempfunden. Er regelt den 
Übergang von materiell rechtmäßigen Vorhaben, die weder 
einer Baugenehmigung noch einer Bauanzeige bedürfen, 
und nimmt die gebotene Harmonisierung mit dem Bauord- 
nungsrecht zum Schutz der Bauherren vor. 

Satz 1 betrifft insbesondere die Fälle der sog. Genehmi- 
gungsfreistellung, die je nach dem anwendbaren Bauord- 
nungsrecht auch für größere Bauvorhaben gilt. Nach dieser 
Regelung sollen - im Sirme der Terminologie der Muster- 
bauordnung (§ 62 MBO 2002) - genehmigungsfrei gestellte 
Bauvorhaben, mit deren Ausführung der Bauherr nach Un- 
terrichtung der zuständigen Behörde und dem Verstreichen 
einer landesrechtlich festgelegten Wartefrist ohne Untersa- 
gung des Vorhabens beginnen darf, nach dem bisherigen 
Recht verwirklicht werden. Damit ist gewährleistet, dass der 
Bauherr nicht erneut in die Planungsphase zurückgehen 
muss, wenn es ihm nicht gelungen ist, rechtzeitig vor dem 
Inkrafttreten des Emeuerbare-Energien-Wärmegesetzes mit 
dem Bau zu begirmen. Vertrauensschutz soll in diesen Fällen 
also unabhängig davon gewährt werden, ob das Bauvorha- 
ben bereits begonnen worden ist. Es soll dem Bauherrn nicht 
zum Nachteil gereichen, dass das Verfahrensrecht in diesen 
Fällen keinen Verfahrensschritt wie den Bauantrag vorsieht, 
der den gebotenen Vertrauensschutz nach Absatz 1 auslösen 
könnte. 

Für sonstige anzeige- und verfahrensfreie Vorhaben, die 
typischerweise eher kleinere Maßnahmen sind, soll Ver- 
trauensschutz gemäß Satz 2 ab dem Beginn der Bauausfüh- 
rung gewährt werden. 

Zu § 20 (Irrkrafttreten) 

§ 20 regelt das Inkrafttreten des Gesetzes. 

Zur Anlage (zu den § § 3 und 7) 

In der Anlage zum Emeuerbare-Energien-Wärmegesetz 
werden Anforderungen an die Nutzung von solarer Strah- 
lungsenergie, Biomasse, Geothermie und Umweltwärme, 
Kraft-Wämie-Kopplung sowie an Energieeinsparmaßnah- 
men gestellt, deren Erfüllung Voraussetzung für die Aner- 
kermung im Rahmen der Nutzungspflicht ist. 

Zu Abschnitt I 

Abschnitt I betrifft den Einsatz von solarer Strahlungsener- 
gie. 

Zu Abschnitt II 

Abschnitt II betrifft den Einsatz von Biomasse. 

In Nummer 1 wird bestimmt, dass nur der Einsatz von Bio- 
masse entsprechend der Biomasseverordnung zulässig ist. 

Der ausschlaggebende Zeitpunkt zur Abgrenzung zwischen 
den Aggregatzuständen fester, flüssiger und gasförmiger 
Biomasse ist die Einführung der Biomasse in den Konver- 
sionsapparat (Nummer 2). 

Nummer 3 verweist hinsichtlich der Nachhaltigkeitsanforde- 
rungen an die Erzeugung von Biomasse für flüssige Bio- 
energieträger auf die Nachhaltigkeitsverordnung, die die 
Bundesregierung aufgrund des § 37d BImSchG erlässt. 
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unmittelbar auf das Gesetz. Bis zum Inkrafttreten der Nach- 
haltigkeitsverordnung können Palmöl und Sojaöl nicht zur 
Erfüllung der Pflicht nach § 3 Abs. 1 eingesetzt werden. 

Die Nutzung von gasförmiger und fester Biomasse wird 
nach den Nummern 4 und 5 als pflichterfüllend anerkannt, 
wenn die jeweils normierten Voraussetzungen erfüllt sind. 
Dazu zählen neben Effizienzanforderungen auch Anforde- 
rungen an die Nachhaltigkeit und die Emission von Schad- 
stoffen. Der Kesselwirkungsgrad ist so gewählt worden, dass 
grundsätzlich alle Biomasseheizkessel sowie Biomasseöfen 
mit Wassertasche zur Einbindung in ein Zentralheizsystem 
verwendet werden können. Biomasseheizöfen, die im We- 
sentlichen über Konvektion und Strahlung die Raumluft 
direkt erwärmen, können nicht zur Erfüllung der Nutzungs- 
pflicht eingesetzt werden. 

Zu Abschnitt III 

Die Nutzung von Geothennie und Umweltwärme wird eben- 
falls an bestimmte Anforderungen geknüpft. Entscheidend 
ist dabei die Effizienz der eingesetzten Wärmepumpe. Mess- 
bares Kriterium hierfür ist die Jahresarbeitszahl. Sie wird in 
Anlehnung an VDI 4650 Blatt 1 : 2003-01 nach DIN V 
4701-10 : 2003-08, geändert durch Al : 2006-12, oder DIN 
V 18599 : 2007-02 mit den nach DIN EN 14511 : 2007-06 
oder DIN EN 255 Teil 3 : 1997-07 ermittelten Leistungszah- 
len berechnet. Der dafür benötigte COP- Wert sollte in An- 
lehnung an DIN EN 255 bzw. DIN EN 145 1 1 , bei Luft-/Was- 
ser- Wärmepumpen unter Berücksichtigung der normativen 
Medientemperaturen A2/W35, bei Wasser/Wasser-Wärme- 
pumpen unter Berücksichtigung der nonnativen Medientem- 
peraturen W10/W35 und bei Sole/Wasser-Wärmepumpen 
unter Berücksichtigung der normativen Medientemperaturen 
B0/W35 ermittelt werden. 


An eine elektrisch angetriebene Wärmepumpe werden höhe- 
re Anforderungen gestellt als an eine Wärmepumpe, die mit 
Brennstoffen betrieben wird. Die weiteren Differenzierun- 
gen entsprechen dem Stand der jeweiligen Technologieent- 
wicklung und der Wirtschaftlichkeit der einzelnen Anlagen. 
Zur besseren Nachvollziehbarkeit der Effizienz der Wärme- 
pumpe muss diese über einen Wärmemengen- und Strom- 
zähler verfügen. 

Soweit die Nutzung von Geothennie und Umweltwänne 
ohne Wärmepumpen erfolgt, müssen keine besonderen An- 
forderungen eingehalten werden; es verbleibt hier nur bei der 
allgemeinen Anforderung nach § 5 Abs. 2, dass diese Nut- 
zung den überwiegenden Wärmeenergiebedarf bereitstellen 
muss. Eine solche Nutzung ohne Wärmepumpen erfolgt 
z. B. bei Nutzung von Tiefengeothermie mit Tiefpumpen 
oder bei bestimmten Fonnen der Wännerückgewinnung in 
raumlufttechnischen Anlagen. 

Zu Abschnitt IV 

Die Anforderungen an KWK-Anlagen werden in Abschnitt 
IV mit den Anforderungen an hocheffiziente KWK-Anlagen 
im Sinne der europäischen sog. KWK-Richtlinie 2004/8/EG 
harmonisiert. 

Zu Abschnitt V 

Maßnahmen zur Einsparung von Energie gelten nur dann als 
Pflichterfüllung, wenn die Anforderungen der §§ 3 und 4 der 
Energieeinsparverordnung in Verbindung mit den jeweiligen 
Anlagen um mindestens 15 Prozent unterschritten werden. 
Für Wohngebäude und Nichtwohngebäude wird dabei der in 
der jeweils geltenden Energieeinsparverordnung normierte 
Standard zugrunde gelegt. 
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Anlage 2 

Stellungnahme des Nationalen Normenkontrollrates 


Der Nationale Normenkontrollrat hat den Entwurf des Ge- 
setzes zur Förderung Emeuerbarer Energien im Wärmebe- 
reich (Emeuerbare-Energien-Wärmegesetz - EEWärmeG) 
auf Bürokratiekosten, die durch Informationspflichten be- 
gründet werden, geprüft. 

Im Oktober 2007 hat das Ressort dem Nationalen Normen- 
kontrollrat einen ersten Entwurf des EEWärmeG vorgelegt. 
Dieser enthielt nur je eine neue Infonnationspflicht für Wirt- 
schaft, Bürger und Verwaltung. Die Informationspflicht der 
Wirtschaft hätte bei betroffenen Unternehmen zu einer Be- 
lastung in Höhe von rund 300 000 Euro geführt. 

Mit dem nun vorliegenden Entwurf werden für Wirtschaft 
und Bürger zusätzlich zu den im ursprünglichen Entwurf 
vorgesehenen Infonnationspflichten je eine weitere Infonna- 
tionspflicht eingeführt. Nach § 1 1 soll flächendeckend allen 
nutzungspflichtigen Eigentümern auferlegt werden, inner- 
halb von drei Monaten nach Fertigstellung ihres Gebäudes 
oder nach Durchführung der grundlegenden Sanierung Zer- 
tifizierungen und Bescheinigungen eines Sachkundigen über 
die Maßnahmen nach dem EEWärmeG vorzulegen. Durch 
die Nachweise soll die Einhaltung des EEWänneG sicher- 
gestellt werden und eine Grundlage für die gesetzlich vor- 
geschriebenen Stichprobenprüfungen durch die Vollzugs- 
behörde vorbereitet werden. 

Das Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und Reak- 
torsicherheit schätzt, dass hieraus allein für die betroffenen 
Unternehmen Kosten in Höhe von 1,4 Mio. Euro jährlich 
entstehen. 

Der Rat hat Zweifel an der Notwendigkeit der Einführung 
der zweiten Informationspflicht nach §11. Auch unter Be- 
rücksichtigung der Zuständigkeit der Länder stellt sich die 
Frage, warum nicht bereits bestehende Bescheinigungsver- 
fahren (z. B. Baugenehmigungsverfahren, Feuerstätten- 
prüfungs- und Genehmigungsverfahren etc.) genutzt werden 
können, um die Überprüfung der Einhaltung des 
EEWärmeG zu ermöglichen. Dies gilt insbesondere, da das 
Ressort in der Begründung selbst ausführt, dass „die Infor- 
mationspflicht nur bei Neubauten greift, bei denen in der Re- 
gel bereits umfassende Planungsverfahren durchgeführt und 


Sachkundige eingeschaltet werden. Bei dieser Gelegenheit 
werden bereits heute ähnliche Bescheinigungen angefordert 
und erstellt.“ 

Der Nationale Normenkontrollrat hält es für geboten, zu prü- 
fen, ob die Eigentüiuer von der Nachweispflicht nach § 1 1 
ausgenommen werden können, bei denen die Vollzugsbehör- 
de auf anderem Wege von der Erneuerung der Heizungsan- 
lage etc. Kenntnis erhält. Es ist dem betroffenen Eigentümer 
kaum vermittelbar, warum er etwa nach der Stilllegung sei- 
ner alten und der anschließenden Abnahme seiner neu ein- 
gebauten Heizungsanlage durch den Schornsteinfeger noch 
einen gesonderten Nachweis über die Einhaltung des 
EEWärmeG an die Vollzugsbehörde übemiitteln luuss. 
Gleiches gilt, wenn z. B. die eingebaute Anlage mit zuvor 
beantragten staatlichen Fördergeldem nach dem EEWärmeG 
bezuschusst wird. 

Um zusätzliche Bürokratiekosten für die Eigenfümer - die 
z. T. bereits durch die inhaltlichen Pflichten erhebliche 
finanzielle Belastungen erfahren - zu vermeiden, sollten die 
Möglichkeiten einer effizienteren Gestaltung der staatlichen 
Informationswege geprüft werden. Nur werm die Vorberei- 
tung der Überprüfung der Einhaltung des EEWänneG sonst 
zu aufwändig oder nicht anders möglich ist, erscheint eine 
Nachweispfiicht gerechtfertigt. Zumal die vom Ressort aus- 
gewiesenen Bürokratiekosten in Höhe von 1,4 Mio. Euro 
jährlich lediglich die Belastung der Wirtschaft zur Erfüllung 
der Informationspflicht widerspiegeln. Die Belastungen der 
Bürger, die zurzeit noch nicht auszuweisen sind, werden er- 
heblich sein; die Zahl der betroffenen Bürger ist doppelt so 
hoch. 

Der Rat hält unter Bürokratiekostengesichtspunkten die Er- 
wägung für angreifbar, „dass den betroffenen Behörden so 
wenig Vollzugsaufwand wie möglich entsteht“, wenn dies 
auf der anderen Seite zu einer unverhältnismäßig hohen Be- 
lastung von Bürgern und Wirtschaft führt. 

Aus Sicht des Rates sollte das Ressort prüfen, ob kosten- 
günstigere Alternativen möglich sind, um das gesetzliche 
Ziel zu erreichen. 
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Anlage 3 


Stellungnahme des Bundesrates 


Der Bundesrat hat in seiner 841. Sitzung am 15. Februar 
2008 beschlossen, zu dem Gesetzentwurf gemäß Artikel 76 
Abs. 2 des Grundgesetzes wie folgt Stellung zu nehmen: 

1. Zu §1 Abs. 2 

ln § 1 Abs. 2 sind nach den Wörtern „Emeuerbarer Ener- 
gien“ die Wörter „am Endenergieverbrauch für Wärme“ 
einzufügen. 

Begründung 

Klarstellung, dass sich die Prozentangabe auf Endenergie 
bezieht. 


2. Zu § 2 Abs. 1 Nr. 5 Buchstabe a und b 

ln § 2 Abs. 1 Nr. 5 ist nach dem Wort „Endenergiemen- 
ge“ ein Punkt einzufügen und sind die Buchstaben a und 
b zu streichen. 

Begründung 

Berechnungsregeln werden im § 2 Abs. 2 und unter Be- 
zug auf die Systematik der EnEV geregelt. 

3. Zu § 2 Abs. 1 Nr. 6 - neu - 

§ 2 Abs. 1 ist wie folgt zu ändern: 

a) ln Nummer 5 ist der Punkt am Satzende durch ein 
Komma zu ersetzen. 

b) Folgende Nummer 6 ist anzufügen: 

,6. „Kühlbedarf ‘ die ziu Kühlung jährlich erforder- 
liche Endenergiemenge. ‘ 

Begründung 

Auf den Begriff „Kühlbedarf ‘ wird in den Berechnungs- 
regeln in § 2 Abs. 2 und unter Bezug auf die Systematik 
der EnEV Bezug genommen; er ist der EnEV entnommen 
und seine Berechnung in der Anlage 2 geregelt. 

Der Änderungsvorschlag dient der Klarstellung des Ge- 
wollten. 


4. Zu § 2 Abs. 1 Nr. 7 - neu - 

§ 2 Abs. 1 ist wie folgt zu ändern: 

a) ln Nummer 6 ist der Punkt am Satzende durch ein 
Komma zu ersetzen. 

b) Folgende Nummer 7 ist anzufügen: 

,7. „solare Strahlungsenergie“ die Energie, die einer 
von einem Wärmeträgermedium durchströmten 
Solaranlage entnommen wird.‘ 


Begründung 

§ 5 Abs. 1 stellt auf die Nutzung solarer Strahlungs- 
energie ab, ohne dass dieser Begriff definiert wird. Ledig- 
lich aus der Begründung des Gesetzentwurfs zu § 5 
Abs. 1 ergibt sich, dass aus dem von der Sonne abge- 
strahlten Frequenzspektrum nur der Teil berücksichtigt 
werden soll, der unmittelbar zur Erwärmung eines 
Wärmeträgermediums in einer Solaranlage genutzt wer- 
den soll. Eine gesetzliche Definition des Begriffs „solare 
Strahlungsenergie“ schließt andere Typen von Solaranla- 
gen, wie Fotovoltaikanlagen zur Erzeugung von elektri- 
scher Energie, aus. 


5. Zu §2 Abs. 2 

§ 2 Abs. 2 ist wie folgt zu fassen: 

„(2) Der Wärmeenergiebedarf nach Absatz 1 Nr. 5 
und 6* wird nach technischen Regeln berechnet. 

Die Berechnung erfolgt 

1. bei Wohngebäuden als Summe von Jahresheiz- 
energiebedarf und Trinkwasserwärmebedarf in ent- 
sprechender Anwendung der Bestimmungen der An- 
lage 1 Nr. 2 zur Energieeinsparverordnung und 

2. bei Nichtwohngebäuden als Summe von Jahresheiz- 
energiebedarf, Trinkwasserwärmebedarf und Kühlbe- 
darfin entsprechender Anwendung der Bestimmungen 
der Anlage 2 Nr. 2 zur Energieeinsparverordnung.“ 

Begründung 

Durchgehende Nutzung gleicher Termini im Entwurf des 
EEWärmeG und in den Anlagen der EnEV und dadurch 
Klarstellung der gewollten Endenergieberechnung, da in 
den Anlagen der EnEV ein Berechnungsverfahren für die 
Bestimmung des Primärenergiebedarfs niedergelegt ist; 
die Berechnung des Endenergiebedarfs für Wärme und 
Kälte ist nur ein Teil davon. Durch die Nutzung der Ter- 
mini wird auch klarer, welcher Teil des Berechnungsver- 
fahrens anzuwenden ist. 

Der Gesetzentwurf nimmt nur die jeweilige Nummer 2. 1 
der Anlagen 1 und 2 zur Energieeinsparverordnung ent- 
sprechend in Bezug. Für die Berechnung des Jahres- 
wärmeenergiebedarfs sind jedoch auch die weiteren unter 
der jeweiligen Nummer 2 geführten Untergliederungen 
relevant. Eine Bezugnahme nur auf die jeweilige Num- 
mer 2. 1 in den Anlagen 1 und 2 würde die Anwendbarkeit 
der jeweiligen Nummer 2.2 ff. ausschließen. 


Vergleiche hierzu Nummer 3. 
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6. Zu §3 

§ 3 ist wie folgt zu fassen: 

„§3 

Nutzungspflicht 

(1) Eigentümer von Gebäuden nach § 4 (Verpflich- 
tete), für die nach dem 31. Dezember 2008 der Bauantrag 
gestellt oder die Bauanzeige erstattet wird, müssen den 
Wärmeenergiebedarf durch die anteilige Nutzung solarer 
Strahlungsenergie, von Biomasse, Geothermie oder Um- 
weltwärme nach Maßgabe der §§ 5 und 6 in Verbindung 
mit den Abschnitten 1, 11 und 111 der Anlage zu diesem 
Gesetz decken. 

(2) Die Länder können eine Pflicht zur Nutzung von 
Emeuerbaren Energien bei Gebäuden, für die vor dem 
1 . Januar 2009 der Bauantrag oder die Bauanzeige einge- 
reicht wurde oder die bis zu diesem Zeitpunkt errichtet 
wurden, eigenständig regeln. Hierbei können sie von den 
Anforderungen dieses Gesetzes abweichen.“ 

Begründung 
Zu Absatz 1 

Die bisherige Formulierung stellt bezüglich des Wirk- 
samwerdens der Nutzungspflicht auf die Fertigstellung 
eines Gebäudes ab. Dieser Zeitpunkt ist zu unbestimmt, 
da der Zeitpunkt der Fertigstellung bei Baubegirm oder 
gar bei der Vorhabensplanung in der Regel nur grob ein- 
geschätzt werden kann. Die Fertigstellung eines Gebäu- 
des hängt von der Leistung vieler Handwerker ab, die 
ihrerseits Unwägbarkeiten bei der Tenuinplanung unter- 
liegen. Darüber hinaus ist der Begriff der Fertigstellung 
seinerseits ein unbestimmter Begriff, der nicht hinrei- 
chend klar definiert ist. Im Übrigen ist unklar, wann ein 
Haus „fertiggestellt“ ist. Hierzu gibt es keine klare Defi- 
nition. 

Zu Absatz 2 

Der vorliegende Gesetzentwurf regelt eine Nutzungs- 
pflicht, die in Baden-Württemberg für Wohngebäude be- 
reits durch Landesrecht in Kraft gesetzt worden ist. Der 
Bundesgesetzgeber ist bei der Wahrnehmung seiner 
Kompetenz gehalten, auf die bereits gültige Rechtsord- 
nung Rücksicht zu nehmen. Dies bedeutet, dass für die 
nach Landesrecht bereits Verpflichteten durch das spätere 
Bundesgesetz keine Regelungen geschaffen werden dür- 
fen, die den verfassungsrechtlichen Grundsätzen der 
Normenbestimmtheit und der Rechtsklarheit widerspre- 
chen. Im Hinblick auf das Wirksamwerden der Verpflich- 
tung können sich - auch unter Berücksichtigung der 
Übergangsregelung nach § 19 - Unklarheiten bezüglich 
der Anwendbarkeit von Bundes- oder Landesrecht erge- 
ben. Dies hegt daran, dass die Übergangsregelung auf 
den Bauantrag vor Inkrafttreten abstellt, während die 
Öffnungsklausel nach § 3 Abs. 2 des Gesetzentwurfs auf 
den Zeitpunkt der Fertigstellung vor dem 1. Januar 2009 
abstellt. Damit kann Landesrecht fortgelten für Gebäude, 
für die nach dem Inkrafttreten der Bauantrag gestellt bzw. 
die Bauanzeige erstattet wird und die vor dem 1 . Januar 
2009 fertiggestellt werden. Zum Zeitpunkt der Antrag- 
stellung ist aber der Zeitpunkt der Fertigstellung noch 
unklar und damit auch die Frage, welche materiellen 
Standards bei der Planung und Realisierung zu berück- 


sichtigen sind. Diese verfassungsrechtlich bedenkliche 
Rechtsunklarheit, die zu Lasten der Bürgerinnen und 
Bürger geht, lässt sich gesetzestechnisch leicht beheben, 
indem durchgängig auf den Zeitpunkt der Bauantragstel- 
lung bzw. der Bauanzeige für die Anknüpfung der Ver- 
pflichtung abgestellt wird. Dies ist mithin ein klar be- 
stimmter Zeitpunkt, wie er auch für § 3 Abs. 1 des 
Gesetzentwurfs gefordert wird. Ein Nachteil für die Wir- 
kungen des Gesetzes ist damit nicht verbunden. 

Im Übrigen wurde mit der neuen Formulierung des Ab- 
satzes 2 klargestellt, dass die Länder eine völlig eigen- 
ständige Nutzungspfhcht für den Gebäudebestand regeln 
und hierbei von den Anforderungen des vorliegenden 
Gesetzentwurfs vollumfänglich abweichen können. Letz- 
teres wird auf Grund der Begründung des Gesetzentwurfs 
zu § 3 Abs. 2 nicht hinreichend deutlich, ist aber für die 
Klarstellung der Fortgeltung bereits vorhandenen Lan- 
desrechts wichtig. 

7. Zu § 5 Abs. 3 Satz 1 Nr. 1 

In § 5 Abs. 3 Satz 1 Nr. 1 sind nach dem Wort „flüssiger“ 
die Wörter „und gasförmiger“ einzufügen. 

Begründung 

§ 5 Abs. 3 Satz 1 engt in Nummer 2 die Nutzung von gas- 
förmiger Biomasse auf Kraft-WärmeKopplungsanlagen 
ein und schließt so den Einsatz von Emeuerbaren Ener- 
gien in den weit verbreiteten Gaszentralheizungen aus. 
Dies wirkt dem Ziel des Gesetzentwurfs entgegen. Ins- 
besondere zu Erdgasqualität aufbereitetes Biogas kann in 
modernen Gasheizanlagen dank Brermwerttechnik mit 
den höchstmöglichen Wirkungsgraden verbrannt werden 
und so einen optimalen Beitrag zum Wärmeziel von 
14 Prozent bis zum Jahr 2020 leisten. Für Biogas aus 
dem Erdgasnetz besteht ein beachtliches Marktpotenzial 
bei ökologisch orientierten Verbrauchern. Besitzer von 
Niedrigenergiehäusem mit Gasheizung beispielsweise 
könnten ohne Investitionen in Anlagentechnik mit ver- 
gleichsweise geringen Mehrkosten gänzlich auf rege- 
nerative Energien umstellen. 

8. Zu § 6 Satz 2 

ln § 6 Satz 2 sind nach dem Wort „Umfang“ die Wörter 
„die Benutzung ihrer Grundstücke, insbesondere das Be- 
treten,“ einzufügen. 

Begründung 

Mit § 6 soll die Verpflichtung des an einer Gemeinschafts- 
lösung mehrerer Gmndstückseigentümer zur Nutzung Er- 
neuerbarer Energien nicht beteiligten Nachbarn zur Dul- 
dung der Führang von Leitungen über sein Gmndstück 
nonuiert werden. Auf diese Weise soll verhindert werden, 
dass ein nicht kooperationsbereiter Nachbar eine Gemein- 
schaftslösung anderer Gmndstückseigentümer verhin- 
dert. ln der Begründung des Gesetzentwurfs heißt es hier- 
zu, dass der Nachbar „zur Duldung des Betretens seines 
Gmndstücks und - gegen angemessene Entschädigung 
durch die an der Gemeinschaftslösung Beteiligten - zur 
Duldung der Fühmng der Leitungen über sein Grand- 
stück“ verpflichtet sein solle. In § 6 wird indes nur die 
Führang von Leitungen über das Grundstück aufgegrif- 
fen; eine ausdrückliche Regelung des Betretens fehlt. 
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Um etwaigen Auslegungsstreitigkeiten zu der Frage, ob 
von der Führung von Leitungen über das Grundstück 
auch die Berechtigung der an der Gemeinschaftslösung 
Beteiligten zu dessen Betreten bzw. Benutzen zum 
Zwecke des Herstellens der Leitungsverbindung um- 
fasst ist, von vornherein vorzubeugen, erscheint eine 
klarstellende Formulierung des Gesetzeswortlauts ange- 
zeigt. Es sind insoweit Fallgestaltungen denkbar, in de- 
nen ein nicht kooperationsbereiter Nachbar versucht, die 
an einer Gemeinschaftslösung Beteiligten unter Hinweis 
auf den Gesetzeswortlaut darauf zu verweisen, dass er 
zwar das Führen der Leitungen über sein Grundstück, 
nicht aber das Betreten bzw. Benutzen des Grundstückes 
für etwaige Ausschachtarbeiten etc. gestatte. Das Füh- 
ren der Leitungen über das Nachbargrundstück wird in 
einer Vielzahl von Fällen auch tatsächlich technisch oh- 
ne das Betreten des Nachbargrundstücks möglich sein, 
allerdings nur gegen deutlich höheren Kostenaufwand, 
der dann - entgegen der aus der Begründung des Ge- 
setzentwurfs erkennbaren Intention des Gesetzgebers 
(vgl. Bundesratsdrucksache 9/08, S. 52) - den an der 
Gemeinschaftslösung Beteiligten zur Last fiele. 

Die vorgeschlagene Ergänzung des Gesetzeswortlauts 
orientiert sich aus Gründen der Einheitlichkeit der Ge- 
setzessprache an der Terminologie bereits vorhandener 
Regelungen zu nachbarlichen Duldungspflichten. Ver- 
gleichbare Regelungen enthalten z. B. § 917 (Not- 
wegerecht) und § 1018 BGB (Grunddienstbarkeit), in 
denen jeweils der Begriff der Benutzung bzw. des Be- 
nutzens des Nachbargrundstücks gewählt worden ist. 

9. Zu § 7 Nr. 1, 2 und 3 Buchstabe b 

§ 7 ist wie folgt zu ändern: 

a) In Nummer 1 sind vor dem Wort „Anlage“ die Wör- 
ter „Abschnitt IV der“ einzufugen. 

b) In Nummer 2 sind vor dem Wort „Anlage“ die Wör- 
ter „Abschnitt V der“ einzufügen. 

c) In Nummer 3 Buchstabe b sind vor dem Wort „An- 
lage“ die Wörter „Abschnitt IV der“ einzufügen. 

Begründung 

Die Verweise auf die Anlage sollten durchgängig - so 
wie in § 10 Abs. 2 des Gesetzentwurfs bereits gesche- 
hen - die Untergliederung der Anlage mit römischen 
Zahlen nennen. 

10. Zu § 7 Nr. 3 Buchstabe c - neu - 

In § 7 Nr. 3 Buchstabe b ist nach dem Wort „Gesetz“ 
das Wort „oder“ einzufugen und folgender Buchstabe c 
anzufügen: 

„c) überwiegend aus einer Kombination aus 
Kraft- W ärme-Kopplungsanlagen, Emeuerbaren 

Energien oder Umweltwärme“. 

Begründung 

In dem derzeitigen Entwurf werden Nah- oder Fern- 
wärmenetze, die u. a. durch industrielle Abwärme ver- 
sorgt werden, nicht berücksichtigt. Gleichwohl kann 
hierdurch ein Beitrag zur C02-Reduktion bei der Wär- 
meversorgung geleistet werden, so dass die Nutzung der 
industriellen Abwärme den Zielsetzungen des Gesetz- 


entwurfs entspricht. Insbesondere bei der Realisierung 
von Nichtwohngebäuden in Gewerbegebieten oder In- 
dustrieparks könnte diese Variante in Betracht kommen. 

Darüber hinaus werden Nah- oder Femwärmenetze 
häufig aus verschiedenen Quellen gespeist, von denen 
u. U. jede einzelne (aus Emeuerbaren Energien oder aus 
KWK-Anlagen) für sich noch keinen überwiegenden 
Teil darstellt. Aus diesem Grande sollte auch die Kom- 
bination zulässig sein, da mit Blick auf die zu erwarten- 
de C02-Reduktion ebenfalls der Zielsetzung des Ge- 
setzentwurfs entsprochen wird. 

11. Zu § 7 Nr. 4 - neu - 

§ 7 ist wie folgt zu ändern: 

a) ln Nummer 2 ist das Wort „oder“ am Ende durch ein 
Komma zu ersetzen. 

b) In Nummer 3 ist der Punkt am Ende durch ein Kom- 
ma zu ersetzen und das Wort „oder“ ist anzufügen. 

c) Folgende Nummer 4 ist anzufügen: 

„4. den Wärmeenergiebedarf überwiegend aus in- 
dustrieller Abwärme decken.“ 

Begründung 

Auch die Nutzung betrieblicher Abwärme, die in Pro- 
duktionsprozessen entsteht, sollte als Ersatzmaßnahme 
vorgesehen werden. Andernfalls wären Unternehmen 
zur Errichtung von Anlagen gezwungen, die ökologisch 
keinen Vorteil brächten. Die ohnehin vorhandene Wär- 
me bliebe ungenutzt. 

12. Zu § 9 Nr. 1 und 2 

§ 9 ist wie folgt zu ändern: 

a) ln Nummer 1 sind nach dem Wort „oder“ die Wörter 
„ihre Erfüllung und die Durchführung von Ersatz- 
maßnahmen nach § 7 im Einzelfall technisch un- 
möglich sind oder“ anzufügen. 

b) ln Nummer 2 sind die Wörter „a) technisch unmög- 
lich sind oder b)“ zu streichen. 

Begründung 

Ziel dieser Änderung ist es, die Notwendigkeit einer 
Befreiung auf die so genarmten Härtefälle zu beschrän- 
ken und somit die Zahl der behördlichen Antragsver- 
fahren zu reduzieren. Die technische Unmöglichkeit 
soll vielmehr durch die Bescheinigung eines Sachkun- 
digen bestätigt werden. Die behördliche Kontrolle er- 
folgt über die Nachweisführang. 

13. Zu § 9 Nr. 2 Buchstabe b Satz 3 - neu - 

In § 9 Nr. 2 ist dem Buchstaben b folgender Satz anzu- 
fügen: 

„Eine unbillige Härte liegt insbesondere vor, wenn die 
erforderlichen Aufwendungen innerhalb der üblichen 
Nutzungsdauer durch die eintretenden Einsparungen 
nicht erwirtschaftet werden können.“ 

Begründung 

Die Regelung ist nicht konkret genug, da die unbillige 
Härte nicht definiert wird. Da § 9 inhaltlich der Formu- 
lierung des § 25 EnEV (Befreiungen) entspricht, sollte 
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auch die Erläuterung aus § 25 EnEV mit in § 9 aufge- 
nommen werden. 

14. Zu §10 

§ 10 ist wie folgt zu fassen: 

„§ 10 

Nachweise 

(1) Die Erfüllung der Verpflichtung durch Maßnah- 
men nach den §§ 5 bis 8 in Verbindung mit der Anlage 
zu diesem Gesetz ist durch den Aussteller des Energie- 
ausweises im Energieausweis zu bestätigen. Durch Her- 
steller der Anlagen, Installationsbetriebe oder Anlagen- 
oder Wärmenetzbetreiber ausgestellte oder vorgelegte 
Bescheinigungen, technische Nachweise oder sonstige 
Belege über diese Maßnahmen sind dem Energieaus- 
weis beizufügen. 

(2) Die Verpflichteten müssen die Nachweise nach 
Absatz 1 auf Dauer aufbewahren und der nach Landes- 
recht zuständigen Behörde auf Verlangen vorlegen.“ 

Begründung 

Bei der Errichtung von Gebäuden sind die Anforderun- 
gen der Energieeinsparverordnung zu beachten. Diese 
erfordert spezielle Berechnungen und Nachweise für 
Wohngebäude nach Anlage 1 zur EnEV und für Nicht- 
wohngebäude nach Anlage 2 zur EnEV. In die Berech- 
nung des Jahresprimärenergiebedarfs gehen die Para- 
meter und Kennwerte der für die Wärmeerzeugung 
verwendeten Anlagentechnik ein. 

Somit gehen auch die nach den §§ 5 bis 8 des Gesetz- 
entwurfs durchgeführten Maßnahmen zur Erfüllung der 
sich aus § 3 ergebenden Verpflichtung mit ihren techni- 
schen Parametern und Koeffizienten unmittelbar in die 
Ermittlung des Jahresprimärenergiebedarfs nach Ab- 
schnitt 2 der EnEV ein. 

Die Maßnahmen nach den §§ 5 bis 8 haben damit 
unmittelbaren Einfluss auf den Inhalt des Energieaus- 
weises, der nach § 1 6 der EnEV dem Bauherrn auszu- 
stellen ist. Die Ausstellungsberechtigung richtet sich 
bei der Errichtung von Gebäuden nach Landesrecht. 
Desgleichen richtet sich die Überwachung der Maßnah- 
men nach der EnEV nach Landesrecht. 

Ein zusätzliches, mit dem Nachweisverfahren nach der 
EnEV nicht identisches bundesrechtlich geregeltes 
Nachweisverfahren ist mit unnötigem bürokratischem 
Aufwand verbunden. Der Nachweis der Erfüllung der 
Verpflichtungen nach § 3 Abs. 1 ist daher an den Ener- 
gieausweis für neu errichtete Gebäude nach § 16 EnEV 
zu koppeln. 

15. Zu §11 

§ 1 1 ist wie folgt zu fassen: 

„§11 

Überwachung 

(1) Die nach Landesrecht zuständigen Behörden sind 
befugt, die Erfüllung der Pflicht nach § 3 Abs. 1 zu 


überwachen und die Richtigkeit der Nachweise nach 
§ 10 zu überprüfen. 

(2) Die Landesregierungen oder die von ihnen be- 
stimmten Stellen werden ermächtigt, durch Rechtsver- 
ordnung die Überwachung der Pflicht nach § 3 Abs. 1 
und die Überprüfung der Nachweise nach § 10 ganz 
oder teilweise auf geeignete Stellen, Fachvereinigun- 
gen oder Sachverständige zu übertragen. In der Rechts- 
verordnung können die Art und das Verfahren der Über- 
wachung geregelt werden; ferner können Anzeige- und 
Nachweispflichten vorgeschrieben werden. 

(3) Die mit dem Vollzug dieses Gesetzes beauftrag- 
ten Personen sind berechtigt, in Ausübung ihres Amtes 
Grundstücke und bauliche Anlagen einschließlich der 
Wohnungen zu betreten. Das Grundrecht der Unverletz- 
lichkeit der Wohnung (Artikel 13 des Grundgesetzes) 
wird insoweit eingeschränkt.“ 

Begründung 

Die Überwachung sollte wie bei dem Vollzug der Ener- 
gieeinsparverordnung der Regelung durch das Land 
überlassen bleiben. Die Länder sollten ermächtigt wer- 
den, zur Entlastung der Behörden die Überwachung auf 
Dritte zu übertragen. 

16. Zu §12 

§ 12 ist zu streichen. 

Begründung 

Die Regelung ist entbehrlich. Für den Vollzug sind die 
Länder ohnehin zuständig. 

17. Zu §15 Satz 1 

In § 15 Satz 1 sind die Wörter „oder anderweitiger ge- 
setzlicher Verpflichtungen“ zu streichen. 

Begründung 

Die Streichung ist zwingend, damit Hauseigentümer in 
solchen Ländern, die eine Verpflichtung nach § 3 
Abs. 2 festlegen, nicht einseitig und ungerechtfertigt 
von der Förderung ausgeschlossen werden. Andernfalls 
würde die Öffnungsklausel nach § 3 Abs. 2 zwangsläu- 
fig ins Leere laufen. Klimaschutzregelungen für den 
Gebäudebestand von Seiten der Länder würden verhin- 
dert. 

Der Gesetzentwurf begründet die Nichteinbeziehung 
des Gebäudebestandes damit, dass in diesem Bereich 
der Primärenergiebedarf und damit der jährliche Heiz- 
kostenbedarf in der Regel immer höher als im Neubau 
sei. Derartige umfassende Modemisierungsmaßnah- 
men des bestehenden alten Heizungssystems seien aber 
kostenintensiv und beträfen sowohl den Gebäudeeigen- 
tümer als auch den Mieter. Um hier die finanziellen 
Belastungen sozialverträglich zu gestalten und wir- 
kungsvolle Investitionsanreize zu setzen, werde die 
Nutzungspflicht durch erweiterte Fördermaßnahmen 
insbesondere für eine sozialverträgliche Sanierung von 
Altbauten ergänzt. 

Zugleich lässt der Bundesgesetzgeber den Ländern 
nach § 3 Abs. 2 des Gesetzentwurfs die Möglichkeit, 
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auch für den Gebäudebestand eine Nutzungspflicht zu 
begründen, was nach dem derzeitigen Gesetzentwurf 
die Folge hätte, dass damit die Förderung für diese Ge- 
bäude entfallen würde, obwohl nach der Begründung 
gerade eine Förderung für den Gebäudebestand aus so- 
zialverträglichen Gründen nötig ist. 

Dies beinhaltet einen systematischen Widerspruch, der 
dadurch aufzulösen ist, dass eine landesrechtliche Nut- 
zungspflicht im Sinne des § 3 Abs. 2 nicht zum Wegfall 
der Fördermöglichkeit führen darf. 

Die im Gesetzentwurf vorgesehene Regelung ist auch 
verfassungsrechtlich bedenklich, da eine Ungleich- 
behandlung bei der Förderung von Maßnahmen im Ge- 
bäudebestand erfolgt. 

Darüber hinaus steht die Regelung zu den vom Bundes- 
gesetzgeber selbst genannten sozialpolitischen Erwä- 
gungen in Widerspruch. Diese sozialpolitischen Erwä- 
gungen gelten bei Maßnahmen im Gebäudebestand 
unabhängig davon, ob sie auf gesetzlicher Verpflich- 
tung oder auf freiwilliger Initiative des Hauseigen- 
tümers beruhen. 

Nach der Begründung zum Gesetzentwurf wäre es viel- 
mehr konsequent, Maßnahmen im Gebäudebestand, die 
auf der Grundlage landesrechtlicher Nutzungspflichten 
getroffen werden müssen, mit entsprechenden Förder- 
mitteln zu flankieren. Der Bundesgesetzgeber hat ein 
solches Vorgehen bereits selbst in Bezug auf die Tiefen- 
geothermie gewählt. 

Verbleibt es bei der Ermächtigung, so stellt die Be- 
schränkung auch einen Eingriff in die Finanzhoheit der 
Länder dar. Es muss den Ländern überlassen bleiben, 
ob sie bestimmte Maßnahmen, die durch Landesrecht 
vorgeschrieben werden, mit Fördermitteln des Landes 
unterstützen. 

18. Zu §16 

§ 16 ist zu streichen. 

Begründung 

§ 16 des Gesetzentwurfs enthält eine Regelung zum 
Anschluss- und Benutzungszwang der Gemeinden und 
Gemeindeverbände. Hierzu besteht keine Gesetzge- 
bungskompetenz des Bundes. 

ln der Begründung des Gesetzentwurfs wird dazu aus- 
geführt, dass „durch § 16 keine neue bundesrechtliche 
Ermächtigungsgrundlage geschaffen, sondern [...] 
vielmehr die bestehenden Ermächtigungsgrundlagen 
auch für den Klima- und Ressourcenschutz geöffnet“ 
werden (S. 29 ähnlich, S. 19 Abschnitt Vlll dritter Ab- 
satz mit Blick auf Artikel 14 GG). 

Mit dem beabsichtigten Gesetz greift der Bundes- 
gesetzgeber in die durch das Grundgesetz ausschließ- 
lich den Ländern belassene Kompetenz der Materie des 
Kommunalrechts ein (so BVerfGE 22, 180/209 f, 77, 
288/299; Urteil vom 20. Dezember 2007 - 2 BvR 2433/ 
04/2 BvR 2434/04 - Unzulässigkeit von Arbeits- 
gemeinschaften gemäß § 44b SGB 11). Die Länder 
haben durchgängig die Voraussetzungen für einen 
Anschluss- und Benutzungszwang in den Gemeinde- 


ordnungen geregelt (Nordrhein- Westfalen in § 9 der 
Gemeindeordnung NRW). Die Gemeindeordnungen 
legen fest, aus welchen Anlässen und in welchem Um- 
fang und mit welchen Ausnahmen und zu welchen 
Zwecken eine Gemeinde ermächtigt wird, einen 
Anschluss- und Benutzungszwang - gestützt auf die 
jeweilige Gemeindeordnung - zu beschließen. Zu 
Änderungen oder Erweiterungen von Regelungen der 
Gemeindeordnung ist ausschließlich der Landesgesetz- 
geber befugt, nicht jedoch der Bund. 

Auch bedarf es keiner bundesgesetzlichen Regelung, um 
die Länder zu ermächtigen, in ihren Gemeindeordnun- 
gen zu bestimmen, dass von einem Anschluss- und Be- 
nutzungszwang auch zum Zweck des Klima- und Res- 
sourcenschutzes Gebrauch gemacht werden kaim. Dies 
könnte der Landesgesetzgeber bereits jetzt. Bezeichnen- 
derweise wird im Gesetzentwurf nicht dargelegt, dass 
die Länder dies zurzeit nicht könnten und daher den Län- 
dern mit dem beabsichtigten Gesetz diese Kompetenz/ 
Ermächtigung erst verliehen werden müsste. 

Darüber hinaus ist der Bund nach Artikel 84 Abs. 1 
Satz 7 des Grundgesetzes gehindert, Gemeinden und 
Gemeindeverbänden durch Bundesgesetz Aufgaben zu 
übertragen. Auch in einer Ermächtigung wie in § 16 
liegt im weiteren Siim eine Aufgabenübertragung, da 
den Kommunen zumindest aufgegeben wird, verant- 
wortungsvoll über den Gebrauch dieser Ermächtigung 
zu entscheiden und ggf tätig zu werden. 

Da der Bund somit seine Kompetenz überschritten hat, 
ist § 16 zu streichen. 

19. Zu § 17 Abs. 1 Nr. 1 

Der Bundesrat bittet, im weiteren Verlauf des Gesetz- 
gebungsverfahrens zu prüfen, ob § 17 Abs. 1 Nr. 1 dem 
rechtsstaatlichen Bestimmtheitsgrundsatz genügt. 

Begründung 

Gegen die Formulierung dieser Norm bestehen Beden- 
ken im Hinblick auf die Wahrung des Rechtsstaatsprin- 
zips: Es ist nicht hinreichend klar, was damit gemeint 
ist, wenn formuliert wird, dass derjenige ordnungs- 
widrig handele, der „nicht richtig“ seinen Wärmeener- 
giebedarf „mit Emeuerbaren Energien deckt“. Es beste- 
hen erhebliche Bedenken, ob diese Formulierung den 
rechtsstaatlichen Bestimmtheitsanforderungen, die 
auch im Bereich der Ordnungswidrigkeiten gelten (vgl. 
Rogall in: Karlsruher Kommentar zum Gesetz über 
Ordnungswidrigkeiten, 3. Auflage, § 3 Rn. 32 f), ge- 
nügt. Jeder Verstoß gegen das EEWärmeG könnte hier 
in Zukunft bußgeldbewehrt sein. 

Der Nutzungspflichtige dürfte nicht hinreichend erken- 
nen können, welches konkrete Verhalten von ihm er- 
wartet wird, verweist doch § 3 Abs. 1 auf die Anlage, 
diese wiederum auf eine Reihe technischer Spezifika- 
tionen, die in DfN-Nonnen und in EG-Richtlinien etc. 
enthalten sind. Wenn in der Anlage beispielsweise auf- 
geführt ist, dass nur derjenige die Pflicht erfülle, der 
einen nach dem Verfahren der DIN 4702 Teil 2 
(1990-03) ermittelten Kesselwirkungsgrad für Biomas- 
sezentralheizungsanlagen nicht unterschreite, dürfen 
aus einem etwaigen Verstoß gegen diese Pflicht wegen 
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der technischen Kompliziertheit der Materie keine wie 
auch immer gearteten pauschalen und generalisierend 
formulierten Ordnungswidrigkeitentatbestände ge- 
schaffen werden, mag auch ein leichtfertiger Verstoß 
notwendig sein, um ein Bußgeld zu verwirken. 

Das Bundesverfassungsgericht fordert in ständiger 
Rechtsprechung, dass der Sinngehalt einer Norm vom 
jeweiligen Normadressaten noch erfasst werden kann 
(vgl. BVerfGE 4, 352 <357 f >); dies soll unter anderem 
auch davon abhängen, ob eine gefestigte Rechtspre- 
chung eine zuverlässige Grundlage für das Normver- 
ständnis bietet (vgl. BVerfGE 28, 175 <183>). Da es 
sich vorliegend um ein gänzlich neues Gesetz ohne ein 
vorangegangenes Regelungswerk handelt, existiert 
hierzu noch keine entsprechende Rechtsprechung, die 
Grundlage für ein entsprechendes Normverständnis 
sein könnte. Umso mehr Sorgfalt ist daher bei der Um- 
schreibung des Bußgeldtatbestandes aufzuwenden. Es 
bestehen daher erhebliche Zweifel, ob diese Norm den 
Bestimmtheitsanforderungen genügt. 

20. Zu § 19 Abs. 1 und 2 Satz 1 

§ 19 ist wie folgt zu ändern: 

a) ln Absatz 1 sind die Wörter „... [einfügen: Datum 
des Inkrafttretens dieses Gesetzes]“ durch die Wör- 
ter „... [einfügen: Datum des Tages, der 18 Monate 
nach Inkrafttreten dieses Gesetzes liegt]“ zu erset- 
zen. 

b) Absatz 2 Satz 1 ist wie folgt zu fassen: 

„§ 3 Abs. 1 ist nicht anzuwenden auf die nicht ge- 
nehmigungsbedürftige Errichtung von Gebäuden, 
die nach Maßgabe des Bauordnungsrechts der Ge- 
meinde zur Kenntnis zu bringen sind, wenn die er- 
forderliche Kenntnisgabe an die zuständige Behörde 
vor dem . . . [einfügen: Datum des Tages, der 18 Mo- 
nate nach Inkrafttreten dieses Gesetzes liegt] erfolgt 
ist.“ 

Begründung 

Zu den Buchstaben a und b 

Die sich aus den Regelungen des Gesetzentwurfs erge- 
benden Planungsanforderungen für Baumaßnahmen 
liegen erst mit der Verkündung des Gesetzes rechtsver- 
bindlich vor. 

Insbesondere bei größeren Baumaßnahmen mit länge- 
ren Planungsphasen, bei denen Entscheidungen zum 
Energiekonzept üblicherweise in den ersten Planungs- 
phasen zu treffen sind, sind angemessen lange Über- 
gangsfristen zu regeln, um unwirtschaftliche Umpla- 
nungen zu verhindern. 

Ebenso sind entsprechende Übergangsfristen zu regeln, 
um die sich aus den Anforderungen des Gesetzentwurfs 
ergebenden zusätzlichen Finanzbedarfe auf der Seite 
der Bauherren sicherzustellen. 

Zu Buchstabe b 

Die im Gesetzentwurf vorgesehene Regelung führt zu 
einer nicht gerechtfertigten Ungleichbehandlung ver- 
gleichbarer Sachverhalte. Soll beispielsweise ein Wohn- 
haus in einem Bebauungsplangebiet mit einer um 1 Grad 


von den Festsetzungen des Bebauungsplans abweichen- 
den Dachneigung errichtet werden, ist nach den den 
§§ 62, 63 der Musterbauordnung entsprechenden Lan- 
desbauordnungen ein Baugenehmigungsverfahren mit 
der Folge erforderlich, dass nach Absatz 1 auf den Zeit- 
punkt der Einreichung des Bauantrags abgestellt wird. 

Soll auf dem Nachbargrundstück ein im Wesentlichen 
gleiches Gebäude mit einer den Festsetzungen des Be- 
bauungsplans entsprechenden Dachneigung errichtet 
werden, ist das Genehmigungsfreistellungsverfahren 
mit der Folge durchzuführen, dass auf den erst einen 
Monat später liegenden Zeitpunkt des Ablaufs der 
Wartefrist abzustellen ist. 

21. Zu § 19a - neu - 

Nach § 19 ist folgender § 19a einzufügen: 

,§ 19a 

Änderung des Bürgerlichen Gesetzbuches 

§ 554 des Bürgerlichen Gesetzbuches in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 2. Januar 2002 (BGBl. I 
S. 42, ber. S. 2909 und 2003 I S. 738), das zuletzt durch 
. . . geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 

1 . In Absatz 1 werden die Wörter „zu dulden“ und der 
abschließende Punkt gestrichen sowie die Wörter 
„oder zu denen der Vermieter gesetzlich verpflichtet 
ist, zu dulden.“ angefügt. 

2. ln Absatz 2 werden vor dem Wort „Maßnahmen“ 
die Wörter „Unbeschadet des Absatzes 1 hat der 
Mieter“ und nach dem Wort „Wasser“ die Wörter 
„ , zur Gewährleistung der Nutzung Erneuerbarer 
Energien“ eingefügt sowie die Wörter „hat der Mie- 
ter“ gestrichen. ‘ 

Begründung 

Zu Nummer 1 

Der Gesetzentwurf der Bundesregierung ist um die 
vorgeschlagene mietrechtliche Regelung zu ergänzen. 
Ohne diese wären Vermieter entgegen dem mit dem 
EEWärmeG verfolgten klimapolitischen Ziel der 
Schwierigkeit ausgesetzt, unter Umständen ihrer Pflicht 
bzw. ihrem freiwilligen Entschluss zur Nutzung Emeu- 
erbarer Energien nicht nachkommen zu können. 
Die vorgeschlagene Regelung dient dem mit dem 
EEWärmeG verfolgten Ziel, eine nachhaltige Energie- 
versorgung zu fördern und den Anteil Erneuerbarer 
Energien für Heizung, Warmwasserbereitung und Er- 
zeugung von Kühl- und Prozesswärme zu erhöhen. Sie 
stellt zudem einen angemessenen Ausgleich zwischen 
Vermieter- und Mieterinteressen dar. 

Der Gesetzentwurf selbst sieht zwar in § 3 Abs. 1 ledig- 
lich eine Verpflichtung zur Nutzung Emeuerbarer Ener- 
gien für Neubauten und nicht zugleich für Bestandsbau- 
ten vor. Insoweit erscheint eine Änderung des § 554 
BGB zunächst nicht erforderlich, weil die baulichen 
Maßnahmen in der Regel vor Beginn des Mietverhält- 
nisses abgeschlossen sind, so dass sich die Frage nach 
der Pflicht des Mieters zur Duldung entsprechender 
Maßnahmen nicht stellt. Sind sie es zum Zeitpunkt des 
Mietvertragsabschlusses noch nicht, kann der Vermie- 


Deutscher Bundestag — 16. Wahlperiode 


-39- 


Drucksache 16/8149 


ter den Abschluss des Mietvertrages von der Duldung 
der vorzunehmenden Restarbeiten abhängig machen. 

Mietrechtlicher Regelungsbedarf besteht aber vor dem 
Hintergrund der mit dem EEWärmeG verfolgten klima- 
politischen Ziele jedenfalls im Hinblick 

- auf die in § 3 Abs. 2 vorgesehene Öffnungsklausel, 
die es den Ländern ermöglicht, eine Pflicht zur Nut- 
zung Emeuerbarer Energien auch für Bestandsbau- 
ten festzulegen sowie 

- auf nachträgliche, freiwillige Maßnahmen des Ver- 
mieters zur Nutzung Emeuerbarer Energien. 

Nach § 19a — neu - Nr. 1 (§ 554 Abs. 1 BGB) werden 
die Maßnahmen, die der Mieter nach § 554 Abs. 1 BGB 
stets zu dulden hat, zur Klarstellung um diejenigen er- 
weitert, zu deren Vornahme der Vermieter gesetzlich 
verpflichtet ist. Soweit der Vermieter gesetzlich zu 
Maßnahmen - z. B. der Energieeinspamng - verpflich- 
tet ist bzw. wird, ist der Mieter zwar nach allgemeiner 
Meinung bereits jetzt zur uneingeschränkten Duldung 
verpflichtet. Die Duldungspflicht ist allerdings nicht 
ausdrücklich normiert, sondern erfordert einen Rück- 
griff auf § 242 BGB (vgl. Schmidt-Futterer, Mietrecht 
9. Auflage, § 554 Rn. 77; MüKo/Bieber, BGB 5. Aufla- 
ge, § 554 Rn. 6; Palandt/Weidenkaff, BGB 67. Auflage, 
§ 554 Rn. 2, 14; Stemel NZM 2001, 1058 (1060)). Auf 
diese Rechtslage abstellend war noch im Rahmen des 
Gesetzgebungsverfahrens zum Mietrechtsreformgesetz 
von einer Änderang des § 554 BGB abgesehen worden 
(vgl. Bundestagsdmcksache 14/4553, S. 49). Eine klar- 
stellende gesetzliche Regelung erscheint dennoch ge- 
boten. Denn bisher ist eine auf § 242 BGB gestützte 
Duldungspflicht vor allem in solchen Fällen ange- 
nommen worden, in denen die Pflicht zur Durchfüh- 
mng einer bestimmten Maßnahme bestand (vgl. 
Schmidt-Futterer, Mietrecht 9. Auflage, § 554 Rn. 77). 
Die Wahl der Mittel wird den Eigentümern von Be- 
standsbauten im Rahmen der Nutzung Emeuerbarer 
Energien aber auch in Zukunft weitgehend freistehen, 
so dass die Maßnahme letztlich, selbst wenn sie auf 
einer über die Öffnungsklausel des § 3 Abs. 2 geschaf- 
fenen gesetzlichen Verpflichtung bemht, nicht mit Si- 
cherheit als eine gesetzlich auferlegte i. S. d. § 242 
BGB und daher vom Mieter uneingeschränkt zu dul- 
dende angesehen werden kann. 

Zu Nummer 2 

Nach § 19a - neu - Nr. 2 werden die Maßnahmen, die 
der Mieter nach § 554 Abs. 2 BGB im Regelfall zu 
dulden hat, denen er aber im Einzelfall den Einwand be- 
sonderer Härte entgegenhalten kaim, zur Klarstellung 
um diejenigen erweitert, die der freiwilligen Nutzung Er- 
neuerbarer Energien dienen, d.h. nicht auf einer gesetz- 
lichen Anordnung bemhen (insoweit gilt § 554 Abs. 1 
BGB). Ohne die vorgeschlagene Ändemng bestünde die 
Rechtsunsicherheit für den Vermieter, ob der Mieter 
(freiwillige) Maßnahmen zur Nutzung Emeuerbarer 
Energien überhaupt dulden muss. Denn nach der beste- 
henden Gesetzeslage hat der Mieter vergleichbare Maß- 
nahmen gemäß § 554 Abs. 2 BGB nur zu dulden, soweit 
sie der Einspamng von Energie oder Wasser dienen. Ob 
davon sämtliche Maßnahmen zur Nutzung Emeuerbarer 


Energien erfasst sind, ist zweifelhaft. Dies gilt insbeson- 
dere für die Fälle, in denen die konkrete Maßnahme, wie 
z. B. bei der Nutzung von Solar- oder Photovoltaikanla- 
gen, nicht nachweislich zu einer Einspamng von Energie 
führt. Mit der Frage, ob es sich bei entsprechenden Maß- 
nahmen um solche zur Einspamng von Energie i. S. d. 
Gesetzes handelt, haben sich insbesondere Börstinghaus 
in Schmidt-Futterer, Mietrecht 9. Auflage, § 559 Rn. 77 
und Eisenschmid in WuM 2006, 1 1 9 auseinandergesetzt 
und diese mit dem Hinweis auf den eindeutigen Wortlaut 
(Einspamng) und die in der Entwurfsbegründung auf- 
geführten Beispiele verneint. Entsprechend geäußert 
haben sich insbesondere Emmerich in Staudinger, BGB 
Neubearbeitung 2003, § 559 Rn. 32 sowie Sternei in 
NZM 2001, 1058, 1065. Eine klarstellende gesetzgebe- 
rische Entscheidung erscheint daher zur Verwirklichung 
der mit dem EEWärmeG bezweckten klimapolitischen 
Ziele dringend geboten. 

Es ginge indes zu weit, sämtliche, das heißt insbeson- 
dere die nicht auf einer gesetzlichen Verpflichtung be- 
mhenden Maßnahmen zur Nutzung Emeuerbarer Ener- 
gien der uneingeschränkten Duldungspflicht des § 554 
Abs. 1 BGB zu unterwerfen. Deim im Falle gesetzgebe- 
rischen Handelns ist ein ausgewogener Ausgleich zu 
finden zwischen dem gesetzgeberischen Ziel effektiven 
Klimaschutzes, den Interessen des Vermieters an der 
Modemisiemng des Wohnungsbestandes und den Inte- 
ressen des Mieters, vor Luxusmodemisiemngen und 
einem „Hinausmodernisieren“ geschützt zu werden 
(vgl. Schmidt-Futterer, Mietrecht 9. Auflage, § 554 
Rn. 186). Eine Regelung dahingehend, die Duldungs- 
pflicht für Maßnahmen zur Nutzung Emeuerbarer Ener- 
gien generell dem Anwendungsbereich des § 554 
Abs. 1 BGB zu unterstellen, hätte insoweit zur Folge, 
dass der Mieter jede Maßnahme des Vemiieters - unab- 
hängig davon, ob sie auf einer gesetzlichen Verpflich- 
tung oder einer freiwilligen Entschließung bemht und 
unabhängig von Umfang und Dauer der durchzufüh- 
renden Arbeiten - uneingeschränkt zu dulden hätte. 
Eine Härtefallprüfüng, wie sie der Maßnahmenkatalog 
des § 554 Abs. 2 BGB vorsieht, wäre ausgeschlossen. 
Dies kann im Sinne eines gerechten Interessenaus- 
gleichs -jedenfalls für freiwillige Maßnahmen des Ver- 
mieters unbeschränkten Ausmaßes - nicht gewollt sein. 
Soweit Maßnahmen nicht auf einer gesetzlichen Ver- 
pflichtung bemhen, sind sie daher dem Anwendungs- 
bereich des § 554 Abs. 2 BGB zu unterstellen. 

Dem folgend werden mit der vorgeschlagenen Rege- 
lung Maßnahmen des Vermieters, für die eine - z. B. 
über die Öffnungsklausel des § 3 Abs. 2 EEWärmeG 
künftig geschaffene - gesetzliche Verpflichtung be- 
steht, dem Anwendungsbereich des § 554 Abs. 1 BGB 
und alle übrigen, insbesondere freiwilligen Maßnah- 
men des Vermieters zur Nutzung Emeuerbarer Energien 
dem Anwendungsbereich des § 554 Abs. 2 BGB unter- 
stellt, um dem Mieter jedenfalls bei letzteren im Sinne 
eines gerechten Interessenausgleichs im Einzelfall den 
Einwand besonderer Härte zu ermöglichen. Durch 
den Zusatz „Unbeschadet des Absatzes 1“ in § 554 
Abs. 2 BGB wird zugleich das Rangverhältnis der Ab- 
sätze 1 und 2 dahingehend klargestellt, dass Maßnah- 
men zur Nutzung Emeuerbarer Energien, die auf ge- 
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setzliche Verpflichtung zurückzuführen sind, nicht dem 
Einwand der unzumutbaren Härte gemäß § 554 Abs. 2 
BGB ausgesetzt sind, sondern dem Anwendungs- 
bereich des § 554 Abs. 1 BGB unterfallen. 

22. Zu § 20 Satz 2 - neu - 

Dem § 20 ist folgender Satz anzufugen: 

„Gleichzeitig tritt § 5 der Energieeinsparverordnung 
vom 24. Juli 2007 (BGBl. 1 S. 1519) außer Kraft.“ 

Begründung 

Das in § 5 der Energieeinsparverordnung geregelte Ge- 
bot zur Prüfung alternativer Energieversorgungssys- 
teme wird durch die konkrete gesetzliche Verpflichtung 
des EEWärmeG obsolet. 

23. Zu Abschnitt II Nr. 2 der Anlage 

In Abschnitt II Nr. 2 sind die Wörter „der Einführung in 
den Konversionsapparat“ durch die Wörter „ihres Ein- 
tritts in den Apparat zur Wärme- oder Kälteerzeugung“ 
zu ersetzen. 

Begründung 

Der Begriff „Konversionsapparat“ ist unüblich und 
nicht zweckmäßig, da gemäß § 1 Abs. 2 Wärme- und 
Kältebedarfsdeckung aus Emeuerbaren Energien 
Zweck und Regelungsgegenstand des vorgelegten Ge- 
setzentwurfs sind. 

24. Zu Abschnitt III Nr. I Buchstabe a 
Doppelbuchstabe aa und bb der Anlage 

In der Anlage ist in Abschnitt III Nr. 1 der Buchstabe a 
wie folgt zu ändern: 

a) Doppelbuchstabe aa ist wie folgt zu fassen: 

„aa) elektrisch angetriebenen Wärmepumpen mit 
einer Jahresarbeitszahl von 3,5 oder mehr,“. 

b) Doppelbuchstabe bb ist zu streichen. 
Begründung 

Praxistests haben gezeigt, dass die Jahresarbeitszahl 4,0 
bei Systemen, die auch für die Warmwasserbereitung 
eingesetzt werden, kaum erreichbar ist. Eine Jahresar- 
beitszahl von 3,5 ist ausreichend, um die Qualifizierung 
als Emeuerbare Energie zu begründen. Eine zu hohe 
Jahresarbeitszahl würde den Einsatz dieser Technologie 
in ungerechtfertigter Weise benachteiligen. 

Eine Differenzierung der Jahresarbeitszahl, wie sie im 
Gesetzentwurf in Abschnitt III Nr. 1 Buchstabe a Dop- 
pelbuchstabe aa (4,0) und bb (3,3) vorgesehen ist, ist 
nicht nachvollziehbar. Dies würde bedeuten, dass die 
technisch bessere aber teurere Technologie der Erd- 
wärmesonden mit höheren Anforderungen gegenüber 
Luft- Wasser-Wärmepumpen bestraft wird. Eine Unter- 
scheidung der Jahresarbeitszahl ist aus ökologischer 
Sicht nicht erforderlich und entfällt deshalb. 

25. Zu Abschnitt III Nr. I Satz 2 - neu - der Anlage 

Dem Abschnitt III Nr. 1 ist folgender Satz anzufügen: 

„Bei monovalent betriebenen Wärmepumpen bis ein- 
schließlich einer Heizleistung von 1 0 Kilowatt kann auf 


eigene Zähleinrichtungen verzichtet werden, wenn eine 
Bescheinigung des Fachbetriebes vorliegt und der 
COP-Wert der Wärmepumpe von einer unabhängigen 
und akkreditierten Wännepumpenprüfstelle nach DIN 
EN 255 ennittelt und nachgewiesen ist.“ 

Begründung 

Die Installation von Messeinrichtungen zur Erfassung 
der Wärmeerzeugung und des Stromverbrauches von 
Wärmepumpen ist mit einem höheren technischen und 
finanziellen Aufwand verbunden. Die technischen Lö- 
sungen einiger Wärmepumpensysteme, z. B. solche mit 
hocheffizienter Warmwasserbereitung, bedingen teil- 
weise den Einbau von zwei Wärmemengenzählern für 
die hinreichend genaue Erfassung der Wärmemenge. 
Bei Wärmepumpen kleiner Leistung können die Kosten 
für diese Messeinrichtungen 7 bis 14 Prozent betragen. 
Dieser Aufwand zum Effizienznachweis der Systeme 
ist bei Wännepumpen kleinerer Leistung unangemes- 
sen hoch. Die Vorgabe von Zähleinrichtungen in 
Abschnitt III Nr. 1 Buchstabe b ist kontraproduktiv zu 
den Zielen des Gesetzentwurfs. Sie benachteiligt Wär- 
mepumpen im Vergleich zu anderen Anlagen für Emeu- 
erbare Energien. Für den Qualitätsnachweis z. B. bei 
Solarkollektoren ist ein europäisches Prüfzeichen aus- 
reichend (vgl. Abschnitt I). Das Prüfzeichen erlaubt je- 
doch keine Aussagen zur Effizienz und zum Wirkungs- 
grad der installierten solarthermischen Anlage. 

26. Zu Abschnitt IV Satz 3 - neu - der Anlage 

Dem Abschnitt IV ist folgender Satz anzufügen: 

„Abweichend von den Sätzen 1 und 2 sind Hausmüll- 
verbrennungsanlagen als KWK-Anlagen im Sinne die- 
ses Gesetzes hocheffizient, sofern Anlagen, die nach 
dem 3 1 . Dezember 2008 genehmigt werden, eine Ener- 
gieeffizienz von 0,65 oder Anlagen, die vor dem 1 . Ja- 
nuar 2009 genehmigt werden, eine Energieeffizienz 
von 0,6 aufweisen.“ 

Begründung 

Der Änderangsvorschlag zielt auf eine Gleichbehand- 
lung von Müllverbrennungsanlagen ab. Die Anforde- 
mng an die Energieeffizienz erfolgt in Anlehnung an 
die Regelungen des Vorschlags für eine Richtlinie des 
Europäischen Parlaments und des Rates vom 21. De- 
zember 2005 über Abfälle (Kriterium zur Anerkennung 
des Verwerterstatus bei Hausmüllverbrennungsanla- 
gen). 

27. Zu Abschnitt V Nr. 2 der Anlage 

In Abschnitt V Nr. 2 ist nach dem Wort „andere“ das 
Wort „bundesrechtliche“ einzufugen. 

Begründung 

Verpflichtete in Ländern mit ambitionierten eigenen 
Klimaschutzvorschriften werden durch die mit der 
Nummer 2 bezweckte Erhöhung des Anfordemngs- 
niveaus für Energieeinsparmaßnahmen benachteiligt. 

Der Gesetzentwurf sieht in § 7 Nr. 2 in Verbindung mit 
Abschnitt V Nr. 1 der Anlage regelmäßig vor, dass 
Energieeinsparmaßnahmen als Ersatzmaßnahme aner- 
kannt werden, wenn damit das Anforderungsniveau der 
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EnEV um mindestens 15 Prozent unterschritten wird. 
Durch die gegenüber den Vorentwürfen neu aufgenom- 
mene Ergänzungsklausel in Nummer 2 treten jedoch 
andere, auch landesrechtliche Vorschriften, die höhere 
Anforderungen an den baulichen Wärmeschutz stellen, 
an diese Stelle und müssen um mindestens 15 Prozent 
unterschritten werden. Es ist ökologisch und ökono- 
misch nicht nachvollziehbar, warum Gebäudeeigen- 
tümer, die in den entsprechenden Ländern ggf. schon 
vergleichsweise höhere bauliche Standards erfüllen 
müssen, durch zusätzliche Anforderungen belastet 
werden sollen. Das Anforderungsniveau für Ersatzmaß- 
nahmen sollte sich daher auf bundesrechtliche Vor- 
schriften stützen, um mögliche Standortnachteile aus- 
zuschließen. 

28. Zum Gesetzentwurf allgemein 

a) Der Bundesrat unterstützt nachdrücklich das über- 
geordnete Ziel des EEWärmeG, die C02-Emis- 
sionen auch im Wännebereich zu reduzieren. 

Der Bundesrat ist der Auffassung, dass Klima- 
schutzmaßnahmen vor allem so gestaltet werden 
müssen, dass die größten Minderungen von 
C02-Emissionen zu den geringsten Kosten zu erzie- 
len sind. Auch die Reduzierung der durch die Wär- 
meversorgung verursachten C02-Emissionen muss 
im Interesse der Verbraucher möglichst effizient er- 
folgen. Dies ist am besten durch einen technologie- 
offenen Ansatz erreichbar, der den unterschied- 
lichen Gegebenheiten des Einzelfalls Rechnung 
trägt und der es den Investoren erlaubt, die zur 
Erreichung klimapolitischer Ziele jeweils kosten- 
effizientesten Technologien einzusetzen. Damit las- 
sen sich finanzielle Fehlallokationen und bürokrati- 
sche Detailregelungen vermeiden. 

Diesem Grundsatz wird der vorliegende Entwurf 
des EEWärmeG, anders als die EnEV, nur bedingt 
gerecht. Der Entwurf schreibt als Maßnahme zur 
C02-Minderung nicht nur zwingend den anteiligen 
Einsatz Emeuerbarer Energien vor, sondern legt da- 
rüber hinaus für die einzelnen Emeuerbaren Ener- 
gien trotz vergleichbarer C02-Minderungswirkung 
unterschiedlich hohe Anforderungen fest. 

Der Bundesrat hält es deshalb für notwendig, das 
EEWärmeG technologie- und energieträgeroffener 
auszugestalten. 

b) Der Bundesrat bittet, im weiteren Gesetzgebungs- 
verfahren im Zusammenhang mit dem EEWärmeG 
zu prüfen, inwieweit Maßnahmen, die die Nutzung 
Emeuerbarer Energien gewährleisten, in den § 559 
BGB im Interesse des Klimaschutzes integriert 
werden können, ohne dass die Mieter einseitig oder 
unverhältnismäßig belastet werden. 

c) Der Bundesrat bittet ferner zu prüfen, inwieweit 
durch eine Einbeziehung der Schornsteinfeger in 
den Kreis der Sachkundigen im Rahmen des 
EEWärmeG eine Anpassung des Schomsteinfeger- 
rechts erforderlich ist. 

d) Um auch ab 20 12 weiterhin vorzeitige Investitionen 
im Bestand zu initiieren, sollte die Fördemng aus 


dem Marktanreizprogramm weiterhin zulässig sein. 
Der Bundesrat bittet in diesem Zusammenhang die 
Bundesregierung, die dafür notwendigen zuwen- 
dungsrechtlichen Voraussetzungen zu schaffen. 

e) Der Bundesrat bittet die Bundesregiemng, im weite- 
ren Gesetzgebungsverfahren zu prüfen, ob bei der 
Ausgestaltung der Fördermöglichkeiten für den Ge- 
bäudebestand hinsichtlich des Einsatzes von Emeu- 
erbaren Energien zur Wärmegewinnung Maßnah- 
men der Wärmedämmung am Gebäudebestand als 
F ördervoraussetzung berücksichtigt werden können. 

Sollten Fördermöglichkeiten der Wärmedämmung 
am Gebäudebestand nicht im EEWärmeG thema- 
tisiert werden, wird die Bundesregiemng gebeten, 
im C02-Gebäudesaniemngsprogramm entsprechen- 
de Mehrbedarfe vorzusehen. 

Begründung 

Zu Buchstabe e 

Der Entwurf des EEWärmeG nimmt eine Differen- 
ziemng zwischen Neu- und Altbauten vor. Diese Not- 
wendigkeit wird damit begründet, dass Emeuerbare 
Energien in neuen Gebäuden technisch einfacher, 
kosteneffizienter und sozialverträglicher eingesetzt 
werden köimen als in bestehenden Gebäuden. Die Nut- 
zungspflicht soll von einer finanziell deutlich aufge- 
stockten Fördemng flankiert werden. Einen Förder- 
schwerpunkt sieht der Bund insbesondere bei dem 
Einsatz von Erneuerbaren Energien in bestehenden Ge- 
bäuden und begründet dies mit den sehr kosteninten- 
siven Modemisiemngsmaßnahmen des bestehenden 
Heizungssystems. Dieser hohe Saniemngsaufwand 
würde einen Hauptgmnd des derzeitigen Modemisie- 
mngsstaus im Gebäudebestand darstellen. 

Dieses Vorgehen erscheint nicht schlüssig. Wegen „un- 
billiger Härte“ wird der Gebäudebestand einerseits von 
der Nutzungsp flicht befreit und andererseits mit För- 
dermöglichkeiten bei der Umstellung auf die Energie- 
versorgung aus Emeuerbaren Energien unterstützt. 
Wenn es Ziel sein soll, Ressourcen zu schonen und 
Energie einzusparen, muss Wärmedämmung die erste 
Maßnahme im Gebäudebestand vor allen anderen sein. 

Mit Wärmedämmung werden erhebliche Einsparpoten- 
ziale erschlossen. Das heißt, wenn veraltete fossile 
Heizkessel durch hocheffiziente Heizsysteme in siim- 
voller Kombination mit Emeuerbaren Energien im 
Gebäudebestand eingesetzt werden sollen, muss das 
zwingend in Verbindung mit Maßnahmen zur Wärme- 
dämmung geschehen. Der Einsatz von Emeuerbaren 
Energien, insbesondere Bioenergie, im Gebäude- 
bestand ohne begleitende Wärmedämmmaßnahmen 
würde bedeuten, ein knappes/teures (bzw. knapper und 
teurer werdendes) Gut — fossilen Breimstoff- durch ein 
anderes knappes Gut - Biomasse - zu ersetzen. Bio- 
masse ist wohl nachwachsend, jedoch in einem defi- 
nierten Zeitraum nicht unendlich verfügbar. Deshalb 
sollten grandsätzlich Einspamng von CO 2 und fossilen 
Rohstoffen nicht nur durch Substitution durch Emeuer- 
bare Energie, sondern in Kombination mit Energie- 
einsparmaßnahmen realisiert werden. 
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